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Vorwort .

So weit das vorliegende Geſetz vom 5 . d. M. die Straf⸗
gerichte und das Verfahren derſelben beſtimmt , iſt es

großentheils nur ein vorübergehendes , bis die zur voll⸗

ſtändigen Durchführung des neuen , auf Oeffentlichkeit
und Mündlichkeit gebauten , Strafverfahrens nöthigen
organiſchen Einrichtungen getroffen ſein werden .

Da es aus finanziellen Gründen zur Zeit nicht mög⸗
lich war , dieſe Einrichtungen im Ganzen in dag Leben

zu führen , ſo wurde vorerſt für die ſchwereren Ver⸗

brechen die Geſchworenen⸗Anſtalt gegründet , im Uebrigen
aber nur ein Theil der Beſtimmungen der Strafpro⸗
zeßordnung von 1845 in Wirkſamkeit geſetzt und der

jetzigen Gerichtsverfaſſung angepaßt .
Es iſt erklärlich , daß dadurch die Anwendung dieſes ,

ſo viele Rückweiſungen auf die Strafprozeßordnung
von 1845 enthaltenden und dieſe doch nicht vollſtändig
einführenden , Geſetzes einigermaßen erſchwert wird .

Dies veranlaßte mich , ſo ſchleunig als möglich , An⸗

merkungen drucken zu laſſen , wodurch ich verſchiedene
Zweifel zu beſeitigen , und auf den Zuſammenhang der

einzelnen Theile und deren Verbindung mit der Straf⸗
prozeßordnung hinzuweiſen ſuchte . ;



IV

Auf die eingeführten Theile der Strafprozeßordnung

ſelbſt erſtreckt ſich meine Arbeit nicht , und überhaupt

muß ich das Ungenügende derſelben damit entſchuldigen ,

daß ich dazu , da am 4 . Februar erſt der Landtag ge —

ſchloſſen wurde , gar wenig Zeit hatte , wenn ich , was

mir nöthig ſchien , damit noch vor dem 1. März als

dem Einführungstage zu Ende kommen wollte .

Karlsruhe , den 26 . Februar 1851 .

Der Verfaſſer .



Erſter Theil .

Von der Einführung des Strafgeſetzbuchs .

Der erſte Sheil , der die SS . —11 Des Gefebeg umfaßt,
wurde den Ständen als ein beſonderer Entwurf unter dem

Namen eines Einführungsediktes zum Strafgeſetzbuche mit

Art . . XXIV . ſchon am 23 . September 1850 vorgelegt . Einen

Theil dieſer Artikel , namentlich ſo weit ſie ſich auf die Gerichts⸗

barkeit der Bezirksämter bezogen , nahm aber die Regierung

ſpäter in den am 14 November 1850 vorgelegten „Entwurf
eines Schwurgerichtsgeſetzes “ auf .

Die zweite Kammer vereinigte alsdann beide Entwürfe voll —

ſtändig , indem fie auh die übrigen ( auf das Strafgeſetz

bezüglichen ) Artikel dem Schwurgerichtsgeſetze anhäangte . Nach
einem Beſchluſſe der erſten Kammer wurden ſte aber dem letztern

vorangeſtellt , und bilden jetzt den erſten Theil des Geſetzes .

Zum 8. 2.

Durch dieſe Beſtimmung werden einige Paragraphen des

Strafgeſetzbuchs abgeändert und einige neue eingeſchoben .

Die § § . 465 und 466 des Strafgeſetzbuchs , im Titel yom

Betrug “ , bedrohten nur die Fälle mit Strafe , wo der Schuldner

nach eröffneter Gant durch Verheimlichung oder Beſei —

tigung von Vermögenstheilen , oder durch betrügeriſche Be —

günſtigung Einzelner oder durch andere beirügeriſche Handlungen

feine Gläubiger beſchädigt , — oder wo er vor Cröffnung der

Gant , aber nach ſeinerihm bekannten Ueberſchul⸗

dung zur Gefährdung der Gläubiger Vermögenstheile von

verhältnißmäßig bedeutendem Belange unentgeltlich weggibt ,
oder um einen auffallend niederen Preis veräußert , oder ſeine

Verbindlichkeiten durch Ausſtellung von Urkunden über unwahre

Anſprüche Anderer betrüglich vermehrt .

In den Motiven zum neuen Entwurfe iſt nun geſagt , daß
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darnach viele Betrügereien der gröbſten Art ſtraflos blieben .

„ Namentlich find — heißt es dort — die betrüglichen Mittel ,

welche im Vollſtreckungsverfahren und vor ausgebrochener Gant

angewendet zu werden pflegen , um den Erfolg der Vollſtreckung

oder die Befriedigung der Gläubiger für den Fall einer Gant⸗

eröffnung zu vereiteln , in dem Strafgeſetzbuche , welches in dieſer
Beziehung nur von Handlungen nach eröffneter Gant ſpricht ,

nicht mit Strafe bedroht , obgleich ſie in nicht minderem Grade

als gefährlich , betrüglich und ſtrafwürdig erſcheinen . Auch die

Scheinveräußerung und die betrügliche Inſolvenzerklarung be⸗

dürfen einer ausdrücklichen Erwähnung .

„ Ferner ſoll die durch groben Leichtſinn herbeigeführte Zahlungs —

unfähigkeit nach dem Beiſpiele der andere neuen Gefeggebungen
mit Strafe bedroht werden . “

Der neue

S. 465

umfaßt nun alle in den beiden gS . 465 und 466 des Siraf -

geſetzbuchs bedrohten Fälle , und dehnt ſie zum Theil durch die

Allgemeinheit des Begriffes , und zum Theil durch beigefügte
weitere Beiſpiele noch aus .

a. Das Geſetz , wie der §. 465 jetzt lautet , fordert zweierlei :
eine betrügliche Handlung des Schuldners und eine dadurch

veranlaßte Verkürzung ſeiner Gläubiger oder Einzelner derſelben .

Sind beide Erforderniſſe vorhanden , fo kommt die Strafan⸗

drohung zur Anwendung , auch wenn keiner der unter Ziffer 1

und 2 erwähnten Faͤlle vorliegt . Fehlt es dagegen an einer

jener beiden Vorausſetzungen , ſo kommt die Strafandrohung

nicht zur Anwendung , auch wenn eine der unter Ziffer 1 und 2

bezeichneten Handlungen vorhanden iſt .

Der Eingang lautete nach dem Regierungsentwurf : „ Ein

Schuldner , der ſeine Gläubiger betrüglich verkürzt , namentlich
1. Vermögenstheile ꝛc. “ Die zweite Kammer fügte Hinzu :

„ namentlich dadurch , daß er ꝛc. “, um deſto ſicherer anzu⸗

deuten , daß die betrügliche Verkuͤrzung überall ſelbſtſtändig

vorliegen müſſe , und daß die unter Ziffer 1 und 2 erwähnten

Thatſachen nicht ſchon für ſich ſelbſt den Thatbeſtand aus⸗

machen würden .
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Von dem nämlichen Geſichtspunkte aus hat die zweite Kammer

in Ziffer 2 , wo es hieß : „ zum Nachtheile Anderer betrüglich
begünſtigt “, das Wort „betrüglich “ geſtrichen , weil dieſes
Erforderniß ſchon im Eingange allgemein aufgeſtellt ſei ,
alſo bei den einzelnen Handlungen nicht beſonders aufgeführt
werden dürfe .

Die meiften der unter Jiffer 1 und 2 angeführten Handlungen
tragen zwar ſchon das Betrügliche in ſich , und die meiſten

haben auch eine Verkürzung zur natürlichen Folge . Doch
könnte man das Erſtere z. B . von einer unentgeltlichen oder

ſehr wohlfeilen Entäußerung nicht an und für ſich ſchon be⸗

haupten , und eben ſo könnte man z. B . von einer fälſchlichen

Erklärung der Zahlungsunfähigkeit durch unrichtige Darſtellung
der Vermögensverhältniſſe noch keineswegs allgemein ſagen , daß
ſie für ſich allein eine Verkürzung der Gläubiger zur Folge
habe , oder auch nur nothwendig auf eine ſolche berechnet ſei .
Auch wo eine betrügliche Handlung unzweifelhaft und eine

Uebervortheilung der Gläubiger damit beabſichtigt iſt , liegt der

Thatbeſtand des Verbrechens nicht vor , wenn die Handlung
feinen Gläubiger beſchädigte , obgleich da , wo die Handlung
an und für ſich zur Verkürzung der Gläubiger geeignet war ,

beimangelndem Erfolge nach §§. 106 u. ff. des Straf⸗
geſetzbuchs die Strafe des Verſuches eintreten kann .

b. Im Uebrigen unterſcheidet das Geſetz im Allgemeinen nicht

mehr , ob zur Zeit der betrüglichen Handlung die Gant ſchon
ausgebrochen ſei , oder nicht , wenn gleich unter Ziffer 2

auh einige erſt nach ausgebrochener Gant vorkommende Hand⸗
lungen beſonders genannt ſind .

Auch fordert das Geſetz nicht ausdrücklich , daß der Schuldner

zur Zeit der Handlung ſeine Ueberſchuldung gekannt habe ; es

läft fih aber , wenn es hieran fehlt und wenn auch nicht durch

die Handlung ſelbſt etwa eine künſtliche ( falſche ) Ueber —

ſchuldung erſt bewirkt wurde , keine betrügeriſche Abſicht
denken , und es kann , wenn keine wirkliche Ueberſchuldung
vorliegt , auch keine Verkürzung oder Beſchädigung
der Gläubiger eintreten .

i .
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Der neue
§. 466

bedroht eine Art leichtſinniger Zahlungsflüchtigkeit , wie das

Handelsrecht S . 250 und ff . ) ſie in Beziehung auf Hanz

velsleute beſtimmte , wenn auch mit abweichenden Erforder⸗

niſſen bei Nich t handelsleuten mit Strafe .

Nach dem Regierungsentwurf lautete der Schlußſatz : „ſoll ,

wenn die Gant gegen ihn eröffnet ift , mit Gefängniß bis zu

ſechs Monaten beſtraft werden . “

Um neben den äußern Handlungen ( dem objektiven

Thatbeſtande ) auch das ſubjektive Moment des Verſchul⸗

dens oder des groben Leichtſinnes , wie die Regierungsmotive
es ausdrückten , feſtzuſtellen , nahm die zweite Kammer den

Nachſatz ſo , wie er jetzt im Geſetze ſteht , an , wornach gefor —

pert wird , daf der Schuldner „bei ſeiner Handlungsweiſe , die

nach eröffneter Gant eingetretene Verkürzung der Gläubiger

als wahrſcheinlich vorausſehen konnte. “
Es wurde die Frage aufgeworfen , ob mit dem Erkenntniſſe

bis zur Beendigung der Gant zurückzuhalten ſei ? Man fand

aber eine dießfallſige Beſtimmung nicht nöthig und hierher nicht

paſſend . Die Prozeſſe , welche etwa die Erledigung der Gant

verzögern , ſind nach Umſtänden auf den Strafpunkt ohne Ein⸗

fluß , namentlich ſo weit es ſich dabei nur darum handelt ,
auf welche Gläubiger der Verluſt ganz oDer in größerem

Maaße falle . Aber auch wenn die Größe des Verluſtes

im Ganzen noch nicht feſtgeſtellt iſt , kann darüber nach Um⸗

ſtänden doch ſchon ſo viel klar ſein , als zur Strafaus⸗

meſſung weſentlich iſt , und unter dieſer Vorausſetzung kann ,

wenn die ſonſtigen Erforderniſſe des §. 466 ermittelt ſind , das

Straferkenntniß erfolgen , wenn gleich die Gant noch nicht er⸗

ledigt iſt .

Der
§. 470

des Strafgeſetzbuches bezeichnet für alle Fälle des Betrugs den

freiwilligen Erſatz als einen Strafmilderungsgrund .
Der neue Zuſatz beſtimmt nun für die Fälle des 8. 466 beſon⸗

ders , daß hier der vollſtändige oder theilweiſe Erſatz

die Strafe eben ſo vollſtändig oder theilweiſe aufhebe .
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Im Uebrigen gilt jede Art der Befriedigung der Gläu⸗

biger , auch wenn ſie ſich z. B . mit einem Theile für das

Ganze abfinden laſſen , dem wirklichen Erſatze gleich.
Der

§. 594

des Strafgeſetzbuches bedroht einzelne Vorbereitungshandlungen

zu hochverrätheriſchen Unternehmungen mit Freiheitsſtrafe von

drei Monaten bis zu drei Jahren . Andere Handlungen würden

alſo nach §. 108 ſtraflos bleiben .

Die Aufforderungen zu einem hochverrätheriſchen Unternehmen

ſind aber im §. 591 nur in ſo weit bedroht , als ſie durch

öffentliche Reden , verbreitete Schriften oder durch andere öffent⸗
liche , zur Aufreizung der Menge geeignete , Handlungen geſchehen .

Die Erfahrung der letzten Jahre hat zum Voraus gezeigt,

daß es an dieſer Beſtimmung , wenn ſie in das Leben träte ,

nicht genügen würde , und daß z. B . durch Emiſſäre , die herum

reiſen und Andere zu einem ſolchen Verbrechen im Geheimen zu

beſtimmen ſuchen , oft noch ſchlimmer gewirkt werde , als

durch öffentliche Handlungen .
Darum wurde der Ç. 594a . aufgenommen .

Noh mangelhafter zeigte ſich das Strafgeſetzbuch , was die

§ 8 . 630 und 631

betrifft , hinſichtlichlich der ſogenannten Wühlereien , durch welche

nicht unmittelbar zum Umſturz aufgefordert , für denſelben

aber durch Untergrabung der ſittlichen und rechtlichen Ord⸗

nung im Allgemeinen , und durch Vernichtung der Achtung vor

den geſellſchaftlichen Inſtitutionen und vor den Autorktäten der

Boden vorbereitet wird .

An die Stelle der erwähnten § § . 630 und 631 wurden daher

neun andere ( GS. 630 bis 631g . ) geſetzt .
Der alte §. 630 , der nur die Aufforderung zum Aufruhr oder

zu gemeinſamer Widerſetzlichkeit oder Gewaltthätigkeit bedrohte ,

iſt durch den die Aufforderungen zu ſtrafbaren Handlungen

jeder Mrt bedrohenden S. 631c . , und der alte §. 63L , Der die

Erregung von Haß oder Verachtung gegen die Regierung be —

handelte , durch den diesfalls weiter gehenden §. 681àu . erſetzt .

Im Uebrigen fand man hier hinſichtlich der Form der Hand —
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lungen keine ähnliche Beſtimmung , wie nach §. 594 a. in Bez

ziehung auf die unmittelbare Aufforderung zum Hochver⸗

rath nöthig , und alle in den §§. 630 bis einſchließlich des Abſ . 1

yon §. 631d . abgehandelten Wühlereien ſind nur in ſo fern
mit Strafe bedroht , als ſie durch verbreitete Schriften ,
Bildwerke ꝛc. , oder durch öffentliche Reden oder andere

öffentliche Handlungen ausgeführt werden , wodurch

jedoch bei ſolchen in anderer Form begangenen Handlungen
die Anwendung der Strafgeſetze über Ehrenverletzungen gegen

öffentliche Beamte oder Behörden , wo ſich der Fall dazu eignet ,
nicht ausgeſchloſſen iſt ( Strafgeſetzbuch § § . 297 ff

Unter der erwähnten Beſchränkung hinſichtlich der Form der

Handlungen bedroht nun Der neue §. 630 die Angriffe auf
die Grundlagen unſerer Staatsordnung und der §. 634 jene

auf die Grundlagen der civiliſirten Geſellſchaft überhaupt .
Der §. 630 des Regierungsentwurfs enthielt ſtatt : „ gegen

die konſtitutionelle Monarchie “ die Worte : „ gegen die beſtehende
Staatsform . “ Die Aenderung beruht auf der Betrachtung , daß

das Strafgeſetz , thatſächlich mögliche Aenderungen unbeachtet

laſſend , nur die gegenwärtig verfaſſungsmäßige Form gegen

Angriffe , von welcher Seite ſie auch kommen , zu ſchützen habe .
Die Unverletzlichkeit des Großherzogs gehört zur Grundlage
der konſtitutionellen Monarchie , aber die weitern Worte des

Entwurfs : „ oder ſeine verfaſſungsmäßige Gewalt “ wurden

geſtrichen , weil man ſich damit zu weit in die Einzelnheiten der

Verfaſſung verlöre , und die Erörterung über die einzelnen Zu —

gehörden Der monarchiſchen Gewalt doch frei ſein müſſe , wäh⸗
rend die Unverletzlichkeit des Monarchen ſelbſt als der Haupt —
ſtützpunkt des ganzen Syſtems der konſtitutionellen Monarchie
in unverkümmerter hoher Achtung erhalten werden müſſe .

Statt der Worte : „aufzureizen ſucht “, ſchlug die Commiſſion
der zweiten Kammer vor , zu ſagen : „ſich Angriffe erlaubt ,
welche zur Aufreizung der Menge geeignet ſind . “ Da es ſich
hier aber nicht um eine Aufreizung der Menge , ſondern
um Untergrabung der Achtung vor den gedachten In —
ſtitutionen in den Augen des Volkes handle , ſo beantragte die

Commiſſion in einem nachträglichen Berichte die Worte : „ſich
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Angriffe erlaubt , welche die dieſen Grundlagen der Staatsord⸗

nung ſchuldige Achtung zu untergraben geeignet ſind . “

Bei der Berathung in der Kammer wurden beide Vorſchläge

beſtritten , einerſeits weil damit das Erforderniß der böſen A b⸗

ſicht nicht eben ſo , wie durch die Worte : „aufzureizen ſucht “

ausgedrückt ſei , und andererſeits deßwegen , weil es nicht dar⸗

auf ankomme , wie die Angriffe oder Aufreizungen beſchaffen

ſeien , wenn ſie einmal überhaupt gegen die erwähnten Grund -

lagen der Staatsordnung gerichtet werden . Darnach wurden

beive Commiſſionsanträge verworfen und die Worte des Re —

gierungsentwurfs angenommen .
`

Oer neue §. 631 ftelte mit den Angriffen gegen die Gebote

der Sittlichkeit und gegen die Unverletzlichkeit des Eigenthums
und der Familie , auch jene gegen die Unverletzlichkeit anderer

von den Geſetzen anerkannten Rechte und Einrichtungen auf die

gleiche Linie . Die Kammer nahm aber an , daß dieſe letztern

Rechte und Einrichtungen eines ſolchen beſondein Schutzes nicht

bedürfen , und daß es genüge , denſelben dem Eigenthum

und der Familie , ſo wie den Geboten der Sittlichkeit

zu gewähren , um den in neuerer Zeit hiergegen gerichteten ,

die Geſittung und den geſellſchaftlichen Beſtand überhaupt be⸗

drohenden , Lehren des Communismus in ſeinen verſchiedenen

Geſtalten entgegen zu wirken .

Der §. 631a . , der den §. 631 des Strafgeſetzbuches erſetzt , gab

nach dem Regierungsentwurf für die Erregung von Unzufrie —

denheit mit den Verfügungen und Anordnungen der

Behörden die nämliche Beſtimmung , wie für die Erregung

von Haß oder Verachtung gegen die Behörden ſelbſt . Die

zweite Kammer ſtellte aber jene Erregung von Unzufriedenheit

nur für den Fall unter das Strafgeſetz , wenn ſie durch Lügen ,
ſeien es Erdichtungen falſcher oder Entſtellungen wahrer That —

ſachen , bewirkt wird , und nicht auch für den Fall , daß nur

grobe Schmähungen gegen die Verfügungen oder Anord —

nungen das Mittel ſeien , wodurch Unzufriedenheit mit denz

ſelben erregt wird . Die Verfügungen oder Anordnungen ſollen

ſelbſt der ſchmähenden Kritik frei gegeben ſein . Sind aber

die Schmähungen mittelbar oder unmittelbar gegen die ver —
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fügenden oder anordnenden Behörden ſ elbſt gerichtet , ſo kommt

die erſte Beſtimmung des Artikels zur Anwendung .

Sm $. 631c . enthielt der Regierungsentwurf die Beſtimmung ,
daß die Strafe der Aufforderung zu Verbrechen in keinem Falle

die auf das Verbrechen ſelbſt geſetzte Strafe überſteigen dürfe .

Die Kammern fanden dieſe Beſchränkung nicht richtig und

ſtrichen dieſelbe , da ja der Artikel die öffentliche Aufforderung

zum Ungehorſam gegen die Geſetze auch für den Fall bedrohe ,

wenn der Ungehorſan für ſich ſelbſt gar nicht beſtraft

wird . Die Aufforderung Einzelner zu Verbrechen kann aller⸗

dings , ſelbſt wenn in Folge derſelben der Aufgeforderte das
Verbrechen verübt , höchſtens von der Strafe der Urheberſchaft

des Verbrechens ſelbſt getroffen werden . In den Fällen

Deg §. 631 c. liegt aber Der Grund der Gtrafbarfeit in Der ,

die Ordnung überhaupt bedrohenden , Allgemeinheit und

Oeffentlichkeit der rechtswidrigen Aufforderung , und nur

von die ſem Geſichtspunkte aus kann ſelbſt da , wo Das , wozu

aufgefordert wurde , zwar geſetzwidrig , an ſich aber den⸗

noch nicht ſtrafbar iſt , die Aufforderung gleichwohl mit

Strafe bedroht werden , und ſomit auch mit einer höheren

Strafe , als in andern Fallen die Handlung , wozu aufgefor —
dert wurde , nach ſich zieht .

Auf der andern Seite haben die Kammern bei dem Unge —

horſame gegen „ Verfügungen und Anordnungen der öffentlichen
Behörden “ das Wort „zuſtändigen “ eingeſchaltet , da die Ver —

fügung oder Anordnung in der geſetzlichen Gewaltsbefugniß der

Behörde gelegen ſein muß , wenn man die Aufforderung zum

Ungehorſam gegen dieſelbe beſtrafen wil . Darauf , ob die Berz

fügung oder Anordnung im einzelnen Falle begründet oder

ſachgemäß war , kommt es nicht an , wohl aber darauf , ob

die Behörde zur Erlaſſung derſelben überhaupt befugt , nämlich

zuſtändig war .

Der §. 631 e . ſtellt die Aufreizungen , Angriffe und Auffor⸗
derungen , welche von Vereinen ausgehen , denjenigen gleich ,
wele in der in gg . 630 —631d . erwähnten öffentlichen

Form ftatt haben , Da Die in Der Verbindung liegende
Gefährlichkeit nach Umſtänden eben fo grog ift , al jene Der

öffentlichen Form . Hätte man die von Vereinen aus⸗
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gehenden Aufreizungen ꝛc. auh nur in dem Falle , wo fie auf

Dem im §. 630 bezeichneten Wege erfolgen , ftrafer moller ,

ſo hätte es der beſondern Beſtimmung des §. 631 e. nicht bedurft .
Der §. 631f . ift eine Folge der in Den vorhergehenden Mrs

tikeln über die einzelnen Vergehungen gegebenen Begriffbes

ſtimmungen , wornach , ähnlich wie im §. 594 und im alten

§. 630 des Strafgeſetzbuches , die Handlung an und für ſich

ohne Rückſicht auf einen ſtrafbaren Erfolg bedroht iſt . Tritt

der Letztere ein , ſo iſt der Uebertreter nach §. 119 des Straf⸗

geſetzbuches zugleich der intellektuelle Urheber oder unter den

Vorausſetzungen des §. 135 wenigſtens der Gehilfe des Ver —

brechens , das die Aufgeforderten in Folge der Aufforderung
oder Aufreizung verübt haben , beziehungsweiſe in deſſen

Verübung ſie durch die Aufreizung wenigſtens beſtärkt wurden .

Sft er nun wegen einer der in den § § . 630 —631 d. erwähnten

Handlungen , und gleichzeitig als intellektueller Urheber
oder Gehilfe eines in Folge jener Handlung von Andern

verübten Verbrechens ſtrafbar , ſo kommt die Vorſchrift des §. 182

des Strafgeſetzbuches zur Anwendung .
Hat Jemand verſchiedene der in den § § . 630 - 631 d.

bedrohten Handlungen verübt , ſo finden die § § . 170 — 179 ,
und wenn er eine und dieſelbe jener Uebertretungen ſich
wiederholt zu Schulden kommen ließ , der §. 180 Anwendung .

Der Zuſatz zum

§ 704

hat , wenn man den F. 96 , Abſatz 2 , Ziffer 3 des vorliegenden
Geſetzes damit verbindet , die Folge , daß die Geſchworenen ,
wenn ſie über den Gang ihrer geheimen Berathung oder über

ihre Abſtimungen Mittheilung machen , die Pflicht der Amts⸗

verſchwiegenheit verletzen , folglich nach den § § . 660 und

661 des Strafgeſetzbuches geſtraft werden . Je nach den Um⸗

ſtänden könnte ein Geſchworener , deſſen Abſtimmung ein Anderer

mittheilte , durch die Bosheit eines Angeklagten , oder ſeiner An —

gehörigen oder Parteigenoſſen ſchwere Verletzungen an ſeiner
Perſon oder an ſeinem Vermögen erleiden . Hätte nun der

andere Geſchworene die Mittheilung zu dieſem Zwecke ge —

macht , ſo würde er der Strafbeſtimmung des §. 660 , oder
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wenn es ohne ſolche Abſicht geſchah , der Schaden aber als

wahrſcheinlich vorauszuſehen war , jener des §. 661 unterliegen .

Zum F. 4.

Da der Entwurf über die Einführung des Strafgeſetzbucks

zuerſt allein vorgelegt wurde , ſo lautete darin der vorliegende
Artikel nur dahin , daß die Strafbeſtimmungen der pein⸗

lichen Gerichtsordnung und des achten Organiſationsedikts ꝛc.

außer Wirkſamkeit treten . Die ſpätere Vorlage ( zweiter Theil

des jetzigen Geſetzes ) machte aber alsdann auch die in der pein —

lichen Gerichtsordnung und im achten Organiſationsedikt ent⸗

haltenen prozeſſualiſchen Beſtimmungen entbehrlich . Darum

hat die zweite Kammer den Artikel dahin geändert , daß jene

alten Geſetze jetzt im Allgemeinen außer Wirkſamkeit
treten .

Zu den § § . 7 und 8.

Das Geſetz verfügt nur für die Zukunft , es ſind ihm

alſo nur diejenigen Handlungen unterworfen , welche erſt

nach dem Zeitpunkt , an welchem es in Wirkſamkeit tritt , ſomit

erſt am 1. Maͤrz 1851 oder ſpäter begangen werden . Doch

läßt der Geſetzgeber das , was er milder als früher bedroht ,

billig auch Denjenigen , die ſckon unter der Herrſchaft des

früheren (ſtrengeren Geſetzes ) ſich verfehlten , zu gut kommen ,

ſei es nun , daß das neue Geſetz die Handlung gar nicht

mehr mit Strafe bedrohe ( wie z. B . die gemeine Unzucht , die

Entwendung an Abkömmlingen ꝛc. ) , oder daß es ſie mit einer

geringeren Strafe bedrohe , oder daß es die gerichtliche
Verfolgung nur auf Anzeige oder Anklage desBetheiligten
zulaſſe , während das frühere Geſetz ſie von Amtswegen zuließ .

Die Fälle , wo das neue Geſetz eine That mit geringerer
Strafe bedroht , als das Alte , ſind ſehr häufig , in den meiſten

Fällen geht aber , da das neue Geſetz faſt überall ein Mini —

mum und ein Maximum feſtſetzt , das Letztere doch noch über

die früher feſtbeſtimmte Strafe hinaus , ſo daß nun zu ermeſſen

iſt , welche Strafe bei Anwendung des neuen Geſetzes nach den

Umſtänden des einzelnen Falles zu erkennen wäre , und

nur wenn die ſo ermeſſene Strafe unter jene des alten Geſetzes
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herab gienge , iſt dieſe Milderung vom 1. März 1851 an auch

bei den ſchon vor dieſem Tage verübten Verbrechen in An -

wendung zu bringen Dies findet nach §. 7 auch da ſtatt , wo

das Erkenntniß der erſten Inſtanz ſchon vor dem 1. März
1851 auf den Grund des alten Geſetzes ergangen iſt , auf

ergriffenen Rekurs aber das höhere Gericht erſt ſpäter ſein

Urtheil fällt .
Eine Anklage iſt nach dem neuen Strafgeſetzbuche nur bei

Ehrenkränkungen , Verläumdungen und falſchen Beſchuldigungen

( § . 315 ) wie bisher zuläſſig und erforderlich , ſodann neu : bei

der Selbſthilfe (§S. 279 ) , und ferner entweder Anklage oder

Anzeige bei den im §. 238 erwähnten Körperverletzungen Außer

dieſen Fällen iſt bei einer Anzahl anderer Vergehen zum gericht —⸗
lichen Einſchreiten ſtets nur eine Anzeige der Betheiligten

nöthig , namentlich bei Gewaltthätigkeiten ( § . 278 ) , bei Be -

drohungen ( § 280 ) , bei der Nothzucht in den im §. 338

erwähnten Fällen , bei der Entführung ( § . 343 ) , beim Ehe⸗

bruh ( 9 . 349 ) , bei der Verführung ( S 361 ) , bei Familien -
und Hausdiebſtählen nach den S . 389 —392 , bei der Unter -

fhlagung C 405 ) , beim Betrug in Vertragsverhältniſſen

( § . 456 ) , beim Betrug zur Beeinträchtigung von Familien⸗
rechten ( §. 476 ) , bei der Verletzung der Verſchwiegenheit von

Aerzten ꝛc ( §. 541 ) , bei Beſchädigungen fremden Eigenthums
( § . 577 ) , bei Jagd - und Fiſchereifreveln ( § . 654 ) ꝛc.

Wo immer in ſolchen Fällen das Verfahren ohne Anzeige
der Betheiligten eingeleitet wurde , hat nun das im §. 8 Vor⸗

geſchriebene nachträglich einzutreten . Auf die im Strafgeſetzbuche

häufig vorkommenden Fälle , da die Gerichte nur auf Antrag
der Polizeibehörde einſchreiten dürfen , findet aber die Vor⸗

ſchrift des §. 8 keine Anwendung .

Zu den § § . 9 und 10 .

Dieſe Beſtimmung , welche im Weſentlichen ſchon dag Gin -

führungsedikt vom 6. März 1845 enthielt und die nun aus⸗

drücklich auch auf bürgerliche Klagen wegen Amtsvergehen
ausgedehnt iſt , haͤlt die alte Praxis feſt , und beſeitigt den in

den Grundrechten ausgeſprochenen entgegengeſetzten Grundſatz .
Der Regierungsentwurf ( Art . X ) wollte dem Staatsmini⸗

ſterium nur das Recht einräumen , eine wegen Amtsvergehen
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eingeleitete gerichtliche Verfolgung für unſtatthaft zu erklaren

und einzuſtellen . Die Commiſſion der zweiten Kammer ſchlug

vor , daß der Disziplinarhof , der nach dem Entwurfe des

Staatsdienergeſetzes aus Gerichts - und Verwaltungsbeamten

zuſammengeſetzt werden ſollte , über die Zulaſſung der gerichtlichen
Verfolgung , wenn ſie von der Dienſtbehörde beſtritten werde ,

zu entſcheiden habe . Die Mehrheit der zweiten Kammer nahm

aber die von der erſten Kammer ebenfalls gebilligte Beſtimmung ,

wie ſie das Geſetz jetzt enthält , an .

Damit iſt nun die Zulaſſung der gerichtlichen Verfolgung in

die Hände des Staatsminiſteriums gelegt . Daſſelbe kann zwar

keine gerichtliche Unterſuchung anordnen , da dieſe der Richter

nur vorzunehmen hat , wenn er ſie für rechtlich begründet hält ;

aber das Staatsminiſterium kann einer Verfolgung , die der

Richter etwa auch für begründet hielte , gleichwohl ſeine Ge —

nehmigung verſagen . Dieſer Grundſatz beruht auf der Anſicht ,

daß ſonſt , da ja das Staatsminiſterium die angefochtene Amts —

handlung ſelbſt angeordnet oder doch gebilligt haben kann , der

gewöhnliche Richter über die Rechtmäßigkeit eines eigentlichen
Regierungsaktes zu erkennen hätte , während doch nach dem

konſtitutionellen Staatsrechte ein ſolches Erkenntniß nur im

Falle der Miniſteranklage dem Staatsgerichts hofe zuſtehe .
Aus dieſer Anſchauung der Sache folgt aber , daß das Staats —

miniſterium nicht nach Willkühr oder aus Rückſichten für den

betroffenen Beamten der gerichtlichen Verfolgung die Geneh —

migung verſagen dürfe , ſondern daß dies ohne Gewaltsmiß —

brauch nur da geſchehen könne , wo das Staatsminiſterium die

Amtshandlung des Beamten als rechtmäßig ſelbſt in Schutz

nehmen und vor den Ständen vertreten , oder wo es ſonſt bei

bürgerlichen Klagen etwa den Fiskus für den Beamten einſtehen

laſſen will .

Zweiter Theil .

Von den Strafgerichten und dem Verfahren
derſelben .

Es wäre ohne Zweifel vorzuziehen geweſen , wenn gleichzeitig
mit dem Strafgeſetzbuche auch die ganze neue Strafprozeßordnung
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mit Einſchaltung deſſen, was ſich auf die Schwurgerichte bezieht ,
und eine derſelben entſprechende Gerichtsverfaſſung mit der

Trennung der Juſtiz von der Verwaltung zur Ausführung
gekommen wäre .

Allein die Trennung der Juſtiz von der Verwaltung und die

neue Organiſation der Gerichte , geſchehe dieſe nach dem Geſetze
von 1845 oder nach dem Entwurfe von 1848 , verurſachen einen

bedeutenden Mehraufwand , zu welchem die Staatskaſſe für
jetzt die Mittel ſchwer hätte aufbringen können *) .

Es wurde daher , um nicht alle Vortheile der neuen

Geſetzgebung länger entbehren zu müſſen , deren vorläufig theil⸗
weiſe Durchführung beſchloſſen .

In bürgerlichen Rechtsſachen verbleibt es , obſchon die

Prozeßordnung im Intereſſe der Vereinfachung und der Be —

ſchleunigung der Prozeſſe revidirt wurde , in Beziehung auf die
erkennenden Gerichte einſtweilen beim Alten , während
die im Entwurf von 1848 vorgeſchlagenen Bezirks - oder Kreis⸗

gerichte in erſter Inſtanz kollegialiſch urtheilen ſollten .

In Strafſachen iſt es aber , obſchon die Gerichtsbarkeit der

Amtsrichter einigermaßen ausgedehnt wurde , doch nicht zuläſſig ,
in allen nicht vor die Geſchworenen gehörigen Fäͤllen durch

Einzelrichter urtheilen zu laſſen . Darum und da wegen des

Koſtenpunktes zur Zeit weder die im Geſetz von 1845 bezeichneten
Bezirksſtrafgerichte , noch die 1848 vorgeſchlagenen allgemeinen

kollegialiſchen Bezirks- oder Kreisgerichte errichtet werden konnten ,
mußte in allen Strafſachen , welche die Strafgewalt der Einzel —
richter überſteigen , und doch nicht vor die Geſchworenen gehören ,
( nach dem linksrheiniſchen Ausdrucke in den correctionellen

Strafſachen ) das Erkenntniß erſter Inſtanz den Hofgerichten
verbleiben . Aber eben darum wurde es für zu ſchwerfällig ge⸗
halten , in allen dieſen ( correctionellen ) Strafſachen ſchon

*) Wäre die Mairevolution von 1849 nicht eingetreten , ſo wäre die
Trennung der Juſtiz von der Verwaltung und die ganze Verwaltungs⸗
und Gerichtsorganiſation ſammt der vollſtändigen Strafprozeßordnung ,
einſchließlich der Geſchwornen - Anſtalt , wie es damals bereits beſchloſſen
war , am 1. Juli 1849 zur Ausführung gekommen .
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das neue Verfahren eintreten zu laſſen . Hinſichtlich des wichtig⸗

ſten Theiles dieſes Verfahrens , nämlich hinſichtlich der öffentlich⸗
mündlichen Schlußverhandlung wurde es nach 8. 35 in das

Ermeſſen des Gerichts geſtellt , ob nach den Umſtaͤnden des ein⸗

zelnen Falles die neue oder noch die alte Erledigungsweiſe
einzutreten habe . Ein Gleiches wurde bei den Rekurſen ange⸗

nommen .

In Beziehung auf die Vorunterſuchung ꝛc. wurden dagegen

diejenigen Titel der Strafprozeßordnung , die mit der Art der

Aburtheilung nicht im Zuſammenhange ſtehen , in Wirkſamkeit
geſetzt , und der Hauptmangel beſteht nur noch darin , daß die

Mitwirkung der Staatsanwälte , die natürlich nicht bei

allen ( als Unterſuchungsgerichte handelnden ) Bezirksämtern auf⸗

geſtellt werden konnten , in der Vorunterſuchung wegfaͤllt, und

daß ebenſo die Mitwirkung eines Bezirkskollegiums als Raths⸗

kammer zur Ueberwachung der Unterſchlagung noch fehlt .

Aber eben darin , insbeſondere in der Entbehrung einer voll —

ſtändigen Wirkſamkeit der Staatsanwaltſchaft , wird ein drängender
Grund liegen , ſobald als möglich daͤs ganze neue Verfahren

einzuführen .

Tit . l .

Von den Strafgerichten im Allgemeinen .

Dieſer Titel behält vorläufig die bisherigen Strafgerichte ,
nur mit Hinzufügung der Schwurgerichte bei , und läßt in

den $ § . 14 und 15 einftweilen die Titel I . und DI . der Straf -

prozeßordnung ¥ ) úber die Zuftändigfeit der Strafgeridte , und

úber die Unfähigkeit und Ablehnung der Richter , als mit der

Organiſation nicht im Zuſammenhang ſtehend , in ' s Leben treten .

*) Dieſe beiden Titel wurden unverändert eingeführt. Ich kann mich

daher hinſichtlich ibrer auf meine ( 1846 bei Baſſermann erſchienenen)

Eo zur Strafprozeßordnung und zwar auf die erſte Lieferung

erufen .
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Tit . II .

Von den Strafſachen , welche vor die Aemter gehören ,
und von der Unterſuchungsführung .

Zum $. 16 .

Dieſer Artikel beſtimmt ähnlich dem §. 56 der Gerichtsver⸗
faſſung von 1845 die Fälle , in welchen im Allgemeinen die

Bezirksämter als Einzelrichter das Erkenntniß zu geben haben .
Mle hier nicht genannten Strafſachen gehören , ſofern ſie

nicht im 8. 41 den Schwurgerichten zugewieſen ſind , nach

8.34 in erſter Inſtanz an die Hofgerichte , wenn ſie auch mit

geringerer Strafe bedroht ſind , als manche der im §. 16 ge⸗
nannten Fälle .

Bei vielen Strafſachen des 8. 16 . liegt das Merkmal der

höhern Gerichtsbarkeit nicht in einer verſchiedenen Natur
des Verbrechens , ſondern nur in einzelnen Umſtänden , welche
die nämliche That unter eine höhere Strafandrohung
ſtellen , wenn dieſe auch in eben demſelben Artikel des Straf⸗
geſetzbuchs , welcher ſonſt die geringere Strafe droht , für den
Fall des beſonders bezeichneten Umſtandes mit enthalten iſt.

So weist z. B . Ziffer 3 des §. 16 die Körperverletzung in
Fällen des §. 227 , wo ſie weder einen bleibenden Schaden ,
noch Krankheit oder Arbeitsunfähigkeit verurſachte , den Amts⸗

gerichten zu , während dieſes Vergehen , wenn eine dieſer
Wirkungen eintrat , an das höhere Gericht gehoͤrt. Daneben

gilt unter der letztern Vorausſetzung nach dem unter Ziffer 3

angeführten §. 237 auch ein ſubjektives Moment , nämlich
die Frage , ob eine Körperverletzung aus Fahrläſſigkeit oder aus

Vorſatz verübt wurde , als Unterſcheidungsmerkmal , ob ſie zum
Erkenntniſſe des Einzelrichters oder des höhern Gerichtes gehöre .

In dieſen und manchen ähnlichen Fällen des 3. 16 kann es
nun zweifelhaft ſein , ob der Thatumſtand , der die Sache der
Gerichtsbarkeit des Einzelrichters entzieht , vorhanden ſei , oder
nicht . Nimmt der Cinzelrichter dieſen Thatumſtand al vors
handen an , ſo iſt wohl klar , daß er den Fall nicht ſelbſt abzu⸗
urtheilen , ſondern dem Hofgericht zum Erkenntniſſe vorzulegen
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habe . Es fragt ſich aber , wie es au halten fei , wenn Der

Einzelrichter jenen Thatumſtand , bei deſſen Nichtdaſein nach
§. 16 ihm das Erkenntniß zuſtände , als nicht bewieſen anſieht ?

Nah §. 22 Abſatz 2 kann es darauf , ob der Amtsrichter

den Thatumſtand für erwieſen halte , oder nicht , keineswegs

ankommen , ſondern nur darauf , ob die Anſchuldigung

auf denſelben gerichtet ſei . Wo es ſich nun nicht um eine

Anklage , ſondern um ein Verfahren von Amtswegen

handelt , liegt es allein in dem Ermeſſen des Bezirksamts als
des Unterſuchungsgerichts , ob es überhaupt eine Unterſuchung

einzuleiten und auf was es dieſelbe zu richten oder auszudehnen

habe , beziehungsweiſe ob und wie weit es eine Perſon in An⸗

ſchuldigungsſtand verſetze . `

Hat aber das Bezirksamt in der Annahme , daß Grund zur

Unterſuchung vorhanden ſei, dieſe gegen eine beſtimmte Perſon

vorgenommen , ſo kann es dieſelbe , in ſo fern ſie eine zur

höheren Gerichtsbarkeit gehörige Strafſache zum Gegenſtand hat ,

nach 8. 28 des vorliegenden Geſetzes nur mit Zuſtimmung des

Staatsanwalts wieder einſtellen . Erfolgt keine ſolche

Einſtellung , ſo kann nur das Hofgericht ( S. 35 ) , beziehungs —

weiſe die Anklagekammer ( § . 79 ) noch ausſprechen , daf kein

Grund zur weiteren gerichtlichen Verfolgung vorhanden ſei ,

oder es hat andernfalls das urtheilende Gericht in der Form

des §. 105 oder des §. 107 ein Erkenntniß zu geben Was

nun von der Unterſuchung im Allgemeinen gilt , muß auch

von der Ausdehnung derſelben auf einen erſchwerenden , die

Gerichtsbarkeit ändernden Thatumſtand gelten .

Im Uebrigen unterſcheidet das Geſetz zwiſchen der Ermittlung

des Thatbeſtandes und des Thäters im Allgemeinen einer⸗

ſeits , und der eigentlichen Unterſuchung gegen einen beſtimm ten

Angeſchuldigten andererſeits . Die § § . 193 und 194 der Straf⸗

prozeßordnung ſchreiben vor , unter welcher Voraus ſetzung und

in welchen Formen die letztere einzutreten habe . In ſo weit es

ſich nun um ein ſubjektives Moment der Schuld , z. B .

bei der Körperverletzung um die Frage des Vorſatzes oder der

Fahrläſſigkeit ( Ziffer 3 bezüglich auf §. 237 ) , oder bei der

Beſchädigung um die Frage der Bosheit oder des bloſen Muth⸗

willens ( Ziffer 20 ) handelt , kann man nicht ſagen , daß die
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Unterſuchung des auf böſer Abſicht beruhenden und dadurch zur
höheren Gerichtsbarkeit vereigenſchafteten Verbrechens eingeleitet
ſei , ſo lang der Verdächtige nicht in dieſer ſchwereren Richtung
nah §. 193 und 194 als Angeſchuldigter behandelt iſt . Bis

dahin bedarf es alſo der ſonſtigen ( auch auf die Frage der Abſicht
abzielenden ) allgemeinen Ermittlungen ohnerachtet , keiner

nur mit Zuſtimmung des Staatsanwalts möglichen Ein ſtel —⸗
lung des ( noch nicht begonnenen ) Verfahrens , um mit Nicht —
annahme der ſchwereren Natur des Verbrechens die Gerichts —
barkeit des Amtsrichters eintreten zu laffen . Bei den objektiven
Momenten , welche nach §. 16 die amtliche Gerichtsbarkeit aus⸗

ſchließen , iſt ein Zweifel über das Daſein derſelben ſeltener
möglich . So oft aber ein ſolcher gleichwohl vorhanden und die

Unterſuchung als auf das fragliche Moment ausgedehnt zu
betrachten iſt , hat die Vorlage an das Hofgericht zu geſchehen .
Hält jedoch der Amtsrichter dafür , daß das Moment als nicht
hergeſtellt zu erachten ſei , ſo holt er beſſer die Zuſtimmung des
Staatsanwalts ein , daß das Verfahren hinſichtlich jenes Mo⸗
ments eingeſtellt werde ( §. 28 ) , wo alsdann die Aburtheilung
des Verbrechens nach ſeinem übrigen Thatbeſtande dem Amts —

gerichte zukommt .

Zu den § § . 17 und 18 .

Beinahe alle im §. 16 als zur amtlichen Gerichtsbarkeit ge⸗
hörig bezeichneten Fälle ſind mit ſolchen Strafen bedroht , Deren
höchſtes Maaß acht Wochen Gefängniß überſt eigt , — und
dennoch kann der Amtsrichter gegen einen Angeſchuldigten )
( vorbehaltlich der Beſtimmung des §. 19 ) keine hoͤhere Strafe
als acht Wochen Gefängniß , oder bei unbeſtimmten Geldſtrafen
keine höhere , als eine ſolche von 300 fl . ausſprechen , und er hat ,
wenn er im einzelnen Falle eine höhere Strafe begründet findet ,
die Sache dem Hofgericht zur Entſcheidung vorzulegen . Bei feft

beſtimmten Geldſtrafen , wie ſie z B . in Steuergeſetzen
gedroht ſind , tritt dieſe Beſchränkung nicht ein .

Wäre wegen eines und deſſelben Verbrechens eine ( unbeſtimmte )

*) Sind mehrere Theilnehmer an einem Verbrechen vorhanden , ſo
unterliegt es keinem Anſtand , daß das Amt gegen jeden derſelben eine
Strafe bis zu acht Wochen Gefängniß oder 300 fl. in Geld erkenne .

2
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Geldſtrafe neben der Gefängnißſtrafe zu erkennen , ſo dürften

beide mit einander das im . 17 feſtgeſetzte höchſte Maaß ,

da dieſes die amtliche Strafgewalt begrenzt , nicht überſchreiten .

Bei der Zuſammenrechnung wären acht Wochen Gefängniß als

das eine höchſte Maaß der Geldſtrafe von 300 fl. als dem

andern höchſten Maaße gleichzuſtellen , ſo daß z. B . ſechs

Wochen Gefängniß und 75 fl. Geldſtrafe , oder vier Wochen

Gefängniß und 150 fl . , oder vierzehn Tage Gefängniß und

225 fl. Geldſtrafe erkannt werden könnten .

Hält das Amt in einem Falle des §. 16 dafür , daß wegen

Unzulänglichkeit des Beweiſes oder aus einem andern Grunde

keine Verurtheilung erfolgen könne , ſo gibt es das freiſprechende

Erkenntniß ſtets ſelbſt , wenn gleich nach den Umſtänden des

Falles , ſo fern überhaupt eine Verurtheilung begründet wäre ,

eine weit höhere Strafe als von acht Wochen Gefängniß oder

300 fl. in Geld einzutreten hätte . Darum iſt im §. 18 die

Vorlage an das Hofgericht nur für den Fall vorgeſchrieben ,
daß das Amt der Anſicht iſt , der Angeſchuldigte ſei über —

haupt zu verurtheilen , und es ſei eine höhere als die

im §. 17 bezeichnete Strafe auszuſprechen .
Wenn im . 18 geſagt iſt , daß das Hofgericht auf Vorlage

der Akten das Erkenntniß auch dann zu geben habe , wenn es

nur eine nach §. 17 dem Amtsgericht zuſtehende , acht Wochen

Gefängniß oder 300 fl. in Geld nicht überſteigende Strafe be —

gründet halte , ſo bezieht ſich dies nur auf den Fall , wo das

Amt die Vorlage nach § . 18 , alſo deßwegen machte , weil es

der Anſicht war , daß eine höhere Strafe auszuſprechen ſei ,

nicht aber auch auf den Fall , wo das Amt etwa aus Verſehen
oder aus irriger Anſicht dafür hielt , die Sache gehöre nicht
unter die im §. 10 genannten , ſei alſo ohne Rückſicht

auf die Strafgröße jedenfalls nur vom Hofgericht abzu —

urtheilen . In einem Falle der letzteren Art hätte dag Hof -

gericht mit dem Ausſpruch , daß im Allgemeinen nicht ſeine ,

ſondern die amtliche Gerichtsbarkeit begründet ſei , die Sache

zurückzugeben und jetzt erſt hätte das Amt entweder ſelbſt das

Urtheil zu fällen , oder wegen der Strafgröße nach §. 18

von neuem die Vorlage zu machen . Deßwegen iſt im §. 18

dem Amtsgericht auferlegt , in den Fällen des § . 16 mit der
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Vorlage der Akten zugleich die Gründe anzugeben , daß und

warumes dafür halte , daß der Angeſchuldigte zu verurtheilen
und daß eine das amtliche Strafmaaß überſteigende Strafe zu
erkennen ſei .

Zu den § § . 19 und 20 .

Das Strafgeſetzbuch ( §§. 170 —179 ) ſchreibt vor , daß und
in welchem Maaße die durch verſchiedene gleichzeitig zur Abur⸗
theilung kommende Vergehen verwirkten Strafen zuſammenzu⸗
rechnen ſeien . Nur ſo weit dieſe Zuſammenrechnung ein
höheres als das im §. 17 beſtimmte Maaß ergibt , überläßt der
§. 19 ſie dem Amtsgericht . Aber auch bei einem ſolchen Zu⸗
ſammentreffen kann das Amt nach §. 20 für ein einzelnes
Vergehen keine das Maaß des 8. 17 überſteigende Strafe in
Anſatz bringen , und es ſind auch hievon noch die in § 8 . 170
und ff. des Strafgeſetzbuches vorgeſchriebenen Abzüge zu machen .

Wenn das Hofgericht in Faällen des §. 20 . die geringeren
Strafſachen an das Amtsgericht zurückweist , ſo wie wenn nach
§. 21 oder im Falle des §. 16 Abſatz 3 der Straſprozeßordnung
verſchiedene Gerichte über verſchiedene Vergehen eines An—⸗
geſchuldigten urtheilen , und eben ſo, wenn da, wo nach §. 179
des Strafgeſetzbuchs überhaupt erſt nach Erlaſſung des einen
Urtheils über ein anderes ſchon vorher verübtes Vergehen nach⸗
träglich erkannt wird , die Zuſammenrechnung der von ver⸗
ſchiedenen Gerichten ausgeſprochenen Sirafen nöthig wird ,
fo ift dieſelbe nach g. 109 des vorliegenden Geſetzes von demz
jenigen Gerichte vorzunehmen , welches die höchſte der ver —
ſchiedenen Strafen erkannt hat , ohne Unterſchied , ob die ver —
ſchiedenen urtheilenden Gerichte auf der nämlichen oder auf
verſchiedener Rangſtufe ſtehen , und ob etwa das Amt wegen
des einen Vergehens eine höhere Strafe erkannte , als das
Hofgericht wegen des andern . Hat ein Gericht über
mehrere Vergehen des nämlichen Angeſchuldigten erkannt und
hiebei die verſchiedenen hiedurch verſchuldeten Strafen nach den
88 . 170 und ff des Strafgeſetzbuchs ſchon zuſammengerechnet ,
fo fommt die fo zuſa mmengerechnete Strafe in Anſchlag ,
wenn es ſich bei Anwendung des §. 109 um die Frage handelt ,
ob eben dieſes Gericht , oder ein anderes , welches über

2
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ein weiteres Vergehen urtheilte , die höchſte Strafe erkannt

habe .

Zum 6. 21 .

Bei coordinirten Gerichten gilt nach den §§. 8 und 16

der Straſprozeßordnung die Regel , daß zwar im Allgemeinen

die mehreren von einem Angeſchuldigten , wenn auch in ver⸗

ſchiedenen Bezirken verübten Verbrechen nach dem Zuvor⸗

kommen nur von einem der mehreren zuſtändigen Gerichte

CS. 8 ) unterſucht und abgeurtheilt werden , daß aber hievon eine

Ausnahme ſtatt findet , wenn der Angeſchuldigte in Gemein⸗
ſchaft mit Andern in einem Bezirke , deſſen Gericht ihm

gegenüber nicht das zuvorkommende iſt , ein Vergehen verübte ,

indem er in dieſem Falle nach §. 16 der Strafprozeßordnung

wegen des gemeinſchaftlichen Verbrechens von dem letzteren
Gerichte , wegen ſeiner übrigen Vergehen aber von einem

anderen unterſucht und abgeurtheilt wird .

Der gleiche Grundſatz iſt nun im §. 21 des vorliegenden

Geſetzes auch auf das Verhältniß zwiſchen einem höheren und

einem niederen Gerichte zur Anwendung gebracht , in ſo fern

das beſondere Verbrechen eines Theilnehmers an einem

gemeinſchaftlichen Vergehen zur hofgerichtlichen , das ge⸗

meinſchaftliche Vergehen ſelbſt aber zur amtlichen Gerichts⸗

barkeit gehört , während der §. 20 für den umgekehrten

Fall , wo das gemeinſchaftliche Verbrechen an das Hof

gericht gehört , die entgegengeſetzte Regel aufſtellt , daß

das Hofgericht auch über die im nämlichen Sprengel begangenen ,

aber ſonſt zur amtlichen Gerichtsbarkeit gehörigen beſondern

Vergehen zu erkennen hat . Doch wird das Hofgericht in den

letzteren Faͤllen wohl meiſtens zur Erleichterung des Verfahrens
von der im 8. 20 ihm eingeräumten Befugniß der Zurückweiſung

Gebrauch machen .

3u den § § . 22 und 23 .

Gegen die amtlichen Erkenntniſſe ſteht dem Staatsanwalt ,

wo er nicht als Ankläger auſtrat , kein Rekurs zu . Eine

Verkündung der Urtheile an ihn iſt daher nicht nöthig .

Hat aber das Amt über Strafſachen , die nach 8. 16 gar
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nicht zu ſeiner Gerichtsbarkeit gehören , das Erkenntniß ſich

angeeignet , ſo kann daraus an und für fih wohl dem An -

geſchuldigten gegenüber , welcher die Nichtigkeit im Wege

des Rekurſes geltend zu machen die Gelegenheit hatte , nicht

aber dem Staate gegenüber ein formelles Recht erwachſen .

Doch wollte man nicht , wie es bisher der Fall war , den

Angeſchuldigten der Gefahr ausſetzen , daß nach Jahren etwa

das Hofgericht , wenn es zufällig von der Sache Kenntniß er —

hielt , das amtliche Erkenntniß von Amtswegen noch aufhebe

und ein ſtrengeres fälle .

Der . 22 ſchreibt daher vor , daß der Staatsanwalt inner⸗

halb acht Tagen von erhaltener Kenntniß an die Aufhebung des

amtlichen Urtheils wegen Ueberſchreitung der Gerichtsbarkeit

beantragen könne . Es ſollen ihm deßhalb monatlich Verzeichniſſe

der amtlich entſchiedenen Straffälle vorgelegt werden . Es ſind
darin die Gegenſtände der Unterſuchungen und Erkenntniſſe

ſo zu bezeichnen , daß daraus die Gerichtsbarkeit erkannt

werden kann , und in Zweifelsfällen mag dann der Staatsan⸗

walt die Akten einfordern .
Nach Umlauf von ſechs Monaten findet jedoch nach §. 23 die

dem Staatsanwalt im §. 22 , Abſatz 2 , eingeräumte Befugniß
nicht mehr ſtatt , wenn gleich der Staatsanwalt im einzelnen

Falle durch ein Verſehen des Amtes , indem es etwa eine ab⸗

geurtheilte Strafſache im Verzeichniſſe übergangen oder nicht ge —

nügend bezeichnet hätte , außer Stand geweſen ſein kann , recht —

zeitig ſeine Anträge zu ſtellen .

Zum §. 25 .

Die Titel II . und III . der Strafprozeßordnung ſind durch
die § § 14 und 15 des gegenwärtigen Geſetzes in ' s Leben ge —

führt . Die Titel IV . bis VIII . konnten nicht eingeführt werden ,
weil ſie die noch nicht zum Vollzuge gekommene neue Organi⸗
ſation , die Aufſtellung beſonderer Unterſuchungsrichter und die

Beigebung von Staatsanwälten bei denſelben , vorausſetzen .

Dagegen wurden die Titel IX . bis XV . al ohne diefe Dr -

ganiſation ausführbar in Wirkſamkeit geſetzt , nur mit der bei

einzelnen Artikeln nöthigen Beſchränkung hinſichtlich der Mit⸗

wirkung der Staatsanwälte und der Bezirksſtrafgerichte .



22

Von der Beſtimmung , daß die in der Strafprozeßordnung
dem Bezirksſtrafgerichte im Unterſuchungsverfahren vorbehaltenen
Befugniſſe auf den Unterſuchungsrichter übergehen ,
macht der §. 124 hinſichtlich der im §. 306 der Strafprozeß⸗
ordnung gegebenen Befugniß , den verhafteten Verurtheilten ,
der um Wiederaufnahme des Verfahrens bittet , gegen oder

ohne Sicherheitsleiſtung zu entlaſſen , eine Ausnahme , indem

er Dag Redt hiezu dem Hofgerichte ſtatt dem Unter —

ſuchungsrichter zuweist .

Beſchwerdeführungen gegen den Unterſuchungsrichter , welche die

Strafprozeßordnung ( § . 296 , Abſatz 3 ) an das Bezirksſtraf —
gericht verwies , gehen an das Hofgericht , ſo wie der §. 27,
Abſatz 2 des gegenwärtigen Gefetzes auch die im §. 328 der

Strafprozeßordnung berüuhrte Streitfrage dahin verweist .

Da die im Titel XIV . vorkommenden § § . 170 und 171 der

Strafprozeßordnung über das amtsrichterliche Contumacialver —

fahren in ' s Leben treten , ſo mußte zu deren Ergänzung auch

der §. 326 wegen der Wiederherſtellung und des Rekurſes in

ſolchen Fällen eingeführt werden .

Zum §. 26 .

Das Geſetz über Verhaftungen und jeneg über Haus -
ſuchungen ꝛc vom 10 . März 1849 wurden zum Vollzuge der

Grundrechte erlaſſen . Da ſie übrigens von den Beſtimmungen
der Strafprozeßordnung nicht weſentlich abweichen , ſo wur —

den ſie , um die Harmonie der letztern nicht zu ſtören , jetzt
wieder aufgehoben , und nur Einiges , wovon die Strafprozeß —
ordnung nichts enthält , in den §. 26 des vorliegenden Geſetzes
zum Theil mit Aenderungen aufgenommen .

Die Ziffer 2 des §. 26 iſt indeſſen als ein beſonderes Geſetz
der allgemeinen Beſtimmung des §. 10 nicht unterworfen , da

es ſonſt dieſer Ziffer 2 , wenigſtens ſo weit ſie ſich auf die Er —

ſatzpflicht der Beamten ( Unterſuchungsrichter , Gefangenwärter ꝛc. )

bezieht , gar nicht bedurft hätte , und da hier ohnehin der oben zu

§. 10 erwähnte Grund jener Beſtimmung gar nie eintreten kann .

Bum §. 27 .

Wenn der Tit . XXI . der Strafprozeßordnung in Wirkſamkeit
tritt , fo bleiben gleichwohl diejenigen Beſtimmungen deſſelben ,
die ſich auf die Mitwirkung des Beſchädigten bei der Schluß —
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verhandlung beziehen , in den Fällen aufer Anwendung ,

wo das Hofgericht nach §. 35 ohne Vornahme einer ſolchen

Schlußverhandlung das Urtheil gibt .

Zum F. 28 .

Auf die im §. 16 genannten Strafſachen findet die Vorſchrift
des §. 28 keine Anwendung , wenn gleich nach den Umſtänden

des Falles bei einer Verurtheilung eine das amtliche Strafmaß

überſteigende Strafe ( § . 17 ) einzutreten hätte .
Wo aber nach dem objektiven Thatbeſtande die Sache nicht

unter jene deg §. 16 gehórt , findet Der §. 28 Anwendung , wenn

gleich noh fine beftimmte Perfon als Angeſchuldigter be —

handelt iſt ( § § . 193 und 194 der Strafprozeßordnung ) . Im §. 62

der Strafprozeßordnung iſt dieſer Fall auch als eine Einſtellung
des Verfahrens angeſehen , wenn gleich der §. 63 der Straf —

prozeßordnung und der § 118 des gegenwärtigen Geſetzes keine

Anwendung darauf finden . Vergleiche die Note ( ) zum §. 122 .

Zum 8. 29 .

Dieſe Vorſchrift iſt zur Zeit auf die Schwurgerichts - ⸗

fälle beſchränkt , weil in andern Fällen das Hofgericht nicht
immer noch eine mündliche Schlußverhandlung vorzunehmen hat .

Was die in Ziffer 43 des §. 41 erwähnten Fälle betrifft , ſo
kann der Unterſuchungsrichter nicht zum voraus wiſſen , ob das

Hofgericht ſie an das Schwurgericht verweiſen wird . Er wird

daher die Unterſuchung im Zweifel vollſtändig führen , und

andernfalls kann ihm das Hofgericht dieſelbe nach §. 35, Abſatz 3
zur Ergänzung zurückweiſen .

Sn Fällen deg §. 41 , Ziffer 41 iſt die Ausdehnung der

Unterſuchung durch die Anträge des Staatsanwalts bedingt .
In allen andern Fällen ( §. 41 , Ziffer —40 und Ziffer 42 )

iſt die Getichtsbarkeit des Schwurgerichts nicht von der im

einzelnen Falle beantragten oder zu erwartenden Strafe , ſon —
dern von der Natur des Verbrechens oder einzelnen
Merkmalen deſſelben abhängig , und der Unterſuchungs —
richter kann darnach ſtets ſelbſt bemeſſen , ob der §. 29 in An —

wendung zu bringen ſei .

Zum §. 30 .

Nicht in allen zur amtsrichterlichen Gerichtsbar —

keit gehörigen Strafſachen ( § . 16 ) , ſondern nur da , wo
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der Amtsrichter innerhalb feines Strafmafes nad $ : 17 mwirflidh

das Erkenntniß gibt , befreit ihn Der vorliegende §. 30 .
Cabweihend von dem §. 201 der Strafprozeßordnung ) von der

Fertigung der ſonſt vorgeſchriebenen Zuſammenſtellung . Wenn

daher der Amtsrichter auch in einem Falle des §. 16 wegen

der Strafgröße nach §. 18 die Sache dem Hofgericht vorlegt ,

ſo hat er vorher noch die Zuſammenſtellung zu fertigen und

nah §: 30 zu verfahren .

3u §. 34 .

Da das Hofgericht nicht in allen Faͤllen eine Shlufyerhand -
lung vornimmt , ſo hat der Staatsanwalt auch nicht überall

mitzuwirken . Die Akten werden daher in allen nicht vor die

Schwurgerichte gehörigen Sachen unmittelbar an das Hof —
gericht eingeſendet , und erſt wenn dieſes eine mündliche Ver⸗

handlung anordnet , hat der Staatsanwalt dort Akteneinſicht zu

nehmen , um ſich zur Führung der Anklage bei der Verhandlung
vorzubereiten , bei welcher Gelegenheit er , wo er es nöthig

findet , auch noch Ergänzungen und nach Umſtänden eine Ver⸗

legung der Tagfahrt beantragen kann .

Aber nicht nur in den ſtets vom Hofgerichte abzuurtheilenden

Strafſachen , ſondern auch in jenen , welche nach §. 41 Zeile 43

vor die Geſchworenen kommenkönnen , legt der Amts⸗

richter die Akten unmittelbar dem Hofgerichte vor , weil erſt

von deſſen Ermeſſen abhängt , ob die Sache an das Schwurge —
richt verwieſen werden ſoll .

Sn den Fällen Zeile —42 des §. 41 weiß dagegen der

Amtsrichter zum Voraus , daß die Sache an die Anklagekammer ,
und ſofern dieſe die Anklage zuläßt , an das Schwurgericht ge —

langt , daher hat er die Akten dem Staatsanwalt einzuſenden ,
der dann ſeine Anträge nach §. 78 bei der Anklagekammer ſtellt .

3u den § § . 32 und 33 -

In Beziehung auf die Gerichtsbarkeit des Bürger⸗
meiſters beziehen ſich die vorliegenden Beſtimmungen auf den

§. 51 Abſatz 3 der Gemeindeordnung , wornach von jener Ge —

richtsbarkeit nur die Standes - und Grundherren , Staatsdiener ,
Geiſtliche , ſtandes - und grundherrliche Beamte und die Förſter
( in ihrem Dienſtbezirke ) ausgenommen ſind . Im Uebrigen richtet
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ſich dann die Zuſtändigkeit des Bürgermeiſters nach dem

Tit . II . der Strafprozeßordnung , wornach ſie Demjenigen

zukommt , in deſſen Bezirk das Vergehen verübt wurde ( Straf —

prozeßordnung §. ) , oder nach der Wahl des Anklägers

( § . 12 ) auch Demjenigen , in deſſen Gemeinde der Angeklagte

ſeinen Wohnſitz oder Aufenthalt hat .

Klagt nach §. 32 des vorliegenden Geſetzes der Verletzte bei

dem Bürgermeiſter , ſo verzichtet er eben damit auf jede höhere

Beſtrafung des Angeklagten , als eine ſolche nach Abſatz 2 dem

Bürgermeiſter zuſteht .

Tit . III .

Von den Strafſachen , welche vor die Hofgerichte gehören .

Zum . 35 .

Die Regierung hielt dafür , es ſei ohne Einrichtung Der Bez

zirksſtrafgerichte oder der 1848 vorgeſchlagenen Kreis - oder

Bezirksgerichte nicht möglich , alle correctionellen Strafſachen

durch die Hofgerichte mit mündlicher Verhandlung aburtheilen

zu laſſen . Daher ſoll nun dieſes Verfahren nur da eintreten ,
wo es zu beſſerer Aufklärung von Anſchuldigungs - oder Ent⸗

ſchuldigungsthatſachen erforderlich ſcheint . * ) Es iſt damit Alles

in das Ermeſſen der Hofgerichte gelegt .

Uebrigens iſt zu erwarten , daß die Hofgerichte von dem

ihnen eingeräumten Rechte , eine mündliche Verhandlung anzu —

ordnen , einen genügenden Gebrauch machen werden ; denn wenn

auch dieſe Verhandlung mehr Zeit , als die alte Erledigungsweiſe
fordert , ſo kommt doch auf der andern Seite in Betracht , daß

1. die Erweiterung der amtlichen Gerichtsbarkeit den Hofge —
richten von den bisher durch ſie abgeurtheilten Strafſachen eine

bedeutende Anzahl abnimmt , wovon dann nur noch ein ver⸗

hältnißmäßig geringer Theil im Rekurswege ean ſie gelangt ,
— ferner

2. daß die Hofgerichte ſowohl in erſter als in zweiter Inſtanz

*) Wird die Abhaltung einer Schlußverhandlung beſchloſſen , ſo kommen

noch die §§. 211 —213 der Strafprozeßordnung zur Anwendung . Vergleiche
das zu §. 37 unter Ziffer 1 Geſagte .
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nach §. 34 nur noch mit drei ſtatt bisher mit wenigſtens fünf

Mitgliedern zu Gericht ſitzen , und daß
3. nach §. 38 . auch auswärtige Sitzungen ( in der Nähe der

vorzuladenden Zeugen und Betheiligten ) gehalten werden können ,

bei welchen nach §. 39 nur wenigſtens ein Hofgerichtsmitglied
mitzuwirken hat .

Es mag auffallen , warum im Abſatz 1 des §. 35 die Voraus —

ſetzungen , unter welchen vom Hofgericht auszuſprechen iſt , daß

kein Grund zur weiteren gerichtlichhen Verfolgung vorhanden ſei ,

anders aufgeſtellt ſind , als im §. 79, wo die Anklagekammer
darüber erkennt . Nach §. 79 hat die Anklagekammer den Ausſpruch ,

daß kein Grund zur weiteren gerichtlichen Verfolgung ( d. h. zur

Verhandlung und Aburtheilung durch das Schwurgericht ) vor —

handen ſei , jedesmal zu geben , wenn ſie der Anſicht iſt , daß keine

Verurtheilung zu erwarten ſei . Es ſoll dadurch ein weitläufiges

Verfahren abgeſchnitten und zugleich der politiſche Nachtheil beſeitigt

werden , der darin liegt , wenn die Geſchworenen gar häufig , die

Anträge des Staatsanwalts verwerfend , den Angeklagten frei

ſprechen . Gleiche Rückſichten treten im Falle deg §. 35 nicht ein ,

und das Hofgericht kann ja , wenn auch jener Ausſpruch ( Abſatz 1 )

nicht erfolgt , gleichwohl nach Abſatz 2 ſelbſt ohne öffentliche

Verhandlung noch in geheimer Sitzung auf eine Art ſchriftlichen

Vortrags alsbald das Enderkenntniß geben . Es handelt ſich

hier nur um die Frage , ob eine weitere umſtändlichere Prüfung
einzutreten habe , oder ob die Sache ſofort auf einen erſten

mündlichen Vortrag erledigt werden ſoll . Letzteres ſoll nun nach

Abſatz 1 nur geſchehen , wenn ſofort klar iſt , daß wegen

Mangels einer geſetzlichen Strafandrohung oder wegen Unzu —

länglichkeit des Beweiſes jedenfalls keine Verurtheilung er —

folgen könne . Der weitere im S. 79 erwähnte Fall , wo That —

ſachen , welche die Strafloſigkeit des Angeſchuldigten begründen ,

Cz. B . Nothwehr , Nothſtand , Geiſteskrankheit 2e. ) unzweifelhaft
als vorhanden anzunehmen ſind , iſt im §. 35 ganz weggelaſſen

worden , da hier eine nähere Prüfung immerhin am Platze iſt .

Wenn übrigens auch nach Abſatz 1 des §. 35 der dort erwähnte

Ausſpruch nicht erfolgt iſt , ſo kann er gleichwohl auch nach

weiterer Prüfung auf den Grund von erſtatteten Vorträgen

( Abſatz 2 ) in gleicher Form noch erfolgen , wie dies aus der
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Faſſung des §. 105 erſichtlich iſt . Nur wenn nach 8. 35 Abſatz2
eine mündliche Schluß verhandlung ſtatt gefunden hat ,
kann jetzt , nachdem die gerichtliche Verfolgung bis an ' s Ende

geführt iſt , natürlicherweiſe nicht mehr ausgeſprochen werden ,
es ſei kein Grund zu weiterer gerichtlicher Verfolgung vor —

handen .
Dem im Abſatz 1 erwähnten Ausſpruche , auch wenn er erſt

auf nähere Prüfung ( Abſatz 2 ) erfolgt , ſind keine Entſchei —
dungsgründe beizufügen Doch iſt anzugeben , ob der Ausſpruch
auf dem Mangel einer geſetzlichen Strafdrohung , oder ob er

auf der Unzulänglichkeit des Beweiſes beruhe . Es verſteht ſich
von ſelbſt , daß dieſe Vorſchriſt , obſchon ſie im §. 79 nicht

wiederholt iſt , auch für die Anklagekammer gilt , und zwar mit

Ausdehnung auf den dort erwähnten weiteren Grund , auf dem

der Ausſpruch beruhen kann . Was dagegen , wenn die An —

klagekammer auf Verſetzung in Anklageſtand erkennt , dieſer
Ausſpruch , als die Entſcheidungsgründe vertretend , enthalten
müſſe , iſt im §. 80 Abſatz 2 beſtimmt *) .

In Beziehung auf die den End - Erkenntniſſen ( § . 105
oder 107 ) beizufügenden Entſcheidungsgründe verbleibt es bei
dem hierin nicht abgeänderten Geſetze vom 3. Auguſt 1837 .

In der Commiſſion der zweiten Kammer wurde der Vorſchlag
gemacht , eine ausdrückliche Beſtimmung über die Faſſung der

Entſcheidungsgründe aufzunehmen , um die Weitläufigkeit der —

ſelben , womit häufig in alle ( auch minder wichtige ) Einzelheiten
der Beweisführung mit Benennung der einzelnen Zeugen und

Anführung ihrer umſtändlichen Ausſagen eingegangen wird , zu
beſeitigen , und namentlich vorzuſchreiben , daß da , wo wegen
Unzulänglichkeit des Beweiſes freigeſprochen wird , die vor —

handenen Beweiſe beziehungsweiſe Verdachtsgründe gar nicht

aufzuzählen , ſondern daß hier nur einfach zu ſagen ſei : die

Beweiſe reichen nicht hin , oder dieſe oder jene Thatſache ſei
nicht , oder nicht genügend bewieſen ꝛc. Die Commiſſion lehnte

*) Im §. 81 , wie er nach dem Regierungsentwurf lautete ,
hieß es , die in beiden vorhergehenden Paragraphen erwähnten Beſchlüſſe
ſeien dem Angeklagten „ mit Entſcheidungsgründen “ zu eröffnen . Die Worte

umit Entſcheidungsgründen “ wurden nun von der zweiten Kammer geſtrichen .
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jedoch dieſen Vorſchlag ab, indem fe annahm , die Praxis werde
ſich in dieſer Richtung von ſelbſt bald ( wie auf dem linken

Rheinufer ) zurecht finden , ohne daß es einer näheren geſetzlichen
Beſtimmung bedürfe .

Der §. 243 der Strafprozeßordnung , wodurch in Beziehung
auf die Art der Verkündung der Entſcheidungsgründe vor —
geſchrieben iſt , daß der Präſident das Weſentliche derſelben
mit dem Urtheil in Kürze ſogleich mündlich eröffne , die nähere
Ausführung aber der ſchriftlichen Ausfertigung vorbehalten
bleibe , iſt in das vorliegende Geſetz nicht aufgenommen . Es
ſteht aber ſeiner Anwendung gleichwohl nicht nur nichts im
Wege , ſondern es wird in allen Fällen , wo das Urtheil auf
den Grund einer mündlichen Verhandlung gefällt wird , und
die Entſcheidungsgründe nicht mit gan ; wenigen Worten ſogleich
niedergeſchrieben werden können , unvermeidlich ſein , daß der
Präſident ſie bei der ſofortigen Urtheilsverkündung vorläufig in

Kürze nur mündlich vortrage , und das Weitere der ſchrift⸗
lichen Ausfertigung vorbehalte .

Bei dem §. 35 wurde au nom die Frage aufgeworfen , ob
der Inhalt des 8. 13 des Geſetzes vom 3. Auguſt 1837 hier
aufzunehmen ſei , wornach das Hofgericht da , wo der Ange⸗
ſchuldigte verhaftet iſt , nach Einkunft der Akten unverzüg⸗
lich entſcheiden ſoll , ob der Verhaft bis zur Aburtheilung fort —
zudauern habe , oder nicht , in welch letzterm Falle die Frei⸗
laſſung des Verhafteten ſogleich einzutreten habe.

Die Commiſſion der Il . Kammer hielt jedoch die ausdrückliche

Aufnahme dieſer geſetzlichen Beſtimmung aus dem Grunde für
unnöthig , weil das Geſez vom 3. Auguſt 1837 nirgends all⸗

gemein aufgehoben werde , dasſelbe alſo in ſo weit fortbe —
ſtehe , als es nicht durch entgegengeſetzte Beſtimmungen des
neuen Geſetzes geändert ſei . Darnach bleibe die erwähnte Vor —

ſchrift des S 13 des Geſetzes hier jedenfalls in Kraft .

Zum . 36 .

Da die Hofgerichte nicht in allen Fällen eine Schlußver —
handlung anzuordnen haben , und man bezüglich auf die Rechts —
mittel des Angeſchuldigten zwiſchen dem Falle , wo eine ſolche
Verhandlung angeordnet wird , und den übrigen Fällen keinen

> ifa
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Unterſchied machen wollte , ſo wurde dem Angeſchuldigten gegen
die Anordnung der Schlußverhandlung auch die im S. 209
der Strafprozeßordnung beſchränkt zugeſtandene Beſchwerde —
führung nicht eingeräumt . Gegen die Verſetzung in den An⸗

klageſtand beläßt dagegen der §. 82 , Abſatz 3 dem Angeklagten
dieſe beſchränkte Beſchwerdeführung .

Hat das Hofgericht ausgeſprochen , daß kein Grund zu wei —
terer gerichtlicher Verhandlung vorhanden ſei , das Oberhofge —
richt aber auf die Beſchwerde des Staatsanwalts &) einen

ſolchen Grund als vorhanden erkannt , ſo hielt man die Sache

jedenfalls ſchon für ſo ſchwierig oder zweifelhaft , daß man im

Abſatz 2 des §. 36 zu beſtimmen nöthig fand , es ſei in ſolchen
Fällen alsdann jedesmal eine mündliche Verhandlung vor⸗

zunehmen .

Zum 6. 37 .

Der Titel XVII . der Strafprozeßordnung beſchreibt das

mündliche Verfahren von den Bezirks ſtrafgerichten .
Das nämliche Verfahren wurde dort auch für die Verhandlung
der großen Strafſachen von den Hofgerichten , an deren
Stelle jetzt die Schwurgerichte treten , vorgeſchrieben , nur
mit dem Unterſchiede , daß nach §. 230 vor den Hofgerichten
die vorher einzureichende Anklageſchrift verleſen werden

ſollte , während bei den Bezirksſtrafgerichten , wo keine Anklage⸗
ſchrift zu übergeben war , der Staatsanwalt die Anklage münd⸗
lich vortragen ſollte . Was die Strafprozeßordnung für die

Bezirksſtrafgerichte vorſchrieb , gilt jetzt für die Cin den correcz
tionellen Strafſachen ) an ihre Stelle tretenden Hofgerichte . Für

*) Für das Rechtsmittel der Beſchwerdeführung ſind die
Formen des Rekurſes nicht vorgeſchrieben . Es wird fih aber von
ſelbſt verſtehen , daß da , wo ſie ( wie im Falle des §. 36 ) gegen ein die
Hauptſache entſcheidendes Erkenntniß gerichtet iſt , der Gegentheil darüber
vernommen werde . Iſt dies der Angeſchuldigte , ſo wird die Vernehmung ,
wo er nicht einen Anwalt beſtellt hat , durch den Unterſuchungsrichter ge⸗
ſchehen . Hat er einen Anwalt , ſo wird dieſem mit Anberaumung einer
kurzen Friſt zu überlaſſen ſein , ſeine Erklärung über die Beſchwerde ab⸗
zugeben . Letzteres wird bei einer ſolchen Beſchwerde des A ngeſchul⸗
digten (z. B. im Falle des §. 82 ) auch dem Staatsanwalt
gegenüber zu geſchehen haben .
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die Schwurgerichte , welche jetzt die früher an die Ho f -
gerichte gewieſenen ſchweren Strafſachen abzuurtheilen

haben , gibt Der Titel VII . des gegenwärtigen Geſetzes eine

Anzahl beſonderer Beſtimmungen .
Im übrigen ſind für die beiderlei Verhandlungen durch die

§ § . 93 und 37 die Vorſchriften der Strafprozeßordnung über

die Oeffentlichkeit ( §S. 224 —226 ) und über die diſcretionäre
Gewalt des Präſidenten CS. 237 ) weſentlich abgeändert , be —

ziehungsweiſe erweitert . Obgleich indeſſen der §. 37 Deg vorz

liegenden Geſetzes ſich nur hinſichtlich der mündlichen Schluß —

verhandlung auf die Beſtimmungen der Strafprozeßordnung
bezieht , und von dieſer Schlußverhandlung insbeſondere nur

der Titel XVII . der Strafprozeßordnung handelt , ſo wird man

doch nicht umgehen können , auch Einiges aus dem Titel XVI. ,

ſo weit es mit der mündlichen Schlußverhandlung im

Zuſammenhange ſteht , ebenfalls in Anwendung zu bringen .
Es gehören hierher :

1 ) Die g8 . 211 —213 der Strafprozefordnung , fo weit fie
Davon handeln , welche Zeugen von Amtswegen oder auf Ver —

langen des Angeſchuldigten in die Sitzung vorzuladen ſeien ,
und ob und von welchen die in der Vorunterſuchung gemachten
Ausſagen etwa nur vorgeleſen werden .

Der zur Einführung beſtimmte , im Titel XVI . enthaltene

§. 233 bezieht ſich ſelbſt auf den §. 212 , und dieſer ſteht hin —

ſichtlich der erwähnten Frage mit den § § . 211 und 213 in

nothwendiger Verbindung .

Für die Schwurgerichte gibt in dieſer Beziehung der

§. 86 Abſatz 1 beſondere Beſtimmungen . Der Abſatz 3 dieſes

§. 86 ſteht übrigens auch mit den § § . 211 —213 der Straf —

prozeßordnung , die nun jedenfalls für die hofgerichtlichen
Verhandlungen gelten , im Einklange .

2 ) Was die Beſtellung eines Vertheidigers betrifft , ſo

gebt aug Den zur Einführung beſtimmten § § . 232 , 233 und

235 hervor , daß ein ſolcher bei der Verhandlung überall

zuläſſig iſt . Es wird nun der ſeine Beſtellung und ſeine Vor —

bereitung regelnde §. 214 , ſo weit er ſich auf das Verfahren
vor den jetzt durch die Hofgerichte erſetzten Bezirks —

ſtrafgerichten bezieht , ebenfalls zur Anwendung zu bringen ſein.
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Für die Schwurgerichte geben die § § . 83 und 86 be —

ſondere Beſtimmungen . Der §. 83 war übrigens im Regierungs —⸗
entwurf auch für das hofgerichtliche Verfahren beſtimmt ,
und er wurde in ſeiner Faſſung von der zweiten Kammer nur

darum auf die ſchwurgerichtlichen Fälle beſchränkt , weil er in

einem ſich blos auf Schwurgerichtsſachen beziehenden
Titel ſteht Es wird übrigens die Beſtimmung wegen Zulaſſung

nichtrechtsgelehrter Vertheidiger im §. 83 , da eine ſolche

Zulaſſung im S. 214 der Strafprozeßordnung jedenfalls nicht

unterſagt iſt , wohl ohne Bedenken auch bei den hofge —
richtlichen Verhandlungen angewendet werden können .

Ferner wird es kein Bedenken haben , dieſe Vorſchriften über

Zulaſſung und über amtliche Beſtellung von Vertheidigern
( § . 214 ) auch da anzuwenden , wo das Hofgericht eine Straf —

ſache ohne mündliche Schlußverhandlung nach §. 35 auf den

Grund der Akten erledigt , da die diesfallſigen Vorſchriften des

§. 19 des achten Organiſationsedikts und der Verordnung vom

4. Juni 1805 durch den §. 4 des vorliegenden Geſetzes auf —

gehoben ſind .

3. Da zu den Vorſchriften über die muͤndliche Schlußver —

handlung , hinſichtlich deren ſich der §. 37 auf die Strafſprozeß —
ordnung bezieht , auch jene über die Frage gehört , ob dieſe

Verhandlung bei dem Ausbleiben vom Angeſchuldigten oder von

Zeugen überhaupt vorgenommen werden könne ? — ſo werden

auch Die § § . 219 —223 der Strafprozeßordnung und eben ſo
der §. 321 zur Anwendung zu bringen ſein . Der letztere iſt
im Titel XII . des vorliegenden Geſetzes deßwegen nicht be —

rührt , weil dieſer Titel nur von den eigentlich Abweſen⸗
den oder Flüchtigen handelt , die zur Sitzung ( außer
öffentlich ) gar nicht vorgeladen werden können . Der Fall ,
wo dem Angeſchuldigten die Vorladung zur Verhandlung zu —

geſtellt wurde , er aber doch nicht erſchien , gehört niht hieher .
Auf ihn können nur die § § 219 und 321 angewendet werden ,
und zwar in Schwurgerichts fällen vom §. 321 ſtets nur

die Ziffer 2. Kann der Angeſchuldigſe alsdann nicht beigebracht
werden , ſo tritt nun erſt die öffentliche Vorladung mit dem

weitern Verfahren nach Titel XII . ein .
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Ueberhaupt iſt zu bedenken , daß die Strafprozeßordnung nur

darum noch nicht vollſtändig eingeführt wurde , weil es an

der Organiſation , namentlich an beſondern Unterſuchungsrichtern ,

an Staatsanwälten und einer Rathskammer bei jedem Unter⸗

ſuchungsrichter fehlt , und ſelbſt die mündliche Verhand⸗

lung vor den Hofgerichten nicht in allen Fällen vorge⸗

nommen wird . So weit nun aber die Straſprozeßordnung in

einem Punkte eingeführt wird , und die dießfallſigen Beſtim⸗

mungen mit anderen Paragraphen in einem Zuſammenhange

ſtehen , oder das rheilweis Eingeführte für ſich allein lückenhaft

oder unſicher iſt , wird der Richter gut thun , zur Ergänzung

des Lückenhaften ſich in analogen anderen Beſtimmungen ,

oder in ſolchen , die mit dem Eingeführten im Zuſammenhang

ſtehen oder nur deſſen rechtliche Entwicklung enthalten , umzu⸗

ſehen .

Zu den 89 , 38 und 39 .

Durch dieſe Beſtimmungen wird es weſentlich erleichtert ,

häufig und wohl in allen nicht ganz cinfachen und klaren Faͤllen

mündliche Verhandlungen vorzunehmen . Es wird nämlich da⸗

durch , daß ein Hofgerichtsrath mit Beizug von zwei in der

Nähe befindlichen Amtmännern oder Amtsaſſeſſoren periodiſch
auswärtige Sitzungen hält , nicht nur das Geſchäft der Hof —

gerichte gemindert , ſondern zugleich der Vortheil erreicht , daß

die Betheiligten und Zeugen ſich , um der Verhandlung beiz

zuwohnen , nicht zu weit von ihren Wohnſitzen zu entfernen

haben .

Zum . 40 .

In den Fäͤllen des S. 41 , Zeile —42 , hat zwar der Amts -

richter nach §. 31 die Akten nicht dem Hofgerichte , ſondern

zur Mittheilung an die Anklagekammer dem Staatsanwalte

vorzulegen . Hat aber gleichwohl das Amt aus Verſehen oder

aus irriger Anſicht die Vorlage an das Hofgericht gemacht,

ſo ſtellt dieſes die Akten Dem Staatsanwalte zur Stellung ſeiner

Anträge bei der Anklagekammer zu . Gleiches hat zu geſchehen,

wenn das Hofgericht in andern Fällen dafür hält , daß nach

den Umſtänden eine ſeine Strafgewalt überſteigende Strafe zu

erkennen ſei .
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Tit . IV .

Von den vor die Schwurgerichte gehörigen Strafſachen.
Zum 6. 41 .

Wie der F. 16 die amtsrichterlichen Strafſachen aufführt ,
ſo ſtellt der §. 41 diejenigen zuſammen , welche von den

Schwurgerichten abzuurtheilen ſind . Was zwiſchen beiden

in der Mitte liegt , gehört an das Hofgericht .
Bei dem großen Spielraume , den das Strafgeſetzbuch dem

Richter bei der Strafausmeſſung einräumt , indem viele Ver⸗

brechen nach den Umſtänden des einzelnen Falles mit weit her⸗

abgehender blos bürgerlicher oder alternativ weit anſtei⸗

gender peinlicher Strafe bedroht ſind , war es nicht möglich ,
alle Verbrechen , die vor die Geſchwornen gehören , ihrer

Natur nach auszuſcheiden , und es wurde im . 41 , Ziffer 43

beſtimmt , daß in den nicht nach Ziffer - 40 , und 42 beſonders

bezeichneten Fällen die vom Hofgericht zu ermeſſende Straf⸗

größe entſcheide , ob die Sache vor das Schwurgericht

gehöre , oder vom Hofgericht abzuurtheilen ſei .

Wenn in Fällen der letztern Art das Hofgericht das Erkenntniß

ſelbſt gibt , ſo iſt es dazu eben ſo berechtigt , als durch ſeine

Verweiſung der Strafe an das Schwurgericht ( § . 40 ) die Ge⸗

richtsbarkeit dieſes Letztern begruͤndet wird , und dem An⸗

geſchuldigten kann weder in dem einen , noch in dem andern

Falle ein Rechtsmittel gegen die hierin liegende Beſtimmung
der Gerichtsbarkeit zukommen . Im Falle des §. 41 , Ziffer 41

iſt eine ſolche Beſchwerde , da der Antrag des Staatsanwalts
allein entſcheidet , ohnehin nicht denkbar .

Wag aber die Fälle Ziffer —40 und 42 betrifft , fo ift hier

eben fo , wie nah $. 22 , Abſatz 2 bei Mnwendung deg $. 16

nur das thatſaͤchliche Verhältniß , auf welches die An⸗

ſchuldigung ſich gründet , maßgebend, und hier kann

alſo ein Zweifel , beziehungsweiſe eine verſchiedene Anſicht vor —

kommen , ob eine Strafſache , bei der nicht zugleich die Voraus⸗

ſetzung ber Ziffer 43 eintritt , ihrer Natur nah vor die Ge⸗
ſchworenen gehöre , oder nicht . Iſt nun in einem ſolchen Falle

nah §. 31 oder nach §. 40 die Sache an Die Anklagekammer ge⸗
3



34

langt , ſo entſcheidet diefe nach §. 80 , wie über die Begrün⸗

dung der Anklage , ſo auch über die Frage der Gertchtsbarkeit ,

Rund der . 82 ſetzt feſt , daß und unter welchen Vorausſetzungen

den Betheiligten ein Rechtsmittel gegen dieſen Ausſpruch zu⸗

komme . Ergreifen ſie dieſes Rechtsmittel nicht oder bleibt daſſelbe

ohne Erfolg , oder iſt nach den Umſtänden ein ſolches namentlich

den Angeſchuldigten gar nicht zuſtehend , ſo iſt durch jenen Aus⸗

ſpruch der Anklagekammer zugleich auch die Frage der Ge⸗

richtsbarkeit rechtskräftig entſchieden , und die Bethei⸗

theiligten können deshalb ſpäter das Endurtheil , werde es nun

vom Schwurgericht oder vom Hofgericht erlaſſen , wegen feh⸗

lender Gerichtsbarkeit nicht mehr anfechten *) .
Anders verhält es ſich , wenn die Sache nicht an die Anklage —⸗

kammer gekommen iſt , und das Hofgericht , dem etwa das Amt

in einem der Fälle des § 41 , Ziffer —42 die Akten unmit⸗

telbar vorlegte , die Sache , ohne ſie nach §. 40 an die An⸗

klagekammer zu weiſen , ſelbſt abgeurtheilt hat . Hier folgt nicht ,

wie nah S. 80 , ein vorläufiges die Gerichtsbarkeit beſtimmendes

Erkenntniß , ſondern das Hofgericht entſcheidet darüber nur

indirekt mit dem Endurtheil . Mit dem Rekurſe gegen dieſes

Endurtheil kann daher auch von beiden Seiten noch die Nich —

tigkeitsbeſchwerde dahin geltend gemacht werden , daß die Sache

gar nicht zur hofgerichtlichen , ſondern nur zur ſchwur⸗

gerichtlichen Entſcheidung gebört hätte , und wenn das

Oberhofgericht dieſe Beſchwerde gegründet findet , ſo hebt es das

hofgerichtliche Endurtheil auf , und ſpricht aus , daß die Sache

zur ſchwurgerichtlichen Erledigung gehöre , alſo an die Anklage —

kammer zu weiſen ſei , welche in einem ſolchen Falle als dann

nur nom über wie Begründung der Anklage und nicht mehr

*) Iſt die Gerichtsbarkeit des Schwurgerichts nach den der Anſchuldi⸗

gung zu Grund liegenden Thatſachen ( nach dem Ausſpruche der Anklage⸗

kammer ) einmal begründet , ſo verſteht ſich von ſelbſt , daß ſie dies auch

bleibt und der Schwurgerichtshof das Erkenntniß zu geben hat , wenn

gleich diejenigen Umſtände , welche die Sache zu einer ſchwurge —

richtlichen machen , durch die Geſchworenen Y erneint werden und das

Verbrechen nun nur als ein geringeres abgeurtheilt wird , wie es an

und für ſich ſonſt nur vor das Hofgericht oder Amtsgericht

gehören würde .
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über die ſchon rechtskräflig erledigte Frage der Gerichtsbar —

keit zu entſcheiden hätte .

Zum §. 42 ,

Das Zitat „ nach §. 20 “ wurde eingeſchaltet , um damit aus⸗

zudrücken , daß auch in dieſem Falle das Hofgericht , wie der

§. 20 es geſtattet , einzelne amtsgerichtliche Strafſachen noch an

das Bezirksamt zurückweiſen könne .

Tit V

Von der Beſetzung des Schwurgerichtshofes .

Zum §. 44 .

Der Schwurgerichtshof wird nah §. 45 aus fünf rechtsgelehrten
Richtern gebildet . Die 12 Geſchworenen ſind kein Theil des

Schwurgerichtshofes , ſie ſtehen neben demſelben . Wo beides

miteinander , der Schwurgerichtshof und die zwölf Geſchwo⸗

renen gemeint ſind , bedient ſich das Geſetz des Ausdruckes

„ Schwurgericht . “

3u den § § 45 und 46 .

Es wird ſich von ſelbſt verſtehen , daß kein Hofgerichtsmit —

glied , welches bei einer der zur Verhandlung kommenden Straf —

ſachen in der Anklagekammer oder im Falle des §. Al Ziffer 3

in dem hofgerichtlichen Urtheilsſenate mitwirkte , zum Mitgliede
des Schwurgerichtshofes ernannt werde , indem dasſelbe ſonſt
in der letztern Eigenſchaft nach §. 25 der Strafprozeßordnung

von jedem Betheiligten abgelehnt werden könnte . Nur bei

den am Hofgerichtsſitze ſtattfindenden Schwurgerichtsver⸗

handlungen würde dies weniger Störung machen , nicht nur

weil im Falle der Ablehnung hier nach §. 48 , Abſatz 2 auf

kurzem Wege ſogleich ein anderes Hofgerichtsmitglied beigegeben

werden könnte , ſondern auch weil der Hofgerichtspräſident für

die Sache , in welcher das Mitglied des Schwurgerichtshofs
in der Anklagekammer oder im hofgerichtlichen Urtheilsſenate

thätig war , zur Verminderung anſtößiger Ablehnungen ſchon

zum Voraus ein anderes ernennen könnte , welches beim Be⸗
ginn der einſchlägigen Verhandlung ſogleich beigezogen würde .

Eben ſo iſt zu vermeiden , für auswärtige Sitzungen einen

3 .



36

Amtsrichter zu ernennen , welcher in einer der vorkommenden
Strafſachen als Unterſcheidungsrichter thaͤtig war .

Wenn der Schwurgerichtshof außer dem Vorſitzenden aus

zwei Hofgerichtsmitgliedern und zwei Bezirksbeamten beſteht ,
und nah §. 46 ein weiteres ſtellvertretendes Mitglied nöthig

wird , fo fann dazu nur ein Hofgerichtsmitglied beſtimmt werden ,

da ſonſt , wenn eines der beiden andern Hofgerichtsmitglieder
verhindert würde , nach 8. 45 , Abſatz 2 der Gerichtshof nicht

mehr geſetzlich beſetzt wäre , indem dieſer Abſatz 2 nur für die

im S. 48 bezeichneten Ablehnungsfälle eine Ausnahme von

der Regel geſtattet , daß der Schwurgerichtshof außer dem Vor⸗

ſitzenden wenigſtens zwei Hofgerichtsmitglieder enthalten müſſe.

Zum F. 47 .

Es fragt ſich , was die Rechtsfolge fei , wenn die im Abſatz 2

beſtimmte Friſt nicht eingehalten wird ?

Im F. 115 , der die Nichtigkeitsgründe zur Anfechtung eines

ſchwurgerichtlichen Erkenntniſſes aufzaͤhlt , iſt dieſer Fall nicht

aufgenommen .
Die Rechtsfolge könnte alfo nur darin beſtehen , daß der

Angeklagte , dem die Mitglieder des Schwurgerichtshofs nicht
drei Tage vor der Sitzung bekannt gemacht worden wären , noch

bei Eröffnung der Sitzung eine Ausſetzung der Verhandlung

bis nach Ablauf dieſer Friſt verlangen könnte , innerhalb welcher

er ſich um etwaige Ablehnungsgründe zu erkundigen vermöge .

Thut er dies nicht und bringt er nicht ſonſt eine Ablehnung

vor , ſondern läßt er die Verhandlung vor dem Schwurgerichtshof
vor ſich gehen , ſo verliert er damit jede aus dem Abſatz 2 des

§. 47 abzuleitende Anfechtung des Verfahrens oder des Uctheils .

Zum S. 48 .

Da ohne den geſetzlichen ( § . 45 ) beſonders ernannten Vor —

ſitzenden die Verhandlung nicht vor ſich gehen kann , ſo wurde

die Frage aufgeworfen , wie es zu halten ſei , wenn der Vor —

ſitzende ſelbſt abgelehnt werde ?

Man fand aber nicht nöthig , darüber hier eine Beſtimmung

aufzunehmen , ſondern begnügte ſich damit , im C. 45 zu verordnen ,

daß das Juſtizminiſterium mit dem Vorſitzenden jeweils zugleich
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einen Stellvertreter desſelben zu ernennen habe . Iſt dieſer

Stellvertreter nun eines der dem Schwurgerichtshofe beigegebenen

Hofgerichtsmitglieder , ſo kann er , wenn der Vorſitzende abge⸗
lehnt wird , den Vorſitz ſogleich übernehmen und den Gerichtshof
nach §. 48 im Uebrigen ergänzen laffen . Ift aber der Stel -

vertreter des Vorſitzenden nicht zugleich ſonſt fhon Mitglied deg

Schwurgerichtshofes , ſo muß ſeine ſchleunig zu veranlaſſende
Ankunft abgewartet und bis dahin die Verhandlung ausgeſetzt
werden . ` i

Vri ME

Von den Geſchwornenliſten und der Bildung des

Schwurgerichts .

Zum 6. 49 .

Nach Ziffer 1 ſind die Abgeordneten , die Bürgermeiſter und

die Gemeinderathsmitglieder nur ſo lang , als ſie dieſe Aemter

bekleiden , zum Geſchwornenamte berechtigt und verpflichtet , ſo⸗

fern ſie dieſe Berechtigung und Verpflichtung nicht zugleich auch

in anderer Eigenſchaft nach Ziffer 2 beſitzen, oder ſie nach

Ziffer 3 haben und behalten .

Der hiebei maßgebende Zeitpunkt iſt aber nur die Zeit der

Aufſtellung ( § . 52 ) und der etwaigen Berichtigung ( § . 53 ) der

Urliſte . Aus dieſer werden ſpäter die Bezirksliſte CS. 56 )

und die Kreisliſte ( g. 60 und 61 ) gebildet , ohne au berúg -

ſichtigen , wer inzwiſchen die im §. 49 beſtimmten Eigenſchaften
verloren oder neu erhalten habe . Daher können die in die

Urliſte Aufgenommenen giltige Geſchworene ſein , wenn fie
gleich in der Zwiſchenzeit ſeit Feſtſtellung der Urliſte das in

§. 49 Ziffer 1 erwähnte Amt , beziehungsweiſe das Steuerkapital
Siffer 3 verloren Haben , fo wie auf Der andern Seite Die⸗

jenigen , welche das Amt oder das Steuerkapital , oder etwa das

erforderliche Alter von 30 Jahren erſt nach Feſtſtellung der Ur⸗

lifte nod erworben haben , für das Jahr , für meles die

Letztere bereits feſtgeſtellt ift , Die nachträgliche Aufnahme in

die Liſte und die Zulaſſung zum Geſchwornenamte nicht mehr

fordern oder erhalten können .
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Wag vie unter Ziffer 3 erwähnten Steuerzahlenden betrifft,

fo fommt e8 niht darauf an , ob ſie das Steuerkapital am

Orte ihres Wohnſitzes oder in einem oder mehreren andern

Orten des Großherzogthums ( ſelbſt in einem andern Kreiſe )

beſitzen . Es genügt , wenn ſie nur überhaupt wenigſtens

20 fl . jährlich ordentliche direkte Staatsſteuer bezahlen .

Die indirekten Abgaben ( Acciſe , Zölle ꝛc. ) werden niht gez

rechnet , und eben fo wenig Diejenigen direkten , die das da⸗

rüber ergehende Geſetz als außerordentliche bezeichnet . Die

gegenwärtigen ordentlichen direkten Staatsſteuern ſind :

die Grundz ( und Gefäll Steuer , Häuſerſteuer , Gewerbeſteuer ,

Klaſſenſteuer und Kapitalſteuer .

Zu den 8s . 50 und 5t .

Die in Ziffer 4 des §. 50 erwähnte Wiederbefähigung liegt ,

wie aus §. 24 des Strafgeſetzbuches hervorgeht , nicht ſchon in

der Begnadigung im Allgemeinen , ſie muß beſonders verliehen

werden , ſo wie ſie in ſolcher Weiſe ſelbſt nach ſonſt vollzogener

Strafe noch verliehen werden kann .

Im Uebrigen gilt , mwenn einer der im §, 50 oder im §. 51

angeführten Ausſchließungsgründe wieder wegfällt , hinſichtlich
des maßgebenden Zeitpunktes auch hier das zum $. 49 Geſagte .

Eine andere Frage iſt , ob , wenn ein ſolcher Ausſchließungs⸗

grund erſt nach Feſtſtellung der Urliſte eintritt , der Betroffene

dann gleichwohl in dem Jahre , für das er in der Urliſte auf —

genommen iſt , noch giltig als Geſchworener dienen könne . Das

Geſetz ſagt : „ſie können nicht Geſchworene ſein “; aber es ſagt

nicht , daß , wie und durch wen die einmal giltig Aufgenom —

menen wieder ausgeſchloſſen werden können . Iſt dieſes Ver —

hältniß zur Zeit der Aufſtellung der Bezirks - oder der gemin -
derten Kreisliſte Denjenigen , welche dieſelbe nach §. 56 oder

§ . 60 bilden , bekannt , ſo wird es ſich von ſelbſt ergeben , Daf

ſie keine Perſonen , die inzwiſchen in eines der im §. 50 oder

51 bezeichneten Verhältniſſe gekommen ſind , darin aufnehmen .

Geſchieht dies aber dennoch , weil die Fertiger der Bezirks —oder
Kreisliſte keine Kenntniß von dem Verhältniſſe hatten , oder

weil fie dasſelbe nicht beachteten , oder weil das Verhältniß etwa

erſt ſpäter noch eintrat , fo wird nichis übrig bleiben , als daf
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Einer der Betheiligten den Aufgenommenen , wenn ihn das

Qoos trifft , nah §. 74 bei der Ziehung ablehne , denn auch

unter den von Amtswegen auszuſcheidenden Unfähigen

find fie im §. 7ʃ, der ſich nur auf die Straſprozeßordnung und

namentlich auf deren 8. 20 bezieht , nicht genannt . Ja der §. 71

erwähnt ſogar des Falles , wo ein Polizei⸗ oder Unterſuchungs⸗

beamter als ſolcher in der nämlichen ( von den Geſchworenen

jetzt abzuurtheilenden ) Sache ſchon mitwirkte , ohne das Auftreten

dieſes Beamten als Geſchworener in dieſer Sache als ein wegen

Unfähigkeit nichtiges zu erklären . Um ſo weniger kann dieſe

Wirkung da eintreten , wo der Beamte nicht in der nämlichen

Sache thätig war , er vielmehr nur als Richter oder Polizei —

beamter überhaupt unter die Beſtimmung des §. 51 fällt ;

und der §. 71 hätte , wenn jeder Richter oder Polizeibeamter

als ſolcher nach §S. 51 zum Geſchworenen überhaupt abſolut

unfähig wäre , jedenfalls anders lauten müſſen und von der

beſondern Vorausſetzung , daß er in der nämlichen Sache ſchon

mitwirkte , nicht ſprechen können .

Zu den §s . 52 und 58 .

Die im September zu fertigende Urliſte , ſowie die nach 8ö .

55 und 56 im November daraus zu bildende Bezirksliſte , gilt

jeweils , wie aus §. 55 hervorgeht , für das nächſtfolgende Jahr .

Daher iſt im 8. 143 für das erſtemal , indem das Geſetz

während des Jahrs ins Leben tritt , eine beſondere Beſtim —

mung gegeben , und die nach Verkündigung des Geſetzes aufzu —

ſtellenden erſten Liſten gelten nur für den Reſt des Jahrs 1851 ,

ſo daß alsdann nach der Regel der 88 . 52 und 55 im Sep⸗

tember und November 1851 die neuen Liſten für das Jahr 1852

gefertigt werden .

Eine Beſchwerde gegen die vom Bürgermeiſter gefertigte Liſte

ſteht nach §. 53 nur Demjenigen zu , der nach §. 49 für ſich

ſelbſt auch Geſchworener ſein könnte . Ein ſolcher kann aber

nicht nur wegen ſeiner eigenen Uebergehung , ſondern auch

wegen der Uebergehung anderer befähigten Perſonen Beſchwerde

führen , und eben ſo dagegen , daß und welche Unbefähigte

in die Liſte mit Unrecht aufgenommen worden feien . Sn fo weit daz

gegen die eigene Befähigung des Beſchwerdeführes beſtritten iſt ,
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bildet die Entſcheidung hierüber eine Vorfrage für das Er⸗

kenntniß über die andern Beſchwerden , denn wenn die erkennende

Behörde der Anſicht iſt , daß der Beſchwerdeführer für ſich

ſelbſt nicht befähigt zum Geſchworenen ſei , ſo darf ſie auch

ſeiner Beſchwerde wegen Uebergehung Anderer oder wegen

unrichtigen Eintrags Unbefähigter , wenn ſie gleich dieſe Be —

ſchwerde ſonſt fur begründet hielte , keine Folge geten , da in

dem unterſtellten Falle der Beſchwerdeführer zur Beſchwerde

überhaupt nicht berechtigt , dieſe folglich als nicht erhoben

zu betrachten iſt .
Sind übrigens innerhalb der im §S. 53 Abſatz 1 beſtimmten

Friſt überhaupt keine Beſchwerden eingekommen , oder dieſe vom

Gemeinderathe oder bei rechtzeitig ergriffenem Rekurſe vom Be⸗

zirksamte erledigt , ſo gilt die Liſte als richtig und eine ſpätere
Anfechtung findet von keiner Seite mehr ſtatt .

Was den Rekurs betrifft , ſo findet derſelbe nach Abſatz 3 des

6. 53 innerhalb acht Tagen , welche von der dem Beſchwerde —⸗

führer geſchehenen Eröffnung des gemeinderäthlichen Beſcheides

an laufen müſſen , ſtatt , und das Geſetz kennt keine nach Umlauf

dieſer Friſt noch zuläſſige Wiederherſtellung .
Wäre aus Verſehen die Eröffnung des gemeinderäthlichen

Beſcheides an den Beſchwerdeführer unterlaſſen worden , ſo müßte

der Rekurs , ſo lang noch res integra , nämlich die Bezirksliſte

nach §. 56 noch nicht aufgeſtellt iſt , bei dieſer alſo eine nach⸗

getragene Aenderung der Urliſte noch berückſichtigt werden könnte ,

allerdings noch zugelaſſen werden .

Zum §. 55 .

Im Regierungsentwurf hieß es : „ um unter Berathung
derſelben aus den Urliſten des . . . auszuwählen . “

Die zweite Kammer nahm an , daß die Regierung genug

Einfluß habe , wenn der Bezirksbeamte die zehn Bürger ſelbſt

auswählen dürfe , und daß es zu weit gienge , wenn man den

ſo ausgewählten Bürgern bei Aufſtellung der Bezirksliſte nicht

einmal eine entſcheidende Stimme einräumen wollte . Statt „ um

unter Berathung derſelben “ wurde daher geſagt : „ um

mit denſelben, “ ſo daß nun , wenn über die Aufnahme

oder Nichtaufnahme eines Vorgeſchlagenen eine Meinungsver —

ſchiedenheit ſich ergabe , die Verſammlung darüber durch Stim⸗
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menmehrheit zu entſcheiden hätte , wobei natürlich die Stimme

des Bezirksbeamten als des Vorſtandes der Verſammlung mit⸗

zuzählen wäre .

Zum 8. 57 .

Die Erſatzgeſchworenen können nur ſolche ſein , welche an

dem Orte , ( wo das Schwurgericht die Sitzung hält , wohnen ,

fo daf ſie im Falle des Bedürfniſſes ( § . 72 ) ohne allen Auf⸗
enthalt alsbald herbei gerufen werden können .

Der vorliegende Artikel macht es übrigens unmoͤglich , aus⸗

wärtige Sitzungen in kleinen Städten zu halten . Die Liſte der

Erſatzgeſchworenen ſoll nach §. 61 auf fünfzehn gemindert werden ,

es müſſen alſo , obgleich der §. 57 keine geringſte Zahl feſtſetzt ,

ihrer jedenfalls mehr als fünfzehn ſein , und doch dürfen nach

§. 57 nicht mehr als einer auf je hundert Ortseinwohner ge —

wählt werden . Außerdem werden ſie nur aus der Urliſte , alſo

nach §. 5 nur aus ſolchen Bürgern gewählt , welche die im

§. 49 bezeichneten Erforderniſſe haben , und es könnte ſich in

kleineren Städten , wo die Steuerkapitalien nicht groß ſind , da

oder dort ergeben , daß nicht einmal der hundertſte Theil der

Ortseinwohner dieſe Erforderniſſe haͤtte .

3u den § 9 . 59 - - 61 .

Es wurde vorgeſchlagen , der Vereinfachung wegen die Kreis⸗

liſte erſt dann öffentlich bekannt zu machen , wenn ſie nach §. 60

gemindert iſt . Man fand dies aber darum unthunlich , weil

Diejenigen , welche die Minderung vornehmen , die beim Hof —

gericht eingekommenen und von demſelben begründet erkannten

Befreiungsgeſuche kennen müſſen , ehe ſie zur Minderung , be —

ziehungsweiſe zur neuen Auswahl ſchreiten , und weil gerade

darum , daß jeder in den Bezirksliſten Erſcheinende ſeine Befrei —⸗

ung nachſuchen kann , die vorausgehende öffentliche Bekannt⸗

machung nöthig iſt . Die letztere erfolgt eben deswegen auch

nur einmal ( für das ganze Jahr ) , wogegen die im §. 60

vorgeſchriebene Minderung vor jeder Urtheilsſitzung , alſo nach

§. 89 jährlich wenigſtens vier mal geſchieht . ) .

*) Da im Falle des §. 102 keiner der Geſchworenen , die bei der erſten

Verhandlung mitwirkten , zur zweiten zugelaſſen werden darf , ſo iſt keiner

derſelben in die engere Kreisliſte aufzunehmen , welche für die Sitzung ,

bei welcher die zweite Verhandlung vorkommt , aufgeſtellt wird .
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Würde bei der Minderung unter Denjenigen , die ſie vor —

nehmen , über die Aufnahme eines Geſchworenen eine Meinungs —

verſchiedenheit entſtehen , ſo hätte die im §. 60 bezeichnete Min —⸗

derungsbehörde darüber nach Stimmenmehrheit zu entſcheiden .

Zum §. 62 .

Findet in einem Vierteljahr nach §. 89 in einem Kreiſe für

einen Theil der vorliegenden Strafſachen an einem zweiten

Orte eine Schwurgerichtsſitzung ſtatt , ſo können beide doch nicht

gleichzeitig , ſondern nur nacheinander gehalten werden .

Die Loosziehung wird zwar nach Abſatz 2 des §. 62 für jede

der an zwei Orten au haltenden Sitzungen beſonders vor —

genommen , aber für beide doch nur aus der nämlichen

Kreisliſte =) , denn die zur Theilung der vorräthigen Straf —

ſachen an zwei verſchiedenen Orten abzuhaltenden Siz —

zungen gelten im Sinne des §. 60 nur als eine Urtheilſitzung ,

und im Abſatz 1 des §. 62 iſt auch nur von einer engeren

Liſte , aus der nach Abſatz 2 die zwei verſchiedenen Ziehungen

geſchehen , die Rede .

Sollen alſo aus der nämlichen Liſte zwei verſchiedene

Ziehungen ſtattfinden , ſo kann ein und derſelbe Geſchworene

bei den beiden Ziehungen herauskommen , denn die Liſte muß ,

wie auh aus §. 63 hervorgeht , für jede Loosziehung aus allen

hundert Geſchworenen beſtehen , damit außer der Thätigkeit der

Minderungsbehörden ( SS . 55 und 60 ) auch der Zufall des

Looſes ſeinen vollen geſetzlichen Antheil an der Bildung des

Gerichtes behalte .
Aber eben darum , weil hiernach bei den zwei Ziehungen

aus der nämlichen vollen Liſte von hundert Geſchwornen

ein und dasſelbe Mitglied für verſchiedene Sitzungs —

orte getroffen werden kann , iſt es unmöglich , die beiden Giz -

zungen gleichzeitig zu halten .

Zum 8. 66•

Dieſer getitel beruht auf dem Grundſatze , daß bei Crmitt -

+) Nur die Erſatz geſchworenen werden nach §. 57 und 61 für die

Sitzung eines jeden der beiden Orte aus verſchiedenen Liſten der

an den Sitzungsorten wohnenden dazu geeigneten Staats⸗

bürger ausgewählt und ausgeloost .
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lung der Geſchworenen das Loos in allen Fällen ſeinen gleichen

Antheil haben müſſe , daß es nämlich aus hundert Candidaten

ſechsunddreißig als einzuberufende Hauptgeſchworne und aus

fünfzehn andern Candidaten des Sitzungsortes acht als Erſatz⸗

geſchworne beſtimme .

Um die Unbefangenheit , Selbſtſtändigkeit und die ſonſtigen

guten Eigenſchaften des Gerichts möglickſt ſicher zu ſtellen , wird

bei Bildung desſelben Einflüſſen verſchiedener Art Raum ge⸗

geben . Die erſte kommt dem Geſetze zu , inſofern dasſelbe

nah §. 49 ff. vom Geſchwornen gewiſſe allgemeine Eigenſchaften

fordert , — die andere nah den § §. 55 und 56 der Einſicht

einer bürgerlichen Verſammlung , —die dritte nah den § § . 60

und 61 der Einſicht einer aus zwei Richtern und einem Ver⸗

waltungsbeamten gebildeten Kreisbehörde , — die vierte nach

§. 62 und s . 73 dem Looſe , — und endlich die fünfte nach

§. 73 und § 74 der Ablehnungsbefugniß der Betheiligten .
Dem Looſe gebührt nach §. 62 der Einfluß , daß es aus

hundert Hauptgeſchworenen ( § . 60 ) Deren 36 , und aus fünf⸗

zehn Erſatzgeſchwornen ( § . 61 ) deren 8 , zur Einberufung zu

beſtimmen hat . Daher muß die Liſte der hundert , beziehungs⸗

weiſe fünfzehn , wenn vor der Loosziehung einzelne derſelben

noch abgehen , bis auf die angegebene Zahl wieder ergänzt

werden , damit das Loos ſein geſetzliches Maß von Einfluß be—⸗

wahre . Es verſteht ſich von ſelbſt , daß , wenn die Anzeige vom

Tode eines auf der Liſte Stehenden einkäme , in Beziehung

auf ihn die Ergänzung Der Lifte eben ſo einzutreten hätte , wie

hinſichtlich der Lebenden , welche die Befreiung nachgeſucht und

erhalten haben .

Im Uebrigen geht aus Dem . 63 hervor , daß die Befreiung

auch noch im Verlaufe des Jahres , für welches die verkündete

allgemeine Kreisliſte ( 5 . 59 ) beſtimmt iſt , nachträglich geſucht

werden kann . Der §. 59 beſtimmt dazu keine Friſt , da ja die

Befreiungsgründe ( S. 64 ) zu jeder Zeit , auch erſt nach Ver⸗

öffentlichung der Liſte , noch neu eintreten können . Wer das

Geſuch aber nicht vor der Loosziehung anbringt , hat es ſich

ſelbſt zuzuſchreiben , wenn er durch das Loos getroffen , nach

§. 65 vorgeladen und mit einer Entſchuldigung alsdann nur

noch unter den Vorausſetzungen des §. 68 gehört wird , — und
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ſollte ein Befreiungsgrund erſt nach der Loosziehung noch

eintreten , ſo hätte der Gezogene die Beläſtigung , nun dennoch

erſcheinen zu müſſen , als einen unglücklichen Zufall auf ſich zu

nehmen .

Zu F. 64 .

Die Ziffer 5 wegen der Apotheker , die keine Gehülfen haben ,
hat die zweite Kammer aufgenommen . Die nah §. 59 nóthige

Nachweiſung dieſes Verhältniſſes können ſie durch ein Zeugniß
des Phyſikats , oder auch der Ortsbehörde ( des Bürgermeiſters
oder Gemeinderaths ) liefern .

In Ziffer 7 des Regierungsentwurfes * ) hieß es : „ und ihren

Verrichtungen als Geſchworene nachgekommen ſind ꝛc. “ Man

hätte dies ſo auslegen können , daf die Beſtimmung auf Den -

jenigen , der unter den 36 gezogenen Geſchworenen zwar erſchien ,
aber alsdann bei der im §. 73 feſtgeſetzten weitern Ziehung oder

wegen erfolgender Ablehnungen nie unter die zwölf wirklich

zu Gericht ſitzenden Geſchworenen kam, keine Anwendung
finde . Um dieſen Zweifel zu beſeitigen , erſetzte die zweite Kammer

das Wort „Verrichtungen “ durch : „ Verpflichtungen “ , wodurch

klarer gemacht wurde , daß es nicht darauf ankomme , ob der

Geſchworene wirklich zu Gericht geſeſſen , ſomit Verz

richtungen gehabt habe , daß es vielmehr genüge , wenn er

nur ſeinen Verpflichtungen nachgekommen , nämlich er —

ſchienen und bei jedem vorgekommenen Falle , wo nach 8. 73

wieder eine beſondere Ziehung ſtatt hatte , zur Verfügung

geſtanden ſei .
Wird in Gemäßheit des §. 89 , wenn die Schwurgerichts⸗

Sitzung * *) eines Ortes beendigt iſt , für einen weitern Theil
der vorliegenden Strafſachen noch an einem andern Orte des

Kreiſes eine Sitzung gehalten , ſo gilt dieſe letztere nur als eine

*) Es war dort übrigens Ziffer 6.

+$ ) Wo das vorliegende Geſetz überhaupt von einer Sitzung ( Urtheils —

ſitzung , Vierteljahrsſitzung , Schwurgerichtsſitzung ) ſpricht , verſteht es dar —

unter niht die Sitzung eines Tages , oder jene für eine Strafſache , ob

ihre Verhandlung weniger oder mehr als die Beſchäftigung eines Tages

ausmache , ſondern es verſteht darunter den ganzen Inbegriff der

Verhandlungen , für welche die 36 gezogenen Geſchwornen ( §. 62 ) in der

Regel vierteljährlich einmal ( §. 89 ) eingerufen ſind . Die Sitzung
dauert fort , bis alle für dieſelbe zur Verhandlung ausgeſetzten Strafſachen

erledigt find , und das Ganze wird ſodann als eine Sitzung angeſehen⸗
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Fortſetzung einer und derſelben Sitzung , weßhalb die Loos —

ziehung dafür nach §. 62 , Abſ . 2 auch aus der nämlichen

engeren Kreisliſte zu bewirken iſt . Aber eben darum kann ein

Geſchworener für dieſe nur fortgeſetzte Sitzung an einem andern

Orte die in Ziffer 7 des §. 61 zugeſtandene Befreiung nicht

verlangen .
Wären die Verhandlungen nicht unter zwei Orte getheilt

worden , ſo hätte er um ſo viel länger an dem einen Orte

ausharren müſſen , ohne wie jetzt die Ausſicht zu haben , durch

die zweite Loosziehung von dem zweiten Theile der Verhand —⸗

lungen etwa ganz befreit zu werden .

Man könnte auch , wenn die beiden Abtheilungen der Ver —

handlungen nicht ungebührlich aus einander gerückt und jene
am zweiten Orte dadurch nicht zum Nachtheil der Rechtspflege
verzögert werden ſollen , mit der zweiten Loosziehung , die der

Sitzung um wenigſtens 14 Tage vorausgehen muß ( S. 60 ) ,
nicht wohl zuwarten , bis die Verhandlungen am erſten Orte

beendigt ſind , wo doch erſt ermeſſen werden kann , ob ein für

dieſelben gezogener Geſchworener nach §. 64 , Ziffer 7 ſeinen

Verpflichtungen vollſtändig nachgekommen ſei .
Anders verhält es ſich, wenn nach Beendigung der an einem

oder an zwei Orten abgehaltenen Sitzung nach §. 89 nach einem

kürzeren Zwiſchenraume , d. h. vor Ablauf des Vier⸗

teljahrs eine außerordentliche weitere Urtheilsſitzung gehalten

wird , für welche auch die engere Kreisliſte ( §. 60 ) neu

aufgeſtellt wird . Eine ſolche Sitzung gilt in jeder Beziehung
als eine neue und ſelbſtſtändige . Hier kann daher auch der

Geſchworene , der bei der erſten Sitzung ſeinen Verpflichtungen
nachgekommen iſt , auf den Grund deg S. 64 , Ziffer 7 die Be —

freiung verlangen . Darum heißt es in dieſer Ziffer 7 auch nicht :

„ für die nächſten ſechs Vierteljahre, “ ſonden : „ für die

nächſten ſechs Sitzungen . “
Im Uebrigen können nach Ziffer 7 die Hauptgeſchworenen

für die nächſten ſechs Sitzungen die Befreiung nicht nur als

Haupftgeſchworene , ſondern auch als Er ſatz geſchworene , und

die letzteren im Fale iffer 8 ) für die nächſte Sitzung auch
die Befreiung von der Aufnahme unter die Hauptgeſchworenen

verlangen .
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i Zum ş . 65 .

Die Zuſtellung der Vorladung geſchieht in Gemäßheit des

§. 135 , Abſ . 2 und des §. 136 der Strafprozeßordnung durch

Einhändigung an den Vorgeladenen nach Maßgabe der 88 . 261

u . ff ( §§ . 247 u. ff. der neuen Ausgabe * ) der bürgerlichen

Pro zeßordnung .
Der im Abſatz 2 des . 65 gedachte Rechtsnachtheil des Aus —

bleibens iſt im §. 67 beſtimmt .

Da die Loosziehung der Geſchworenen nach §H. 62 in öffent —

licher Gerichtsſitzung erfolgt , ſo kann der auf freiem Fuße

befindliche Angeklagte dort ſchon Kenntniß davon erhalten , das

Verzeichniß wird ihm daher nur auf ſein beſonderes Verlan —

gen , dem Verhafteten aber von Amtswegen mitgetheilt .
Zum G. 66 .

Die Verordnung vom 26 . Februar 1849 , Regierungsblatt
Nro . X. beſtimmt die Reiſevergütung der Geſchwornen auf vier

und zwanzig Kreuzer , oder ſo weit ſie ſich der Eiſenbahn bedienen

können , auf zwölf Kreuzer für jede Wegſtunde . Eben ſo viel

hat jeder der Geſchworenen alsdann auch für den Rückweg wieder

anzuſprechen .
Für den Aufenthalt am Orte der Sitzung erhält der

Geſchworene nichts , weil ſein Amt ein Ehrenamt iſt ; da⸗

gegen kann Jeder , welcher „ nach dem geringen Umfange ſeines

Einkommens “ den Aufwand nicht zu beſtreiten vermag , mit

Vorlage eines vom Gemeinderath hierüber ausgeſtellten Zeug —

niſſes nach §. 64, Ziffer 2, die Befreiung vom Geſchworenen —

amte verlangen .
Zum §. 67 .

Der aum dritten Mal Ausgebliebene wird in der Regel
mit dem höchſten Maße der im Abſatz 1 beſtimmten Geld —

ſtrafe ( 200 fl . ) belegt werden , und der im Abſatz 2 gedrohte

Ehrennachtheil kommt alsdann noch hinzu .

Zum §. 68 .

Das Nichterſcheinen kann durch keinerlei Geſchäftshin —

derniſſe , ſondern nur durch Krankheit oder höhere Ge —

*) Die neue Ansgabe der bürgerlichen Prozeßordnung , wie ſie an dem
kaum beendigten Landtage mit den Ständen vereinbart wurde , wird ohne
Zweifel demnächſt offiziell verkündet werden .
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walt , die das Erſcheinen unmöglich machte , entſchuldigt
werden , und nur eben dieſe Krankheit oder höhere Gewalt

gilt als Entſchuldigung für den , der ſich vor Beendigung der

Sitzung , ehe nämlich alle zur Verhandlung ausgeſetzten Straf —
fälle erledigt ſind , wieder entfernt *) . Dieſer wird nach § 67 von

der nämlichen Strafe getroffen , wie Derjenige , der auf die Vor —

ladung gar nicht erſchienen iſt , und er kann ſich nicht zugleich
wie der Nichterſchienene damit entſchuldigen , daß ihm die Borz

ladung nicht rechtzeitig zugekommen ſei
Wenn nämlich dem Geſchworenen die Vorladung nicht recht —

zeitig , nach §. 65 , alſo nicht wenigſtens 8 Tage vor Eröffnung
der Sitzung zukam , ſo ift er zum Erſcheinen zwar gleichwohl

berechtigt , aber nicht verpflichtet . Das Geſetz vergönnt
ihm dieſe Friſt , daß er ſeine Angelegenheiten darnach einrichten
und alſo leichter von Hauſe abkommen kann .

Da übrigens na dem , wag oben zum §. 605 bemerft wurde ,
die § § 261 und ff- Cneu die G . 247 und ff . ) der bürgerlichen

Prozeßordnung hier maßgebend ſind , ſo gilt , wenn der Ge -

richtsbote den Geſchworenen nicht angetroffen und darum nach

§. 262 ( §. 248 ) der bürgerlichen Prozeßordnung die Vorladung
in ſeiner Wohnung an eine zu ſeiner Familie oder zu ſeinem
Geſinde gehörige erwachſene Perſon , oder in deren Ermanglung ,
nach §. 263 ( §. 249 ) an den Ortsvorſteher abgegeben hat , der

Tag einer ſolchen Abgabe als der Zuſtellungstag , wenn gleich
dem Geſchworenen ſel bſt die Vorladung alsdann erſt ſpäter

zur Hand gekommen iſt . Doch fann er nah §. 223 der Straf —

prozeßordnung in einem ſolchen Falle ſich durch die Nachweiſung

entſchuldigen , daß ihm die Vorladung ( nicht erſt innerhalb
der letzten acht Tage , ſondern ) gar nicht zugekommen ſei , oder

erſt ſo ſpät , daß er zur Sitzung gar nicht mehr hätte erſcheinen
können .

3um §. 69 ,

Sf auf den Grund deg § 68 eine Entſchuldigung zum Borz

aus eingekommen , ſo erkennt darüber der Schwurgerichtshof

*) Nur wer bei der Bildung der Geſchworenenbank für die letzte zur

Verhandlung kommende Strafſache nach §§. 73 und 74 frei wird , fann

nun die Erlaubniß zur Abreiſe erhalten .

——————



ſogleich bei Eröffnung der Sitzung . Erkennt er die Entſchul⸗

digung nicht als begründet oder nicht als nachgewieſen , wie der

§. 68 es fordert , ſo ſpricht er die im §. 67 beſtimmte Strafe

aus , wogegen dem Beſtraften das Rechtsmittel der Beſchwerde⸗

führung an das Oberhofgericht zuſteht . Die Friſt hiezu beträgt

nad §. 125 des vorliegenden Geſetzes 8 Tage ) .

Eine gleiche Strafe wie bei mangelnder Begründung oder Nach⸗

weiſung der vorgebrachten Entſchuldigung ſpricht der Schwur⸗

gerichtshof ſogleich bei Eröffnung der Sitzung in dem Falle aus ,

wenn gar keine Entſchuldigung eines Ausgebliebenen einge⸗

kommen iſt . Gegen dieſes Erkenntniß , das ohne Gehör des

Ausgebliebenen erfolgt , ſteht dem letztern unmittelbar keine

Beſchwerdeführung , ſondern auf den Grund der im $.

68 geforderten Nachweiſung nur eine Wiederherſtellungs⸗

bitte bei dem Schwurgerichtshofe ſelbſt und zwar nah $. 223

der Strafprozeßordnung nur innerhalb drei Tagen KE ) yu . Sft

der Schwurgerichtshof bei Einkunft oder Erledigung dieſer Wie⸗

derherſtellungsbitte wegen inzwiſchen eingetretener Beendigung der

Schwurgerichtsſitzung nicht mehr verſammelt , ſo erkennt darüber

nah $. 4103 - an feiner Stele ein hofgerichtlicher Senat von fünf

Mitgliedern .
Wird das Wiederherſtellungsgeſuch verworfen , ſo ſteht nun

erſthiegegen dem Beſtraften die Beſchwerdeführung an das

Oberhofgericht zu , und zwar hier eben ſo , wie in Fällen , wo

der Schwurgerichtshof die ſchon anfänglich eingekommene Ent⸗

4) Der C. 125 beſtimmt zwar dieſe achttägige Friſt nur für die Fälle ,

wo die Strafprozeßordnung überhaupt für eine Beſchwerdeführung eine

Friſt feſtgeſetzt hat , und der $. 223 ſpricht bei Feſtſetzung einer dreitägigen

Friſt nicht ausdrücklich von dem vorliegenden Falle , man wird aber

nicht beſtreiten , daß die im Abſatz 3 des §. 223 enthaltene Friſtbeſtim⸗

mung dennoch auch für dieſen Fall gälte . Ohnehin gibt der §. 69 des

vorliegenden Geſetzes Demjenigen , deſſen Entſchuldi gung des Ausblei⸗

beng verworfen wurde , die nämliche Beſchwerdeführung ( alfo auh

mit der nämlichen Friſt ) , wie Demjenigen , deſſen Wiederherſtel⸗

lungsbitte verworfen wurde , und für legtern it vie Frit im S.

223 der Strafprozeßordnung ausdrücklich auf drei Tage beſtimmt ,

an deren Stelle jetzt nach §. 125 acht Tage treten .

xx ) Hier verbleibt eg bei den im §. 223 der Strafprozeßordnung be⸗

ſtimmten drei Tagen , da der §. 125 des gegenwärtigen Geſetzes an den

Wiederherſtellungsfriſten nichts ändert .
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Darum die Strafe des Ausbleibens ausgeſprochen hat , nach
S. 125 in Vergleichung mit §. 223 der Strafprozeßordnung
mit Friſt von acht Tagen .

Zum . 71 .

Nach Abſ . 1 ſind die dort bezeichneten Geſchwornen zwar

verpflichtet , das Verhältniß , das zum Richteramt unfähig
maht , oder doch die Ablehnung eines Richters begründet ,
anzuzeigen , ſie ſind aber , was die Verhältniſſe der letztern
Art betrifft , nicht als verpflichtet , ſondern nur als berech —
tigt erklärt , deßhalb ihre Befreiung vom Dienſte als Geſchworne
zu fordern . Die Anzeigepflicht kann alſo nur , wie in Fällen des

§. 23 der Strafprozeßordnung , den Zweck haben , daß , inſofern
der Geſchworne nicht ſelbſt ein Befreiungsgeſuch darauf gründet ,
die Betheiligten von der Sache Kenntniß erhalten , um bei den

nach 88 . 73 und 74 ihnen zuſtehenden Ablehnungen darauf
Rückſicht nehmen zu können .

Ablehnungen aus Gründen ſind den Betheiligten neben

jenen , welche ihnen nah Den SS . 73 und 74 ohne Angabe
eines Grundes zuſtehen , nicht eingeräumt , ſie müſſen ſich
diejenigen Ablehnungen , die ſie zu begründen vermöchten ,
unter die ihnen freigegebenen ( § 8 . 73 und 74 ) aufrechnen laſſen .

Obgleich der Abſ . 1 des §. 71 die Fälle der Unfähigkeit
mit jenen , wo nur ein Ablehnungsgrund vorliegt , zu⸗
ſammenſtellt , ſo gibt dann doch der Abſ . 2 für die Erſteren eine

beſondere Beſtimmung dahin , daß die Verhältniſſe , welche
zum Richteramt unfähig machen , auch zum Geſchwornen —
amte unfähig machen . Bei dem Daſein eines ſolchen Verhält —⸗
niſſes muß daher der Geſchworne von Amtswegen ausgeſchloſſen
werden , und wenn er das Verhältniß verſchwiegen hat , und das

Erkenntniß ſpäter deßhalb als nichtig aufgehoben wird ( §. 115

Zeile ) , ſo hat er nach Abſ . 3 die Koſten des dadurch veran —

laßten weitern Verfahrens zu tragen .
In Beziehung auf dieſe Unfähigkeit bezieht ſich der Abſ . 2

nur auf die im S. 20 der Strafprozeßordnung 2 ) bezeichneten

PNach 8. 20 der Strafprozeßordnung iſt der Richter ( hier Geſchworne )
in denjenigen Strafſachen ein Unfähiger , in welchen ſeine Ehe⸗

4
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ſchuldigung als ungegründet oder als unerwieſen verworfen und



Gründe , yon den andern im Abſ . 1 erwähnten Verhältniſſen

iſt alſo keines als Unfähigkeits⸗ , beziehungsweiſe Nichtigkeitsgrund
anerkannt , und ſelbſt wenn der Geſchworene die im Abſ . 1 vor⸗

geſchriebene Anzeige eines Ablehnungs grundes unter —

läßt , ſo liegt darin kein Grund einer Nichtigkeit , da der Abſ . 2

nur im Falle der ( etwa verſchwiegenen ) Unfähigkeit einen

ſolchen Grund findet .

Zum S. 72 .

Es werden 36 Geſchworene durch das Loos gezogen ( §. 62 ) .

Da aber mitunter Einzelne geſetzliche Abhaltungsgründe ( § . 68 )

haben , oder ſonſt nicht erſcheinen , ſo läßt das Geſetz die Verhand —

lung vor ſich gehen , wenn nur wenigſtens dreißig der vorgeladenen

Geſchwornen erſchienen ſind , ſo daß , da zwölf zu Gericht ſitzen

müſſen , jeder Theil wenigſtens neun ablehnen kann .

Sind nicht wenigſtens dreißig vorhanden , ſo müſſen die acht

Erſatzmänner nach der Reihenfolge , wie fie nah §. 62 durch

das Loos herausgekommen ſind , eintreten . Sollten auch dieſe

nicht hinreichen , ſo wäre auf die übrigen ſieben , die noch weiter

auf der Liſte der fünfzehn Erſatzgeſchwornen ( § . 61 ) ſtehen ,
nach einer unter ihnen neu vorzunehmenden Verlooſung zu

greifen . Es wird nicht wohl der Fall vorkommen , daß man auch

damit nicht ausreiche . Sollte aber dieſer Fall je einmal vor —

kommen , ſo könnten die Verhandlungen nicht vorgenommen ,

ſondern es müßte eine neue Sitzung mit neuen Vorladung en
anberaumt werden . Obgleich übrigens die Beſtimmung des

frau , ſeine Verlobte , ſeine Pflegbefohlnen , oder Ahnen oder

Abkömmlinge ( einſchließlich der Adoptiveltern und Adoptivkinder ) ,

Stiefeltern , Stiefkinder , Stiefgroßeltern , Stiefgroß⸗
kinder , Schwiegereltern ( Schwiegergroßeltern ) , Schwieger⸗
kinder ( Schwieger geroß kinder ) , Geſchwiſter , Schwäger oder

Schwägerinnen angeſchuldigt ſind . Iſt der Angeſchuldigte nur ein

Oheim , eine Tante , ein Neffe , eine Nichte , ein Groß oheim ,

Groß tante, Groß neffe , Gro ß nichte , oder ein Geſchwiſterkind
des Richters ( Geſchwornen ) , ſo iſt dieſer zum Richteramte ( Geſchwornen —

amte ) nicht unfähig , es liegt aber in dieſem Verhältniſſe nach §. 22

der Strafprozeßordnung ein Befangenheits - oder Ablehnungs⸗

grund , — und ein folher it auh vorhanden , wenn eine der namh §. 20

mit dem Richter näſch ſt verwandten oder verſchwägerten Perſonen durch
das Verbrechen unmittelbar beſchädigt iſt .
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§. 72 , wenn ſich dreißig Hauptgeſchworne eingefunden haben ,
hinſichtlich der Eröffnung der Sitzung über haupt nicht

zur Anwendung kommt , ſo kann dennoch das Bedürfniß dazu
noch bei einer einzelnen der für die Sitzung beſtimmten

Strafſachen eintreten , nicht nur weil Einer oder der Andere der

Erſchienenen , bis eine weitere Sache zur Verhandlung kommt ,
wieder abgegangen oder krank geworden ſein kann , ſondern auch

darum , weil etwa Einer oder der Andere bei der weiter zur

Verhandlung kommenden Sache nach S. 71 als unfähig aus⸗

geſchloſſen , oder als befangen auf ſein Verlangen vom Dienſte

befreit werden kann . Kommt in Folge ſolcher Vorgänge die Zahl
der zum Dienſte Verfügbaren im Verlaufe der Sitzung über⸗

haupt oder für eine einzelne Strafſache unter dreißig herab , ſo

muß auf die Erſatzmänner oder Erſatzgeſchwornen in gleicher

Weiſe gegriffen werden , wie in dem Falle , wo ſogleich im An⸗

fange der Sitzung überhaupt nicht dreißig erſchienen ſind .

3u den § § . 73 und 74 ,

Nach §. 62 werden die 36 Geſchwornen , welche zur Sitzung
eingerufen werden , ausgeloost .

Da nun aber nur zwölf derſelben zu Gericht ſitzen dürfen ,

ſo werden dieſe zwölf für jede zur Verhandlung kommende Straf —

ſache aus den Erſchienenen von neuem durch das Loos beſon —⸗
ders beſtimmt .

Werden Einzelne , wie ſie der Reihe nach aus der Urne kommen,
durch den einen oder andern Theil abgelehnt , ſo wird mit

der Loosziehung ſo lang fortgefahren , bis zwölf nicht Abgelehnte

gezogen ſind , die dann zu Gericht zu ſitzen haben .
Kein Theil kann aber mehr ablehnen , als Die Hälfte Derz

jenigen , welche über die Zahl von zwölf vorhanden find . Wenn

alle ſechsunddreißig Eingerufenen erſchienen , ſomit vierundzwanzig
ablehnbar ſind , ſo kann hievon jeder Theil die Hälf te, alſo zwölf
ablehnen . Sind fünfunddreißig erſchienen , ſo daß dreiundzwanzig
ablehnbar ſind , ſo kann , da der Ungerade dem Angeklagten
zu gut kommt , dieſer zwölf und der Staatsanwalt elf ablehnen .

Sft nur die nah §. 72 geringſte zuläſſige Zahl von dreißig er⸗

ſchienen , ſo kann jeder Theil neun ablehnen .

Macht der eine Theil von ſeinem Ablehnungsrecht keinen Ge⸗
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brauch , ſo vermehrt ſich dadurch das Ablehnungsrecht des andern

Theils doch nicht .

Hat z. B . bei dreißig Erſchienenen , wo jedem Theile neun

Ablehnungen zukommen , der Staatsanwalt bei keinem , oder

etwa bei einem einzigen aug der Urne Gezogenen die Ab⸗

lehnung geltend gemacht , ſo kann gleichwohl der Angeklagte,
ſobald er ſeinerſeits im Ganzen neun abgelehnt hat , keinen wei⸗

teren mehr ablehnen . Hat der Angeklagte die neun erſten nach

einander abgelehnt , fo ift fein Recht erſchöpft und bei alfen

Weiten , die aug der Urne gezogen werden , Hat fih nur der

Staatsanwalt noch über die Ablehnung zu erklären . Sind

bei dreißig Erſchienenen alle achtzehn zuerſt Gezogenen theils

vom Staatsanwalt , theils vom Angeklagten abgelehnt worden , ſo

Haben die noh übrigen zwölf ſ ämmtlich zu Gericht zu ſitzen . Sind

aber ſechsunddreißig erſchienen , ſo können die Ablehnungen noch

bis auf vierundzwanzig derſelben fortgeſetzt werden , jedoch ſobald

der eine Theil die Hälfte dieſer vierundzwanzig , alſo zwölf

ſchon abgelehnt hat , nur noch vom andern Theile .

Mehrere Mitangeklagte üben ihr Ablehnungsrecht gemein⸗

ſchaftlich aus , und wenn ſie nicht einig werden , in einer

durch das Loos unter ihnen zu beſtimmenden Reihenfolge .

Der Beſchädigte , der ſich dem Strafverfahren angeſchloſſen

hat , kann kein eigenes Ablehnungsrecht ausüben , ſondern nur

den Staatsanwalt , mit dem er gleiches Intereſſe hat , zu Ab⸗

lehnungen zu beſtimmen ſuchen .

Zum §. 75 .

Zuweilen kommen Schwurgerichtsverhandlungen vor , die nicht

nur einen Tag , nicht nur mehrere Tage , ſondern mehrere

Wochen dauern . Da es nun leicht möglich iſt , daß bei einer ſo

langen Verhandlung Einer oder der Andere der zu Gericht
ſitzenden Geſchwornen durch ſtarke Erkrankung , oder wie immer ,

ſelbſt durch Tod , unfaͤhig wird , der Verhandlung bis an ' s

Ende anzuwohnen , und da doch zur Abgabe des Wahrſpruchs

zwölf Geſchworne , welche der ganzen Verhandlung anwohnten ,

mitwirken müſſen , ſo ſind in ſolchen Fällen von vorausſichtlich

langer Dauer noch ein oder zwei ſtellvertretende Ge⸗

ſchworne beizuziehen , welche der Verhandlung von Anfang bis
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an ' s Ende ebenfalls anzuwohnen haben , ſo daß ſie für den Fall

des Abgangs von Einem oder Zweien der Andern zur geheimen

Berathung und Fällung des Wahrſpruchs an die Stelle des

oder der Abgegangenen treten , und ſo die erforderliche Zahl der

zwölf ergänzen können .

Da jedem Theil das Ablehnungsrecht von wenigſtens neun

Geſchwornen unverkümmert bleiben muß , ſo iſt die im §. 72

auf dreißig beſtimmte geringſte Zahl der Geſchwornen , wenn

ein Stellvertreter beigegeben wird , auf einunddreißig , und wenn

zwei beigegeben werden , auf zweiunddreißig zu erhöhen , alſo

nach §. 72 nöthigenfalls durch Beiziehung von Erſatzmännern ,
beziehungsweiſe aus der Liſte der Erſatzgeſchwornen auf dieſe Zahl

zu bringen . Werden ſodann aus dieſen einunddreißig oder zwei⸗

unddreißig , oder ſofern mehr Hauptgeſchworne erſchienen ſind ,

aus den dreiunddreißig , vierunddreißig , fünfunddreißig oder ſechs⸗

unddreißig Erſchienenen nach S. 73 und S. 75 die zur Anwoh⸗

nung bei der Verhandlung nöthigen dreizehn oder vierzehn aus

der Urne gezogen , ſo bilden die davon zuerſt gezogenen ( nicht

abgelehnten ) zwölf die eigentlichen Schwurrichter , und der drei⸗

zehnte und vierzehnte ſind denſelben als Stellvertreter anzuſchließen ,
welche nur im Falle des Abgangs von Andern zur Berathung
und Fällung des Wahrſpruchs für ſie eintreten .

Zum . 76 .

Es verſteht ſich von ſelbſt , daf auh die etwa nah $. 75

heigegebenen ſtellvertretenden Geſchwornen dieſen Eid zu

leiſten haben , ſo wie ihnen auh bei der Verhandlung hinſichtlich

des Fragerechts ꝛc. nach §. 95 die nämlichen Befugniſſe , wie

den Hauptgeſchwornen zukommen , ſo daß ſie für den Fall ihres

Eintritts an die Stelle Abgegangener zur Berathung und Fäl⸗

lung des Wahrſpruchs eben ſo verpflichtet und eben ſo unter⸗

richtet ſind , wie die andern Geſchwornen .

Tit . VII .

Von der Anklagekammer und der Verſetzung in den

Anklageſtand .

Zum ş . 77 .

Nah ş . 34 urtheilen die Hofgerihte in Senaten von drei

Mitgliedern ſowohl über die Rekurſe gegen die amtsrichterlichen
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Erkenntniſſe , als auch über die in erſter Inſtanz an ſie gewieſenen

correctionellen Strafſachen . Die letztern ſind zwar auch

ſchon von hohem Belange , aber man fand eine größere Richter⸗

zahl darum nicht nöthig , weil gegen ihre Erkenntniſſe noch

ein Rekurs an das in ſtärker beſetzten Senaten ( §. 112 ) ur⸗

theilende Oberhofgericht ſtatt hat .

Bei der Anklagekammer * ) nahm man ebenfalls drei Richter

als genügend an , weil ihr Ausſpruch , wenn ſie den Angeſchul —

digten in Anklageſtand verſetzt , kein Endurtheil enthält , und

andernfalls dem Staatsanwalt die Beſchwerdeführung vorbe —

halten bleibt .

Nur der Schwurgerichtshof , der ebenfalls in erſter

Inſtanz erkennt , wird nach §. 45 mit fünf Richtern beſetzt ,

weil gegen fein Erkenntniß in Beziehung auf die Strafaus⸗

meſſung , die nach dem Strafgeſetzbuche einen ſehr weiten Spiel⸗
raum hat , nach §. 115 kein Rechtsmittel ſtattfindet .

Zum . 78 .

In allen Fällen , wo der Amtsrichter nach §. 31 die Sache

* ) Geſetzlich ſteht nichts im Wege , daß der nämliche hofgerichtliche

Senat , welcher als Anklagekammer thätig iſt , für die correctionellen Fälle

zugleich auch als ein hofgerichtlicher Urtheilsſenat funktionire .

In manchen Zweifelsfällen , ob die Sache zur hofgerichtlichen oder zur

ſchwurgerichtlichen Gerichtsbarkeit gehöre , würde dadurch das Geſchäft

noch vereinfacht .
Man ſiehe zugleich die Anmerkung zum §. 80 .
Anders verhält es ſich hinſichtlich der Mitwirkung eines Mitglieds der

Anklagekammer bei dem Schwurgerichtshof , indem in den Schwur⸗

gerichtsfällen das Geſetz die Erkenntniſſe zweier verſchiedenen Ge⸗

richte , das des Einen über die Zulaſſung der Anklage , und das des
Andern über die Hauptſache auf den Grund des Wahrſpruchs der

Geſchwornen fordert . ( Vergl . die Anmerkung zum §. 45 . ) In den hof⸗
gerichtlichen Strafſachen iſt ein ſolches doppeltes Erkenntniß ver⸗

ſchiedner Behörden nicht vorgeſchrieben . Nur in Folge eines Verſehens
oder Irrthums kann eine Sache , die unter die Beſtimmungen des

§. 41 , Ziffer 1 —42 fällt , je an den hofgerichtlichen Urtheilsſenat ,
oder eine andere zunächſt an die Anklagekammer kommen , und was

die Fälle des §. 41 , Ziffer 43 betrifft , ſo bezieht ſich das Ermeſſen des

hofgerichtlichen Urtheilsſenats nur auf die im Falle der Verurtheilung ein —
tretende Strafgröße , iſt alſo für die weitere Behandlung der Sache
als eine ſchwurgerichtliche bei der Frage , ob die Verſetzung

in Anklageſtand begründet ſei , nicht präjudizirlich .
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als vor die Schwurgerichte gehörig dem Staatsanwalt vorlegt ,

hat dieſer davon der Anklagekammer Mittheilung zu ma⸗

chen und dort feine Anträge zu ſtellen , wenn er gleich der An —

fidt ift , Dap der Amtsrichter ſich geirrt habe und daß die Sache

nicht vor das Schwurgericht gehöre . Er kann aber bei der An —

klagekammer den Antrag dahin ſtellen , daß ſie die Sache nach

§. 80 Abſatz 3Z an das Hofgericht verweiſe .

Eben dieſes gilt , wenn das Hofgericht , welchem der Amts —

richter eine Sache als zum hofgerichtlichen Erkenntniß

gehörig nach §. 31 vorgelegt hat , der Anſicht iſt , dieſelbe ge⸗

höre naň der Natur deg Berbreheng *¥) ( S. 41 , Ziffer —42 )

an das Schwurgericht , und wenn es deßhalb nach §. 40 Ab⸗

ſatz 2 dem Staatsanwalt Mittheilung macht , dieſer aber etwa

über die Gerichtsbarkeit eine andere Anſicht hat .

Die Anklagekammer entſcheidet alsdann in dem einen , wie

im andern Fale darüber in einer den Beſchwerdeweg er —

öffnenden Weiſe ( SS . 80 —82 ) , ſo daß damit die Gerichtsbar⸗

keitsfrage rechtskräftig feſtgeſtellt wird ,

Zum S. 79 .

Man vergleiche die obigen Bemerkungen zum S. 35 .

Es iſt hier von zwei Fällen die Rede , in welchem der Aus —

ſpruch , daß kein Grund zur weitern gerichtlichen Verfolgung

vorhanden fei, erfolgen fol . Der Gine bezieht fih auf Ent -

ſchuldigungsthatſachen , und der Andere auf Anſchul —

digungsthatſachen .
Bei dem Erſteren wird vorausgeſetzt , daß die Anklagekammer

über die rechtliche Gewißheit derſelben nicht im Zweifel ſei .

Nur wenn ſie für unzweifelhaft hält , daß der Angeklagte

z. B . wegen Geiſtesſtörung , wegen Nothwehr , Nothſtandes ꝛc.

freigeſprochen werden müſſe , ſo verfügt ſie , daß kein Grund zur

*) Macht das Hofgericht dem Staatsanwalt die Mittheilung niht wez

gen der Natur des Verbrechens , ſondern weil es eine ſeine Strafgewalt

( §. 40 Abſatz 1 und §. 41 Ziffer 43 ) überſteigende Strafe begründet hält ,

ſo ſteht auch der Anklagekammer hierüber kein weiteres Ermeſſen zu, ſon⸗

dern die Sache iſt , wenn die Anklagekammer die Anklage materiell über⸗

haupt für begründet hält , in allen Fällen an das Schwurgericht zu ver⸗

weiſen . Vergleiche das oben zu § . 41 Bemerkte .



weiteren gerichtlichen Verfolgung vorhanden ſei. In einiger⸗

maßen zweifelhaften Faͤllen dagegen ift eg die Abſicht des

Geſetzes , daß bei objektiv vorhandenem Thatbeſtand des Ver⸗
brechens die Entſchuldigungsthatſache zur Rechtfertigung

des Urtheils in einer öffentlichen Verhandlung geprüft und klar

gemacht werde .

Wenn dagegen für die Anſchuldigungsthatſachen
ſelbſt nur ſolche Beweiſe vorliegen , die den Angeſchuldigten
in der öffentlichen Verhandlung zwar verdächtig darſtellen, —

vorausſichtlich aber doch nicht überführen werden , ſo will

das Geſetz die Unterlaſſung dieſer die Sache ohnehin koſt⸗

ſpielig und weitläufig machenden Verhandlung . Daher ſoll die

Anklagekammer hier ausſprechen , daß kein Grund zu weiterer

gerichtlichen Verfolgung vorhanden ſei , ſo oft ſie der Anſicht iſt ,

daß wegen Unzulänglichkeit der Beweiſe feine Verur⸗

theilung zu erwarten ſei . Die Anklagekammer hat aber

vabei in Anſchlag zu bringen , daß die Verhandlung , in

ſo fern überhaupt Mittel zur weiteren Aufklärung vorliegen ,
nach Umſtänden ein weit befriedigenderes Ergebniß liefern kann ,

als die bloße Vorunterſuchung es gethan hat , und nur

mit Rückſicht hierauf iſt zu ermeſſen , ob keine Verurtheilung

zu erwarten ſei .
Zum ş . 80 .

Die Verweiſung an das Schwurgericht iſt die Verſetzung
des Angeſchuldigten in den Anklageſtand .

Wenn der Abſatz 3 der Anklagekammer auch das Recht zu⸗

weist , die Sache zur hofgerichtlichen Aburtheilung zu

verweiſen , ſo findet dies nur in dem Falle Anwendung , wo

die Sache nach der Anſicht , daß ſie ihrer Natur nach

( § . 41 Ziffer —42 ) vor das Schwurgericht gehöre , an die
Anklagekammer gelangte , ( § § . 31 und 78 ) , nicht aber auch da ,

wo das Hofgericht * ) ſie nach §. 40 aus dem Grunde an den

Staatsanwalt zur Mittheilung an die Anklagekammer

verwies , weil es nach den Umſtänden des Falles eine ſ ein

Srafmaaß überſteigende Strafgröße für begründet

hielt , denn dieſes Ermeſſen ſteht nach §. 41 Ziffer 43 nur dem

* ) Damit iſt der Senat gemeint , welcher die Sahe , wenn ſie zur

hofgerichtlichen Gerichtsbarkeit gehörte , abzuurtheilen hätte .
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Hofgericht , d. . , dem hofgerichtlichen Urtheilsſenate

ſelbſt zu , und wenn dieſer die höhere Strafe für begründet

hält , fo ift eben dadurch nach der nämlichen Geſetzesſtelle
die ſchwurgerichtliche Gerichtsbarkeit jedees mal begründet . Ver⸗

gleiche die Anmerkung zum g. 414 und die Note ( * ) zum 8. 78 .

Iſt der hofgerichtliche Senat , welcher als Anklagekammer

erkennt , zugleich auch ein hofgerichtlicher Urtheilsſenat , ſo

kann er in der letzteren Eigenſchaft die Sache , die er nach

dem Abſatz 3 des §. 80 als nicht zur ſchwurgerichtlichen Ge —

richtsbarkeit gehörig erklärt , auch ſelbſt aburtheilen . Deswegen

wurde , ſtatt daß der Regierungsentwurf Gm §. 67 , jetzt 82 )

von einer Verweiſung an das Hofgericht ſprach , von

der zweiten Kammer der Ausdruck gebraucht : es ſei auszuſprechen ,

„ daß die Sache vom Hofgericht zu erledigen ſei, “ wo⸗

mit vereinbarlich iſt , daß auch die Anklagekammer als

hofgerichtlicher Urtheilsſenat ſelbſt das weitere Erkenntniß

geben ) . Allein auch in die ſem Falle darf dieſes Erkenntniß
nicht ſofort gegeben , ſondern es darf erſt , nachdem der Aus —

ſpruch , daß die Sache an das Hofgericht gehöre , rets -

kräftig geworden iſt CSS . 81 und 82 ) , überhaupt nah §. 35

weiter vorgefahren werden .

Auch umgekehrt kann ein hofgerichtlicher Senat , an den der

Amtsrichter nach §. 31 eine Sache zur Aburtheilung einſchickte ,

wenn er zugleich Anklagekammer iſt , nun doch nicht ſofort
in dieſer letztern Eigenſchaft erkennen , wenn er die Sahe alg

eine ſchwurgerichtliche anſieht , ſondern er hat auch in dieſem

Falle nah s . 40 Abſatz 2 vorerſt dem Staatsanwalt Mitthei —

lung zu machen , daß dieſer ſeine Anträge bei ihr als bei der

Anklagekam mer ſtelle .

Zum . 82 .

Da die im Abſatz 1 dem Staatsanwalt zukommende Beſchwerde —
führung * *) aufſchiebende Wirkung hat , ſo kann der verhaftete

Angeſchuldigte nicht entlaſſen werden , wenn der Staatsanwalt

~
=) Bergleihe die Note ( *) zum §. 77 und die Anmerkung zum §. 86 .

ku ) Hinſichtlich der Vernehmung des Gegentheils bei den in dieſem
Artikel dem Staatsanwalte und dem Angeſchuldigten eingeräumten Bez

ſchwerdeführungen vergleiche die Note ( 5) zum §. 36 , und die Note ( *)

auf Seite 61 in Verbindung mit dem §. 298 der Strafprozeßordnung .



das Rechtsmittel ſogleich anmeldet ) . Dadurch iſt jedoch

der §. 13 des Geſetzes vom 3. Auguſt 1837 , welcher nach dem

zum §. 35 Bemerkten im Allgemeinen noch fortbeſteht , auch

für die ſchwurgerichtlichen Fälle , auf die ſich der §. 82

Abſatz 1 bezieht , nicht abgeändert . Das Recht , die Freilaſſung
eines Verhafteten , ohne Rückſicht auf etwaige Widerſprüche des

Staatsanwaltes und ohne eine dieſem dagegen zuſtehende Be —

ſchwerde , ſogleich vollziehen zu laſſen , iſt nämlich dem Hofgericht
durch den §. 13 des Geſetzes vom 3. Auguft 1837 nur in ſo

fern gegeben , als der diesfallſige Beſchluß ( unverzüglich nach

Einkunft der Akten ) noch vor Erlaſſung des Erkennt⸗

niſſes in der Hauptſache erfolgt , wogegen da , wo die

Freilaſſung des Angeſchuldigten nur in Folge eines ihn los —

ſprechenden Erkenntniſſes in der Hauptſache eintreten

ſoll , das vom Staatsanwalt gegen dieſes Erkenntniß ergriffene

Rechtsmittel auch die alsbaldige einſtweilige Freilaſſung des

Losgeſprochenen ausſchließt .
Das zuerſt erwähnte Recht verbleibt nun auch jetzt noch

ſowohl der Anklagekammer , als in den correctionellen

Straffällen demhofgerichtlichen Urtheilsſenate , und

nur wenn die Eine oder das Andere nach Einkunft der Akten

den Verhaft fortbeſtehen ließ , und dieſer erſt in Folge der im

nachfolgenden Ausſpruche , daß kein Grund zur weiteren gericht —
lichen Verfolgung vorhanden ſei , liegenden Freiſprechung auf —

gehoben werden ſoll , hat das nach §. 36 oder §. 82 dem Staats -

anwalt gegen dieſes Erkennntniß in der Hauptſache
zuſtehende Rechtsmittel der Beſchwerdeführung nun auch die

Wirkung , daß die Aufhebung des Verhafts vorerſt nicht ein —

treten fann .

*) Der §. 280 der Strafprozeßordnung , der im §. 116 des vorliegenden

Geſetzes angerufen iſt , gibt einem Rekurſe des Staatsanwaltes in Be —

ziehung auf die Entlaſſung desverhafteten Angeklagten überhaupt nur

dann eine aufſchiebende Wirkung , wenn derſelbe ſogleich bei der Ur⸗

theilsverkündung angezeigt wird , und der §. 13 des Gefeges yom -
3. Auguſt 1837 unter der Vorausſetzung , daß die Anzeige nur überhaupt
noch früher geſchehe , als die Verkündung des losſprechenden Erkenntniſſes

a A Angeſchuldigten . Beide Beſtimmungen ſind in ihrer Wirkung
gleich .



——

ANAR

AANA

aae

a

⏑

Auch der nach §. 25 nun in Wirkſamkeit tretende §. 192 der

Strafprozeßordnung ändert hieran nichts , da er nur von der

Wiederaufhebung des Verhafts durch das Bezirksſtrafge —
richt als durch die den Unterſuchungsrichter čonz

trolirende Rathskammer ſpricht , und auf die im Geſetze
von 1837 dem Hofgerichte als der urtheilenden Behörde

eingeräumte Befugniß keinen Bezug hat . Das Recht , welches
der §. 192 der Strafprozeßordnung dem Bezirksſtrafgerichte ein —

räumt , geht nach §. 25 des vorliegenden Geſetzes auf den

Unterſuchungsrichter ſelbſt über . Er kann für ſich

ſelbſt den vorläufig verfügten Verhaft wieder aufheben und

er bedarf dazu , da die Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft in
der Vorunterſuchung noch nicht allgemein eingeführt wird , nach

der Vorſchrift des erwähnten §. 25 nicht einmal eines Benehmens
mit dem Staatsanwalt .

Was den Abſatz 2 des S. 82- betrifft , fo wurde die Frage
erhoben , ob dem Angeſchuldigten dagegen , daß die Anklagekam —
mer die Sache zur hofgerichtlichen Erledigung und nicht
an das Schwurgericht verwieſen habe , überhaupt eine Be —

ſchwerde eingeraumt werden ſoll ? Wenn nämlich die Anklage —
kammer die Sache zur hofgerichtlichen Erledigung verweist ,
ſo legt ſie dem Verbrechen im Allgemeinen eine geringere
Eigenſchaft bei , als wenn ſie daſſelbe zur ſchwurgericht —
lichen Aburtheilung geeignet findet . Demohngeachtet nahm
man an , daß der Angeſchuldigte durch ſeine Verweiſung an das

Hofgericht ſich in ſeinen geſetzlichen Garantien ver —

letzt erachten könne . Man gab ihm daher hiegegen das Recht der

Beſchwerdeführung , ſo wie er in andern Fällen , wo das Hofgericht
eine vom Amtsrichter ihm vorgelegte ( §. 31 ) , nach dem F. 41

Ziffer —42 aber allgemein zur ſchwurgerichtlichen
Aburtheilung gehörige Sache , ohne ſie nach §. 40 an die An⸗

klagekammer gelangen zu laſſen , ſelbſt aburtheilt , die in dem

Mangel der hofgerichtlichen Gerichtsbarkeit liegende Nich —
tigfeit mit dem Refurfe gegen daS Urtheil in der Haupt
fahe geltend mamen fann * ).

) Vergleiche den letzten Abſatz der Anmerkungen zum §. 41.
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Gegen den Ausſpruch , wodurch die Anklagekammer die Sache

an das Schwurgericht verweist , iſt dem Angeklagten aus

dem Grunde , weil ſie nach ſeiner Anſicht ſich nur zur hof —

gerichtlichen Aburtheilung eigne , die Beſchwerdeführung
nicht eingeräumt . Entweder iſt die Anſchuldigung auf

Thatumſtände , welche den Fall nach §. 41 Ziffer —40 und

42 zu einem ſchwurgerichtlichen machen , wirklich ge —

richtet , oder ſie iſt nicht darauf gerichtet . War die Anſchul —

digung darauf gerichtet , ſo könnte eine Beſchwerde dagegen ,

daß die Sache an das Schwurgericht verwieſen wurde , nie

begründet ſein . War die Anſchuldigung auf die Thatumſtände ,

welche die Sache nah §. 41 Ziffer —40 und 42 zur ſchwur⸗

gerichtlichen machen , aber nicht gerichtet , ſo wird es ſich weiter

fragen , ob dieſe Thatumſtände etwa gleichwohl in die Frage —

ſtellung aufgenommen und von den Geſchworenen bejaht wurden ?

Geſchah dies , ſo ſteht dem Verurtheilten nach §. 115 J. Ziff . 2,
oder wenn die Richter jene Thatumſtände , ohne daß ſie im

Wahrſpruch enthalten und bejaht ſind , dennoch dem Urtheil zu

Grund legten , nach 8. 115 J. Ziffer 3 die Nichtigkeitsbeſchwerde zu .

Nur in dem einen Falle , wo die das Verbrechen zu einem

ſchwurgerichtlichen vereigenſchaftenden Umſtände weder

durch den Wahrſpruch beſtätigt , noch auch ſonſt etwa fehlerhafter —

weiſe dem Urtheil zu Grund gelegt ſind , das Schwurgericht
alſo , ohne unrichtig ein höheres Strafgeſetz anzu —

wenden , daſſelbe Erkenntniß , wie ſolches eigentlich dem —
hofgerichtlichen Urtheilsſenat zugeſtanden wäre , ge —

fält hat , ſteht dem Angeklagten , der unrichtig vor das Schwur —

gericht ſtatt vor das Hofgericht geſtellt wurde , deßhalb kein

Rechtsmittel zu . Die Gerichtsbarkeit des Schwurgerichts iſt

durch den Ausſpruch der Anklagekammer , gegen welchen

in dieſer Beziehung der §. 82 dem Angeklagten kein Rechts —⸗

mittel einräumt , feſtgeſtellt , und das Geſetz erachtet nur

Den als verletzt , der wegen eines größeren Verbrechens

in den für geringere Fälle beſtimmten hofgerichtlichen
Formen abgeurtheilt wird , nicht aber auch Den , der wegen

eines geringeren Verbrechens in den für ſchwerere Fälle

feſtgeſetzten ſchwurgerichtlichen Formen abgeurtheilt wird .

Dagegen gibt der Abſatz 3 des §. 82 dem Angeklagten aus
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drei andern ( übrigens wohl ſehr ſelten vorkommenden ) Grünz

den das Rechtsmittel der Beſchwerdeführung gegen die Berz

weiſung vor das Schwurgericht .
1 ) Wenn die That durch kein Strafgeſetz bedroht

iſt , ſo ſoll der Angeklagte gar nicht in Unterſuchung gezogen ,

alſo noch weniger mit einer öffentlichen Verhandlung vor dem

Schwurgerichte beläſtigt werden . Es iſt in ſolchen Fällen
jedes ſtrafgerichtliche Verfahren gegen den Angeſchuldigten
ein ungeſetzliches , daher kann derſelbe hier ſchon gegen die

Einleitung der Unterſuchung eine Beſchwerde führen ( § .
296 der Strafprozeßordnung ) und eben ſo muß dieſes Rechts⸗
mitte ! ihm auch gegen die das Hauptverfahren anord⸗

nende Verſetzung in den Anklageſtand zukommen . Nach dem

§. 209 der Strafprozeßordnung wurde dem Angeſchuldigten auch
in den correctionellen Strafſachen gegen die Anordnung
der Schlußverhandlung ein Beſchwerderecht , welches auſſchie —
bende Wirkung hätte , eingeräumt . Dieſe Beſtimmung iſt aber

in das vorliegende Geſetz nicht aufgenommen . Dies benimmt

dem Angeſchuldigten zwar nicht die ſchon nach dem bisherigen
Rechte ihm zuſtehende Beſchwerde an und für ſich , aber es

wird das Verfahren dadurch nicht unterbrochen , die Schlußver —

handlung alſo in der dazu beſtimmten Sitzung der Beſchwerde

ohnerachtet vorgenommen , es wäre denn , daß das höhere Ge —

richt noch vor der Tagfahrt eine das Verfahren als ungeſetzlich
aufhebende Verfuͤgung zu erlaſſen in der Lage wäre . Daher
hat der Angeſchuldigte , wenn er in einer Strafſache , die als

eine zur hofgerichtlichen Gerichtsbarkeit gehörige behandelt
wird , die Schlußverhandlung zum Voraus abwenden will , ſchon
früher noch waͤhrend der Vorunterſuchung gegen deren Ein —

leitung überhaupt als gegen ein ungeſetzliches Verfahren
Beſchwerde zu führen , wenn er die That als von keinem Straf —
geſetz bedroht anſteht .

) Dieſer §. 296 iſt nicht unter den ausdrücklich eingeführten §§. der
Strafprozeßordnung enthalten . Sein Inhalt iſt aber den bis h erigen
Rechten ( bezüglich auf die querela simplex ) entſprechend . Ebenſo verhält
es ſich , was das Verfahren bei der Beſchwerdeführung betrifft , mit
dem §. 298 der Strafprozeßordnung , deſſen Beſtimmungen ganz in der
Natur der Sache liegen . Vergleiche das oben in den Anmerkungen zum
§. 37 am Schluſſe Geſagte , ſo wie die Note ( ) zum §. 36,



2 ) Ein zweiter Grund zur Beſchwerde gegen die Verwei⸗

ſung an das Schwurgericht kann darin beſtehen , daß die An —

klagekammer nicht die zuſtändige ſei. Im Regierungsent⸗
wurf war geſagt : „ wenn die Anklagekammer nicht zuſtändig
iſt . “ In der Commiſſion der zweiten Kammer wurde bemerkt ,

daß ſtets nur die Anklagekammer über die Verweiſung an

das Schwurgericht zu erkennen habe . Es könnte daher mit der

Beſtimmung nur der Fall gemeint ſein , wo zwar auch eine

Anklagekammer , aber eine andere als die zuſtändige er⸗

kannt hätte . Um dieſe Bedeutung genauer auszudrücken und

dem möglichen Irrthum zu begegnen , als könnte die Zuſtändig —

keit der Ankkagekammer etwa auch aus dem Grunde angefoch —
ten werden , weil die Sache nicht unter die Fälle des §. 41

gehöre , wurde die Faſſung ſo geändert , wie ſie jetzt im Ge —

ſetze ſteht .
r

Die Zuſtändigkeit eines urtheilenden Gerichts hängt

aber , ſeine Gerichtsbarkeit * ) über die Art des in Frage

ſtehenden Verbrechens vorausgeſetzt , nach §. 19 der Strafpro —⸗

zeßordnung ſtets nur davon ab , ob ein ihm untergeord⸗
netes Unterſuchungsgericht zur Unterſuchung zuſtändig war .

Die Anklagekammer eines Hofgerichtes könnte daher zum Gr -

kenntniß über die Verweiſung vor das Schwurgericht nur dann

unzuſtändig ſein , wenn kein Bezirksamt ihres Kreiſes , ſondern
nur ein ſolches eines andern Kreiſes zur Führung der Unter —

ſuchung zuſtändig geweſen wäre . Es könnte zwar auch ein

anderes Unterſuchungsgericht des nämlichen Kreiſes , als

dasjenige , welches die Unterſuchung wirklich führte , das

zuſtändige geweſen ſein ; allein dagegen mag der Angeſchuldigte
ſchon während der Unterſuchung bei dem Hofgerichte ſelbſt “ )

*) Ueber die Frage , ob eine Sache nach §. 41 überhaupt eine ſchwur⸗

gerichtliche , die Gerichtsbarkeit des Schwurgerichts alſo be —

gründet ſei , entſcheidet die Anklagekammer des zuſtändigen Hofgerichts ,

wie wir oben geſehen haben , jedenfalls endgiltieg . Vergleiche dit An⸗

merkung zum §. 41.

*k) Auch nach §. 17 der Strafprozeßordnung hat , wenn der Zweifel
über die Zuſtändigkeit zwiſchen verſchiedenen Amtsgerichten , beziehungs⸗
weiſe Unterſuchungsgerichten des nämlichen Kreiſes beſteht , darüber

nur das Hofgericht zu entſcheiden , und nur da , wo die Zuſtändigkeit
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Beſchwerde führen ( S. 296 der Strafprozefordnung ) . Die 3u -
ſtändigkeit dieſes Hofgerichtss und ſeiner Anklagekammer
wird dadurch nicht berührt , und doch geſtattet der 8. 82 die

Beſchwerde gegen die Verweiſung an das Schwurgericht nur ,
wenn ſie von einer nicht zuſtändigen Anklagekammer er⸗

kannt wurde , ſo wie auch der §. 115 J. Ziffer 1 die Nichtig⸗
keitsbeſchwerde gegen ein ſchwurgerichtliches Urtheil nur zuläßt ,
wenn das urtheilende Gericht nicht zuſtändig war . Darauf ,
ob ein anderes als das zuſtändige Bezirksamt des nämlichen

Kreiſes , wobei jedenfalls das urtheilende Gericht das näm⸗

liche bleibt , die Unterſuchung geführt habe , iſt hier keine

Rückſicht genommen , weil nicht die Vorunterſuchung , ſon —
dern die mündliche Verhandlung als das Haupt
verfahren gilt , auf welches das Erkenntniß gebaut wird .

Aus eben dieſem Grunde iſt auch im §. 115 J. Ziffer 2 nicht
die Verletzung der Vorſchriften des Verfahrens in der Vor —

unterſuchung , ſondern nur jene , die bei der Schluß⸗

verhandlung oder Urtheilungsfällung vorkommt ,
als ein Grund zur Nichtigkeitsbeſchwerde anerkannt .

3 ) Ein dritter Grund , der die Beſchwerdefuͤhrung gegen
die Verweiſung vor das Schwurgericht zuläſſig macht , iſt vor -

handen , wenn ein Strafverfahren in Fällen , wo das Geſetz
dasſelbe nur auf Anzeige oder Anklage der Betheiligten
zuläßt , ohne eine ſolche Anzeige oder Anklage eingeleitet wurde .

Vergleiche über dieſe Falle das oben zu den § § . 7 u . 8 Geſagte .
Zum 6. 83 .

Die Beſtimmung , daß auch Nichtrechtsgelehrte unter Bei —

gebung eines Anwalts mit der Vertheidigung beauftragt werden

können , wurde von der zweiten Kammer im Intereſſe einer

möglichſt freien und wirkſamen Vertheidigung aufgenommen .
Im Eingange des §. 83 wurden die Worte : „ wodurch die

Sache an das Schwurgericht verwieſen wurde, “ von der zweiten
Kammer eingeſchaltet , nicht , um ſeine Anwendung für die Hof -
gerichtlichen Fälle im Allgemeinen auszuſchließen ,
ſondern nur darum , weil das in dieſem Titel beſchriebene

zwiſchen Amtsgerichten , beziehungsweiſe Unterſuchungsgerichten Yer
ſchiedener Kreiſe beſtritten tſt , gelangt die Same zur Entſcheidung
an das Oberhofgericht .
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Verfahren im Allgemeinen nur für die Schwurgerichts⸗
ſachen gilt , und weil , was die im §. 80 noch berührten hof⸗

gerichtlichen Fälle betrifft , zwiſchen denjenigen , welche

unrichtig an die Anklagekammer kamen , und von dieſer

erſt zur hofgerichtlichen Erledigung verwieſen wurden

( § . 80 Abſatz ) , und den andern , die unmittelbar

( § . 31 ) an das Hofgericht gelangten , in feiner Weiſe ,
auch nicht in Beziehung auf Dasjenige ein Unterſchied zu

mamen ift , wag der §. 83 regelt .

Im Uebrigen hat der §. 83 den nämlichen Inhalt , wie der

§. 214 , Abſatz —3 , der Strafprozeßordnung und hinſichtlich
der Anwendung dieſes §. 214 auf die hofgerichtlichen

Straffälle vergleiche man das oben zum §. 37 unter Ziffer 2

Bemerkte .
Wenn ſich im Schlußſatze des §. 83 auf den §. 128 der

bürgerlichen Prozeßordnung bezogen iſt , ſo iſt damit der §.

128 der Prozeßordnung von 1831 gemeint , der nun in der re⸗

vidirten Ausgabe durch den §. 124 erſetzt iſt .

Im Ganzen gelten nun hinſichtlich der Zulaſſung oDer Bez

ſtellung von Vertheidigern folgende Saͤtze:

1 ) In den hofgerichtlichen Strafſachen kann der Angeſchul⸗

digte , wenn er will , auf ſeine Koſten einen Anwalt beſtellen ,
und zwar ohne Unterſchied , ob die Sache auf den Grund der

Akten in geheimer Sitzung oder nach vorgängiger öffentlich⸗
mündlicher Verhandlung erledigt werde .

Er wird aber hier nicht mehr , wie dies im §. 17 des 8.

Organiſationsedikts , im S. 251 der Obergerichtsordnung und
in der Verordnung vom 4. Juni 1805 unter gewiſſen Voraus —

ſetzungen vorgeſchrieben war , gefragt , ob er einen Bertheiz

diger aufſtellen wolle , oder die amtliche Beſtellung eines ſolchen

verlange . Es bleibt dem Angeſchuldigten lediglich überlaſſen ,

den Anwalt , wenn er einen ſolchen haben will , ſelbſt zu be —

ſtellen , und zwar rechtzeitig , ſo daß

a . nicht etwa nach §. 35 , Abſatz 2 , die Erledigung in ge —

heimer Sitzung auf den Grund der Akten erfolgt , ehe der

Anwalt für diefen Fall die Vertheidigungsſchrift übergeben , oder

ſich vorläufig etwa eine Friſt dazu erwirkt hat , und daß der

Vertheidiger ,

i
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b. wenn das Hofgericht eine mündliche Schlußverhandlung
anordnet , ſich auf dieſelbe vor der Tagfahrt noch vorbereiten

kann , indem bezüglich auf die Verlegung der Tagfahrt wegen

Verhinderung des Anwalts die Vorſchrift des § . 219 , Abſatz
2 der Strafprozeßordnung maßgebend iſt , und der Anwalt am

allerwenigſten wegen Mangels ſeiner Vorbereitung je eine Ver⸗

tagung verlangen könnte *) .

2 ) Kann der Angeſchuldigte aus Mangel an Vermögen nicht
ſelbſt einen Vertheidiger beſtellen , ſo wird ihm ( in den hofg e⸗

richtlichen Straffällen ) auf ſein Verlangen ein ſolcher
vom Hofgerichte beſtellt , jedoch nicht jedesmalk ) , ſondern
nur „je nach der Wichtigkeit und Verwicklung des

Falles . “ Vergleiche den §. 214 , Abſatz 4 der Strafprozeßord⸗

nung , den der §. 49 des neuen Preßgeſetzes zugleich für die

Preßſachen als maßgebend erklärt , wenn der Staatsanwalt

nicht auf eine peinliche Strafe augetragen hat .
3 ) Eben diefes gilt nah §. 133 deg vorliegenden Gefeges

auch in dem Falle , wo der Angeſchuldigte abweſend oder ,
flüchtig und auf die öffentliche Vorladung nicht erſchienen
iſt , nur mit dem Unterſchiede , daß hier der Vertheidiger ſelbſt
ohne Verlangen des Angeſchuldigten oder ſeiner Angehörigen
je nah der Wichtigkeit und Verwicklung des Falles von Amts⸗
wegen beſtellt werden kann , und zwar auf Koſten des An⸗

geſchuldigten , oder wenn er vermögenslos iſt , auch als

Armen anwalt .

4 ) In ſchwurgerichtlichen Strafſachen muß demAn⸗

) Selbſt wenn der rechtzeitig beſtellte Anwalt unmittelbar vor der
Sitzung erkrankt , ſo kann gleichwohl die Verhandlung , ſofern Zeugen dazu
vorgeladen ſind , nicht vertagt werden : Es wird nöthigenfalls , wie im
§. 238 , Abſatz 3 der Strafprozeßordnung vorgeſchrieben iſt , aus den An⸗
wälten des Gerichts ſogleich ein anderer herbeigerufen . Eine Vorberei⸗
tung durch das Leſen der Akten iſt nicht in gleichem Maße , wie bei
der ſchriftlichen Vertheidigung nöthig , da der Vertheidiger bei der

Verhandlung ſelbſt ſchon durch das Anhören der Zeugen und
Sachverſtändigen und der vorgeleſenen Aktenſtücke die zur Vertheidigung
nothwendigſte Information erhält .

+E) Es läge hierin eine wohl ungebührliche Beläſtigung der Anwälte,
und häufig ein Anlaß zu , nach dem

panpe
der Dinge unnöthigen, Eyterungen .

5



geklagten , wenn er nicht ſelbſt einen Vertheidiger aufgeſtellt

hat , ein ſolcher jedesmal von Amtswegen beigegeben

werden . $ S- 86 und 133 .

Nur in Preßſachen , welche vor die Geſchworenen ge —

langen , macht der §. 49 des neuen Preßgeſetzes von dieſer Rez

gel für die Fälle , wo der Staatsanwalt nur auf eine bür —

gerliche Strafe angetragen hat , eine Ausnahme . Nah S. 41

Ziffer 41 kommen alle Strafſachen , wo der Staatsanwalt auf

eine höhere Strafe , als 6 Monate Gefängniß angetragen hat ,

vor die Schwurgerichte . Dennoch iſt dabei , wenn der Antrag

nur auf Gefängniß über 6 Monate , oder auf Arbeitshaus⸗

ſtrafe geht , die Aufſtellung eines Vertheidigers nicht allgemein

nöthig , ſondern ftet nur nah § 214 , Abſatz 4 der Straf⸗

prozeßordnung zu verfahren .

5 ) Was die Rekurſe betrifft , ſo iſt

a. in Beziehung auf die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen die ſchwur⸗

gerichtlichen Erkenntniſſe nach $. 116 deg vorliegenden Gez

ſetzes der S. 286 der Strafprozeßordnung maßgebend . Es wird

darnach dem Angeklagten , ſo oft er nicht ſelbſt einen Anwalt

aufgeſtellt hat , ein ſolcher auf ſeine Koſten , oder ſofern er ver⸗

mögenslos iſt , als Armenanwalt vom Oberhofgericht aufgeſtellt .

b. Bei Rekurſen gegen hofgerichtliche Erkenntniſſe wird

nach 8. 111 , Abſ . 3 nur dem un v ermöglichen Angeſchul⸗

digten und nur auf ſein An ſu chen , und ſelbſt dann nicht

jedesmal , ſondern wie in erſter Inſtanz nur „nach der

Wichtigkeit und Verwicklung des Falles “ ein Anwalt aufgeſtellt .

c . Für Rekurſe gegen amtsgerichtliche Erkenntniſſe ent⸗

hält das vorliegende Geſetz keine beſondere Beſtimmung . Man
wird fih daher nur an den §. 286 Der Strafprozeßordnung

halten können , wornach der Angeſchuldigte zwar einen Anwalt

beſtellen kann , ein ſolcher ihm aber nie vom Gerichte auf⸗

geſtellt wird .

6 ) Hinſichtlich der Preß ſach enerkläͤrt der §. 62 des neuen

Preßgeſetzes zwar auch für die Rekursfälle überall den

8. 214 , Abſ . 4 der Straſprozeßordnung maßgebend ; allein hin⸗

ſichtlich der „ Rechtsmittel gegen Erkenntniſſe Der Schwur⸗

gerichte “ verweist der § . 56 , Abſ. 2 des Preßgeſetzes auf
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„die beſondern Beſtimmungen des Schwurgerichts⸗
geſetzes . “

Wo alſo in einer Preßſache das Schwurgericht erkannt
hat , finden die S8 . 115 und 116 des vorliegenden Geſetzes An⸗
wendung , und darum auh der im §. 116 angerufene §. 286
der Strafprozeßordnung , wornach jedesmal die amtliche Be —
ſtellung eines Anwalts eintritt , wo der Angeklagte nicht ſelbſt
einen ſolchen aufgeſtellt hat .

7 ) Zu bloßen Beſchwerdeführungen , beziehungsweiſe zu Er —
klärungen des Angeſchuldigten über Beſchwerdeführungen des
Staatsanwalts , wo eine ſolche Erklärung erhoben wird ( § . 298
der Strafprozeßordnung und Note C ) zu ŞS. 36 ) , verordnet
das Geſetz nirgends die amtliche Aufſtellung eines Anwalts . Es
unterſagt aber auch nicht die Beiziehung eines ſolchen , wo der
Angeſchuldigte ihn für ſich aufſtellt .

Dies gilt ſelbſt bei Beſchwerdeführungen gegen eigentliche
Erkenntniſſe , wie z. B . in Fällen der §§. 36 und 82 ,
alſo um ſo mehr bei ſolchen während der Unterſuchung , etwa
nach §. 296 der Strafprozeßordnung .

8 ) Sowohl in Fällen der Beſchwerdeführungen , als bei Re⸗
kurſen , wo der Angeſchuldigte keinen Anwalt hat und ihm kein
ſolcher vom Gerichte aufgeſtellt wird , kann er Alles , was er
ſchriftlich vorzutragen hätte , bei dem Unterſuchungsrichter
mündlich zu Protokoll geben .

Bei Beſchwerdeführungen waͤhrend der Unterſuchun g wird
es übrigens , auch wenn der Angeſchuldigte für ſich ſelbſt
einen Anwalt beſtellt hat , ſtets vom Ermeſſen des Unterſuchungs⸗
richters abhängen , ob er nach dem Stande der Unterſuchung
ohne Nachtheil für dieſelbe dem Angeſchuldigten , oder dem
Anwalte eine Einſicht von Aktenſtücken , oder eine Unterredung
des Anwalts mit dem verhafteten Angeſchuldigten geſtatten
könne .

Was den maßgebenden Zeitpunkt betrifft , ſo tritt
9 ) die Aufſtellung eines Anwalts vom Gericht , auf Antrag

des Angeſchuldigten , und das Recht zur Akteneinſicht und zur
Beſprechung des Vertheidigers mit dem verhafteten Ange⸗
ſchuldigten erſt ein , wenn dem Letzteren am Schluſſe der

Unterſuchung die im $. 30 erwähnte Zuſammenſtellung der
5 .



68

Anſchuldigungs⸗ und Entlaſtungsbeweiſe eröffnet iſt . Vergleiche
den §. 214 der Strafprozeßordnung *) .

10 ) Die Aufſtellung eines Anwalts ohne Antrag des An -

geſchuldigten von Amtswegen hat ſtatt :
a . nach §. 86 in Schwurgerichts - Fällen ?) , ſobald

der Angeklagte in einer bei Mittheilung der Anklage⸗

ſchrift ihm dazu beſtimmten Friſt nicht ſelbſt einen Vertheidiger

beſtellt hat ;

b . nach §. 133 im Strafverfahren gegen Abweſende oder

Flüchtige , ſobald die Unterſuchung geſchloſſen und die in der

öffentlichen Vorladung beſtimmte Friſt abgelaufen , vom Mn -

geſchuldigten oder ſeinen Angehörigen aber ſelbſt noch kein Ver⸗

theidiger beſtellt iſt , jedoch in den hofgerichtlichen Strafſachen

auch hier nur je nach der Wichtigkeit und Verwicklung

des Falles ;
0 . bei der Nichtigkeitsbeſchwerde gegen ein ſchwurgerichtliches

Erkenntniß * * ) , ſobald die Akten nach § 284 der Straſprozeßord⸗

nung beim Oberhofgericht eingekommen find und der Präſident die

Tagfahrt zur Verhandlung beſtimmt , der Rekurrent aber noch

keinen Anwalt ſelbſt beſtellt hat .

Zu den § . 84 und 85 .

Dieſe beiden Artikel ſind den § § . 215 und 216 der Straf⸗

prozeßordnung entnommen .

Was die im §. 35 , Ziffer 4 erwähnten Anträge Deg Staats⸗

anwalts betrifft , fo ift hier eben fo wenig , als wenn der

*) Wenn der . 83 des vorliegenden Geſetzes nach Eröffnung des

Verweiſungs⸗Erkenntn iſſes dem Vertheidiger die Beſprechung

mit dem Angeklagten und die Akteneinſicht frei gibt , ſo iſt doch darin

nicht geſagt , daß dieſe Beſprechung oder Akteneinſicht vorher unzu⸗

läſſig ſei , und es liegt in der Natur der Sache , daß dieſe Befugniſſe ,

wie der S. 214 der Strafprozeßordnung es beſagt , auchef rüher ſchon ,

wenn die Unterſuchung geſchloſſen iſt , für dieſe alſo daraus kein Nachtheil
mehr erwächst , eingeräumt werden .

* * ) Die vor die Geſchwornen gelangenden Preßſachen ſtehen hierin den

andern Schwurgerichtsfällen nach dem Obigen nur inſofern gleich , als

ver Staatsanwalt auf eine peinliche Strafe angetragen hat .

awt ) Gier ift nah wem unter Bier 6 Bemertten auh in ven von 3

Schwurgerichten abgeurtheilten Preßſachen jedesmal ein Anwalt zu

beſtellen , wenn der Augzeklagte nicht ſelbſt einen ſolchen ernannt hat .
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Staatsanwalt nach §. 230 der Straſprozeßordnung (vergleiche
den 8. 37 des vorliegenden Geſetzes ) die Anklage bei der Bers

handlung nur mündlich entwickelt , nöthig , daß die Anträge

auch auf ein beſtimmtes Strafmaaß innerhalb des geſetz⸗

lichen Rahmens gerichtet werden *) . Nur allein bei Preß ſachen
gilt nah $. 41 , Ziffer 4 des neuen Preßgeſetzes die Ausnahme ,

daß die Anklage ( des Staatsanwalts wie des Privatklägers )

aud dag Maap der Strafe zu beantragen hat .

3um §. 86 .

Wenn der . 84 ſagt , der Staatsanwalt habe die Anklage⸗

ſchrift bei dem Hofgericht zu übergeben , und wenn die $ $ . 86

und 87 davon ſprechen , daß das Hofgericht über dir Vor⸗

ladung der Zeugen , über weitere Erhebungen und über Setzung

auf die Rolle der Schwurgerichtsſitzung zu beſchließen habe , ſo

iſt damit der als Anklagekammer erkennende hofgericht⸗
lide Senat gemeint . Der hofgerichtliche Urtheilsſenat

als ſolcher iſt nur mit den zur hofgerichtlichen Aburtheilung

gehörigen Strafſachen beſchaͤftigt, mit den Schwurgerichts⸗
ſachen , von welchen hier die Rede iſt , hat er nichts zu thun .

Der Anklageſenat iſt in dem letztern ohnehin ſchon informirt ,

beſorgt alſo die fernern Geſchäfte viel leichter , und es wäre eine

Verſchwendung der Kräfte , wenn man da , wo der Urtheilsſenat

ecin anderer ift , beine Senate mit der Sahe beſchäftigen

wollte . Deßwegen iſt auch im 8. 79 , Abſ . 2 namentlich die

Anklagekammer ermächtigt , weitere Erhebungen anzuordnen,
in welcher Beziehung der §. 87 die verfügende Behörde auch

einfach das Hofgericht nennt —

Der Abſatz 1 ändert die bei den Hofgerichten anwend⸗

baren Sg . 214 ff- der Straſprozeßordnung für die Schwur⸗

gerichts ſachen theilweiſe ab . Hier ſind alle Zeugen , auf

deren Ausſage Werth gelegt wird , in die Sitzung vorzuladen , und

eine Vorleſung der in der Vorunterſuchung gemachten Ausſagen

ſtatt der perſönlichen Vorladung kann nur hinſichtlich de rje⸗

nigen Zeugen beſchloſſen werden , welche ſeit ihrer Vernehmung

*) Auch wenn die Geſchwornen das Schuldig ausgeſprochen haben ,

und nun der Staatsanwalt die weitern Anträge zu ſtellen hat , iſt er nach

§. 101 nicht verpflichtet , ein beſtimmtes Strafmaaß vorzuſchlagen .
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geſtorben oder ſonſt nicht beizubringen , oder nach Dem $. 147

der Strafprozeßordnung zum Erſcheinen nicht verpflichtet

ſind , und in letzterem Falle auch nicht etwa freiwillig

erſchienen .

Demohngeachtet kann hier , wie bei dem Hofgericht , der Prä⸗

ſident nach 8. 233 der Strafprozeßordnung einzelne Aktenſtücke ,

auch wenn ſie Ausſagen nicht vorgeladener Zeugen enthalten ,

vorleſen laſſen , wo ſich bei der Verhandlung z. B . wegen Dar⸗

legung oder Aufklärung eines Widerſpruchs , oder wegen Er⸗
gänzung einer mangelhaften Erzählung ꝛc. ein Bedürfniß dazu

ergibt . Der Präſident ift nach §. 93 überhaupt zu allen Maaß⸗

regeln befugt , die er zur Nufflärung der Sahe für dienlich erachtet .

Mit Vorbehalt dieſer unbeſchränkten Befugniß des Präſidenten

kann übrigens ſonſt kein Zeuge in die Sitzung vorgeladen

werden , der nicht ſchon in der Vorunterſuchung oder auf nach —

träglichen Vorſchlag eines Betheiligten noch ſpäter durch den

Unterſuchungsrichter vorher vernommen wurde . Es lag dieſe

Vorſchrift ſchon in der Strafprozeßordnung , da die § § . 211 und

f . nur von Vorladung der in der Unterſuchung abge⸗

hörten Zeugen ſprechen , und der §. 237 ähnlich unſerm §. 93

den einzigen Fall bezeichnet , wo auf die befondere Anordnung

des Präſidenten noch während der Verhandlung ein vorher

nicht vernommener Zeuge zur ſofortigen Abhör in die

Sitzung berufen werden kann . Um aber die Zweifel , die dagegen

bei den Freiburger Schwurgerichtsverhandlungen erhoben wurden ,

zu beſeitigen , wurde die diesfallſige Beſtimmung hier im

Abſ . 3 des §. 86 noch ausdrücklich aufgenommen . Auch das

Preßgeſetz , welches wegen ſeiner entgegengeſetzten Beſtim —

mungen zu jenem Zweifel auch für die andern Strafſachen

Anlaß gegeben hatte , wurde nun in dieſer Beziehung abgeändert

und im §. 46 des neuen Preßgeſetzes iſt nur die Vorladung

derjenigen Zeugen und Sachverſtändigen geſtattet , deren

nochmalige Vernehmung in der Schlußverhandlung beantragt

iſt und für erheblich erachtet wird .

Zum §. 88 .

Hat der Präſident ſelbſt Zeugen oder Sachverſtändige ver —

nommen , ſo verſteht ſich von ſelbſt , daß dieſelben , da er in dieſer
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Hinſicht die Stelle des Unterſuchungsrichters vertritt , nad §. 86 ,

Abſ . 3 auch noch zur Schlußverhandlung vorgeladen werden können .

Tit . VIII .

Von den Sitzungen der Schwurgerichte und den Ver⸗

handlungen vor denſelben .

Zum §. 89 .

Das Kalenderjahr , für welches nach $. 55 im September

und November vorher die Urliſten und die Bezirksliſten aufge⸗

ſtellt werden , wird in vier Abſchnitte von je drei Monaten

getheilt und in jedem dieſer Vierteljahre werden ordentliche Ur⸗

theilsſitzungen gehalten , wobei es nicht darauf ankommt , ob die

nachfolgende gerade drei Monate von der nächſt vorausgegangenen

entfernt iſt , wenn ſie nur überhaupt im Verlaufe der drei Mo⸗

nate , welche das nächſtfolgende Cweite , dritte oder vierte ) Vier⸗

teljahr bilden , ſtatt hat .

Eine Regierungsverordnung beſtimmt , wo in jedem Kreiſe
jeweils die regelmäßige Urtheilsſitzung ſtattfindet . Das Hof⸗

gericht kann aber nach den in Abſatz 2 bezeichneten Verhältniſſen

dreierlei Abweichungen beſchließen :

1 ) entweder daß in einem Vierteljahr die regelmäßige Sitzung

an einem andern , als an dem durch die Regierungsverordnung

ſonſt dazu beſtimmten , Orte gehalten werde , —

2 ) oder daß ſie außer dem regelmäßigen Orte für einen

Theil der vorliegenden Strafſachen noch an einem weitern

Orte gehalten werde , —

3 ) oder endlich , daß nach Beendigung der Vierteljahrſitzung ,

gleichviel ob ſie an einem oder an zwei Orten abgehalten wurde ,

im nämlichen Vierteljahre da oder dort noch eine zweite

Urtheilsſitzung gehalten werde , durch welche alsdann die or⸗

dentliche Sitzung des nächſten Vierteljahres keineswegs

beſeitigt wird .

In dem Falle Ziffer 2 werden zwar , wie wir oben beim

§. 62 geſehen haben , für den zweiten Ort die 36 Geſchwornen
aus der geminderten Kreisliſte beſonders verloost , aber die

Loosziehung geſchieht aus einer und derſelben nach §. 60

für die ordentliche Urtheilsſitzung gefertigten engeren Liſte .



Anders verhält es ſich im Falle Ziffer 3. — Hier iſt nicht

nur von einer , blos unter zwei Orte getheilten , ſondern von

einer neuen , wenn gleich außerordentlichen , Urtheils⸗

ſitzung die Nede . Für dieſe iſt alſo nicht nür eine neue Loos⸗

ziehung , ſondern nach §. 60 auch die neue Aufſtellung einer

geminderten Kreisliſte erforderlich.
Zum 8. 90 .

Dieſe Beſtimmung iſt jener des 6. 18 der Strafprozeßordnung

ähnlich.
In der zweiten Kammer wurde die Frage angeregt , ob nicht

eine Beſtimmung aufzunehmen ſei , daß auh dag Oberhof -

gerit die Verhandlung einer Sache , wenn fie am Sitze des

Gerichts die öffentliche Sicherheit gefährden ſollte , an einem

andern Orte vornehmen könne . Man gieng aber darüber

hinweg , weil man annahm , daß ſich dieſe Befugniß von ſelbſt

verſtehe .
Die Beſtimmung des §. 90 konnte darum nur durch das

Geſetz gegeben werden , weil dadurch eine Strafſache dem

zuſtändigen Gerichte abgenommen unb einem andern , an

und für ſich unzuſtändigen übertragen wird . Ein gleiches

Verhältniß iſt beim Oberhofgericht , wenn es ſeine Sitzung aus

beſonderen Gründen an einem anderen Orte als am gewöhn⸗

lichen Gerichtsſitze halten will , nicht vorhanden .

Zum . 91 .

Wie nach §. 37 bei den Hofgerichten , ſo ſoll nach §. 91

auch bei den Schwurgerichten die mündliche Verhandlung

nach dem Tit . XVII . der Strafprozeßordnung vorgenommen werden ,

wobei nur der . 230 für die beiderlei Verhandlungen eine

Verſchiedenheit enthält , indem in den nach der Strafpro⸗

zeßordnung an die Hofgerichte , jetzt aber an die Schwur⸗

gerichte gewieſenen Fällen die vorher zu übergebende An⸗

klageſchrift vorzuleſen , in den bezirksſtrafgericht⸗

lichen , jetzt hofgerichtlichen Fällen dagegen die Anklage
vom Staatsanwalt mündlich vorgetragen wird *) .

T ETEO A à
+) Der Regierungsentwurf des vorliegenden §. 91 enthielt noch die

Beſtimmung , daß bei der ſchwurgerichtlichen Verhandlung „ſtatt der münd⸗

lichen Entwicklung der Anklage durch den Staatsanwalt die Anklageſchrift

verleſen werde . “ Die zweite Kammer ſtrich dieſen Satz , weil er ſchon im

F. 230 der Strafprozeßordnung liege .
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Die im F. 37 hinſichtlich der Oeffentlichkeit gemachte
Aenderung gilt nun für die beiderlei Verhandlungen . Der

§. 91 gibt aber für die ſchwurgerichtliche Verhandlung

noch einige beſondere Beſtimmungen . Die wichtigſte beſteht

darin , daß die erheblichen Abänderungen , die der Angeſchul —

digte oder ein Zeuge an ſeinen in der Vorunterſuchung abge —

gebenen Ausſagen , und die Zuſätze die er zu denſelben macht ,

bei den ſchwurgerichtlichen Verhandlungen nicht eben ſo , wie

nach §. 236 bei den hofgerichtlichen niederzuſchreiben ſind ,
weil bei den Erſteren dek Rekurs , zu deſſen Beurtheilung

die Aufzeichnung nöthig ſein fann , hinwegfällt *) .

Nach dem im 8. 91 Ziffer 3 auch für die Schwurgerichte
als maßgebend erklärten §. 246 Abſatz 1 der Strafprozeßord —

nung kann das Gericht ſeinem Urtheile keine andern That —

ſachen zu Grund legen , als ſolche , die dem Angeklagten
im Verweiſungserkenntniſſe (§8. 80 Abſatz 2 des gegenwärtigen
Geſetzes ) oder in der Anklageſchrift (§S. 85 ) zur Laſt gelegt

ſind . Wenn alſo erſt bei der Schwurgerichtsverhandlung noch

ein weiterer Umſtand zu Tag käme , der das Verbrechen unter

ein höheres Strafgeſetz ſtellen würde , oder als ein ge —

ſetzlicher Erſchwerungsgrund gälte * ) , ſo könnte er gleich⸗
wohl bei der Urtheilsfällung , alſo auch bei der Frageſtellung
an die Geſchworenen ( §. 96 ) , nicht mehr berückſichtigt werden .

Da übrigens in dem gedachten §. 246 der Strafprozeßordnung
nur von den dem Angeklagten zur Laft gelegten Thatſachen
die Rede iſt , ſo iſt damit die Berückſichtigung der im Berz

weiſungserkenntniß und in der Anklageſchrift nicht erwähnten

*) Auch bei den hof gerichtlichen Verhandlungen wird ſich die

Praxis hüten , dieſe Aufzeichnungen weit auszudehnen , da dadurch nach
Umſtänden viele Zeit verloren gehen könnte . Ein eigentliches Proto⸗
kolliren will ohnehin das Geſetz nicht , ſondern nur ein eigenes Nie⸗

derſchreiben des Sekretärs , dem jedoch der Präſident anzugeben hat , was
er in Kürze niederſchreiben ſoll . Das Hofgericht hört die Ausſagen ſchon
ſelbſt , für daſſelbe ift alfo vie Aufzeichnung nicht nöthig , ſondern nur im

Falle des Rekurſes für das Oberhofgericht . Es wird ſich daher
überall nur darum handeln , ob die Neuheit gegenüber Dem , was bereits
in den Akten ſteht , dem einen oder andern Theile für den Fall des Re⸗

kurſes von Wichtigkeit ſein werde .

*) Vergleiche Ziffer 1und 2 der Anmerkungen zum §. 96 .



entlaſtenden ( die Strafbarkeit aufhebenden oder mil⸗

dernden ) Thatſachen keineswegs ausgeſchloſſen , da hinſichtlich

dieſer ohnehin die Anklageſchrift des Staatsanwalts

und der Beſchluß der Anklagekammer weder für den An⸗

geklagten , noch für das Schwurgericht maßgebend oder

beſchränkend ſein könnten .

Zu den 88 . 92 und 93 .

Der §. 92 liegt ſchon im Inhalte des §. 228 Abſatz 2 der

Strafprozeßordnung , und der g. 937 theilweife in jenem des

§. 237 . Dod ift der §. 93 noch umfaſſender als dieſer § 237 ,
indem er dem Präſidenten überhaupt ealle Maßregeln frei

gibt , die derſelbe „ zur Aufklärung der Sache für dienlich er —

achtet . “ Es iſt durchaus nothwendig , daß der Präſident ſich

nicht ängſtlich um die ſonſtigen Schranken umzuſehen , ſondern

die ausgedehnteſte Gewalt habe , um bei der Verhandlung die

Wahrheit an den Tag zu bringen . Die Verhandlung iſt nicht

nur eine Wiederholung deſſen , was in der Vorunterſuchung

geſchah, ſondern es entwickelt ſich darin Eines aus dem Andern ,

und verſchafft oft ein ganz neues Licht über die Sache .

Was die Becidigung von Perſonen , die erſt während

der Sitzung zur Abhör vorgefordert werden , betrift , ſo wird der

Präſident gut thun , beide Theile ſchon vor der Vernehmung,

ehe ſie alſo wiſſen , was der Vorgeforderte ausſagen wird , zu

fragen , ob ſie die Beeidigung beantragen . Erfolgt dieſer über⸗

einſtimmende Antrag , ſo kann der Präſident ſie ſogleich vor⸗

nehmen , oder ſie , indem er den Abzuhörenden vorläufig ur

Angabe der Wahrheit ( §. 153 Der Strafprozeßordnung ) ermahnt ,

bis nach der Vernehmung zu verſchieben . Auch wenn die Be⸗

eidigung von einem Theile oder von beiden nicht verlangt

wird , kann ſie das Gericht gleichwohl beſchließen . Dies wird

jedoch füglich erſt nach erfolgter Vernehmung , wo die Wicktig⸗

keit der Ausſage ermeſſen werden kann , geſchehen, und es können

deßhalb die Parteien , wenn ſie vor der Vernehmung die Be⸗

eidigung nicht ſchon beantragten , ſpäter darüber nochmals befragt

werden.
Daß übrigens in ſolchen Fällen die Eidesvorbereitung

unterlaſſen werden kann , wird nach dem §. 5 Abſatz 2 des
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Geſetzes vom 20 . Dezember 1848 , Regierungsblatt Nr . 81

keinem Anſtande unterliegen .
Nach dem §. 228 der Strafprozeßordnung gebührt dem Präſi⸗

denten auch die Polizei . Das Geſetz ſagt : „ im Sitzungs⸗
ſaale “ — um auszudrücken , daß ſie ihm nicht nur gegen die

zur Verhandlung gehörigen Perſonen , ſondern auch

gegen die Zuhörer zukomme *) . Vermöge des Polizeirechtes
hat er , abgeſehen von der nach §. 240 der Strafprozeßordnung
eintretenden ſofortigen Beſtrafung von Vergehen , auch alles

Strafbare , Rechtswidrige oder Sittenwidrige , das in vorkom —

menden Aeußerungen liegen mag , alsbald zurückzuweiſen und

in ſeiner Fortſetzung zu hindern . Es gilt dies ſogar gegenüber
dem Vertheidiger , wenn er z. B . Reden führt , welche

aufrühreriſcher Natur ſind , oder eine Auflehnung gegen die

Geſetze , oder überhaupt die Staatsordnung bedrohende Lehren

enthalten . Man erinnert fich , daß Der Präſident des National -

gerichtshofs zu Verſailles im Jahr 1849 den Vertheidigern , da

ſie das Recht zur Revolution auszuführen begannen , das

Wort entzog , und daß die Anklagekammer von Paris ihren

Collegen , die deßhalb , ſtatt ſich den Weiſungen des Präſidenten

zu fügen , die weitere Vertheidigung verweigert hatten , eine

ſcharfe Rüge zuerkannte .

Zum §. 94 .

Der Vertheidiger hat nach §. 235 der Strafprozeßordnung
nur am Schluſſe der Verhandlung die Vertheidigung vorzu⸗

tragen . Die Verhandlung ſelbſt darf durch ſeine Reden

nicht unterbrochen werden , es ſei denn , daß er , wie z. B . im

Falle des §. 233 , einen beſonderen Antrag zu ſtellen habe ,
oder nah §. 232 den Präſidenten zur Stellung einer Frage - an

einen Zeugen veranlaſſen wolle . Bei ſolchen Anläſſen hat er

ſich aber auf den beſtimmten Gegenſtand zu beſchränken ,
und darf keine Erörterungen über die Hauptſache ſelbſt
einmiſchen . Der Präſident , dem nach unſerem . §. 92 , ſo wie

nach dem F. 228 Abſatz 2 der Strafprozeßordnung die Leitung

Vergleiche die hierüber ergangene Verordnung vom 10. März 1849 ,
Regierungsblatt Nr . XIII .



der Verhandlung zuſteht , hat auf die feſte Einhaltung dieſer

Ordnung zu wachen und alles Ungebührliche ſogleich zurückzu⸗
"

weiſen , nach §. 94 aber überhaupt Alles zu beſeitigen , was

die Verhandlung unnöthig in die Länge ziehen kann .

Zum ş§ 95 .

Das nach §. 232 der Strafprozeßordnung den Gerichtsmit⸗

gliedern zuſtehende Fragerecht iſt hier auch den Geſchworenen

eingeräumt.
Wegen der im Abſatz 2 erwähnten ſtellvertretenden

Geſchworenen vergleiche man die Anmerkungen zu den 8ö . 75

und 76 ,

Zum ş , 96 . - ; i

Dag résumé deg Präfiventen , weles im Abfag 4 geregelt ift ,

wurde ſchon vielfach bekämpft , weil der Präſident damit unge⸗

bührlich auf die Ueberzeugung der Geſchworenen einwirken könne .

Eines blos möglichen , im Uebrigen doch durch die Oef⸗

fentlichkeit gehemmten , Mißbrauchs wegen wollte man

jedoch die großen Vortheile nicht verlieren , welche eine licht —
volle Darſtellung des über den Parteien ſtehenden Präſidenten

am Schluſſe der Verhandlung durch Zuſammenſtellung der erz

heblichen Thatſachen und Beweiſe haben kann , indem ſie dem

Gedächtniſſe der Geſchworenen nachhilft und die richtige Auf⸗

faſſung des ganzen Sachverhalts durch dieſelben fördert .

Da es übrigens widerliche und doch zu keinem ſicheren Er —

gebniſſe führende Prozeſſe geben müßte , wenn ſpäter ermittelt

werden ſollte , ob das résumé den Vorſchriften des Geſetzes

gemäß geweſen ſei , ſo läßt der Schlußſatz des §. 115 deßhalb

keine Beſchwerde zu , ſei es , daß der Präſident das rösumé gar

nicht oder ungenügend vorgetragen , oder die geſetzliche Schranke

dabei überſchritten habe .

Die Ziffer 2 des Abſatz 2 beabſichtigt , die Geſchworenen vor

dem ſo gefährlichen Irrthume abzumahnen , als ſeien ſie an das

Geſetz nicht gebunden . Hinſichtlich der Beweisfrage gibt

ihnen das Geſetz ( Abſatz 2 Ziffer 1 ) allerdings keine Vorſchrift ,

ſte haben lediglich nach ihrer inneren Ueberzeugung eine That —⸗

ſache als erwieſen oder als nicht erwieſen anzunehmen .

In ſo weit es ſich aber darum handelt , ob eine Thatſache ein

Verbrechen begründe und welches , iſt allein das Geſetz
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maßgebend , und der Geſchworene verletzt ſeinen Eid , wenn er

etwa darum , weil ihm das Geſetz zu hart ſcheint , oder

weil er meint , das Geſetz ſollte eine ſolche That gar nicht

mit Strafe bedrohen , in Beziehung auf eine Thatſache , von

deren Wahrheit er doch überzeugt iſt , das Nichtſchuldig
ausſpricht , um auf ſolchem Wege durch eine wiſſentliche Un —

wahrheit die Wirkungen des Geſetzes zu vereiteln . * )
Was die im Abſatz 3 erwähnte Frageſtellung an die

Geſchworenen betrifft , ſo ſagt das Geſetz , dieſelbe habe ſich
jedenfalls zu erſtrecken :

1 ) über die ſtrafbare That an ſich , d. h , wie ſie nach

den geſetzlichen Beſtimmungen ein beſtimmtes Verbrechen aus⸗

macht .

Es iſt dabei nicht vorgeſchrieben , ob die Frageſtellung auf
die einzelnen Thatumſtände , welche den geſetzlichen
Begriff des Verbrechens im Allgemeinen ausmachen oder

ihn im gegebenen Falle darſtellen , einzugehen , oder ob ſie
nur das Verbrechen in ſeinem Geſammtcharakter aufzu⸗
nehmen habe , ob alſo z. B . bei dem Raube im Falle des §. 410

des Strafgeſetzbuches ( in Verbindung mit dem darin angeru —

fenen §. 376 ) zu fragen ſei , ob der Angeklagte ſchuldig ſei ,
dem N. eigenmächtig und mit Anwendung thätlicher Ge —
walt ( oder durch eine mit der Gefahr unverzüglicher Verwirk —

lichung verbundene Drohung mit Tödtung ꝛc. ) eine goldene
Uhr im Werthe von hundert Gulden entriſſen zu haben , um

durch Zueignung derſelben ſich ( oder einem Dritten ) einen un⸗

rechtmäßigen Gewinn zu verſchaffen ? — oder ob es an der

Frage genüge : ob der Angeklagte ſchuldig ſei , dem N. eine

goldene Uhr ( etwa noch : im Werthe von hundert Gulden ) ge—⸗
raubt zu haben ( etwa noch mit der Einſchaltung : mit Anwen —

dung körperlicher Gewalt oder ꝛc. ) ? — oder auch nur : ob er
eines an N. verübten Raubes ( im Betrage von hundert Gul -

den ) ſchuldig ſei ? Eben darum , weil das Geſetz hierüber nichts

beſtimmt , liegt es im richterlichen Ermeſſen , nach Um⸗

ſtänden die Fragen in der einen oder andern Weiſe zu bez

) Hinſichtlich des in Ziffer 3 des Abſatzes 2 vom S. 96 erwähnten
pflichtmäßigen Stillſchweigens der Geſchworenen vergleiche man
das oben bei §. 2 zum §. 704 des Strafgeſetzbuches Bemerkte ,



ſtimmen , je nachdem der Begriff des Verbrechens allgemein be⸗

kannt , in das Volksbewußtſein eingedrungen oder aus dem⸗

ſelben geſchöpft, oder mehr durch eine willkührliche oder künſt⸗

lihe , etwa nadh einem neu au Tag gekommenen Beduͤrfniſſe

hervorgerufene , Satzung feſtgeſtellt iſt u. d. gl .

Wo die Geſchworenen - Einrichtung ſchon von lange her bez

ſteht , iſt großentheils auch die Strafgeſetzgebung in

den Begriffsbeſtimmungen einfacher , und bei manchen , in ihrem

Weſen allgemein bekannten Verbrechen beſchreibt ſie die einzelnen

Beſtandtheile des Thatbeſtandes gar nicht , ſondern be⸗

zeichnet das Verbrechen nur mit ſeinem Namen , wobei dann

jeder ſchon weiß , was darunter begriffen ift . Bei einzelnen Berz

brechen , insbeſondere bei ſolchen , bei welchen eine an ſich er⸗

laubte Handlung erſt durch den Grad ihrer Steigerung und

einer damit verbundenen Gefährlichkeit ſtrafbar wird , läßt ſich

der Thatbeſtand juriſtiſch gar nicht ſicher beſchreiben . Die

eigentlich ſtrafbare Natur derſelben läßt ſich , wenn auch die

durch Worte beſtimmten äußeren Merkmale vorhanden ſind , doch

mehr nur nach dem Eindrucke , den die That im einzelnen Falle

auf die öffentliche Moral macht , mehr nur durch das Gefühl ,

als durch juriſtiſche Zerſetzung aufäaſſen . Namentlich in

ſolchen Fällen wird es daher , wie in den Motiven zum Ent -

wurfe des baieriſchen Schwurgerichtsgeſetzes von 1848 darge⸗

ſtellt iſt , am ſicherſten ſein , den allgemeinen Charakter

des Verbrechens neben den einzelnen thatſächlichen Merk⸗
malen in die Frage aufzunehmen , dieſe alſo in der Art zu

ſtellen : iſt der Angeklagte ſchuldig , das Verbrechen N ( Bez

zeichnung des Verbrechens ) dadurch verübt zu haben , daß er

N. N. ( ĩBezeichnung der geſetzlichen Merkmale ) gethan hat ?

Unſer Geſetz läßt auch hierin dem Ermeſſen des Schwurge —
richtshofs volle Freiheit .

Wenn übrigens , obſchon das Strafgeſetzbuch überall die ein -

zelnen Erforderniſſe des Thatbeſtands beſchreibt , dem Ermeſſen
des Schwurgerichtshofes überhaupt überlaſſen iſt , ob und in

wie weit er bei der Frageſtellung auch in die thatſächlichen Cin —

zelnheiten des geſetzlichen Begriffs eingehen wolle , ſo iſt doch
jedenfalls da , wo beſondere Merkmale vorhanden ſind ,
welde die That unter eine höhere oder geringere Straf⸗
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androhung ſtellen , die Frageſtellung auf dieſe Merkmale aus⸗
zudehnen . Bei dem Daſein ſolcher Merkmale iſt nämlich das
Verbrechen ſelbſt ein anderes . Es gehört zwar mit
den andern Fällen desſelben Titels zur nämlichen Gattung ,
das Merkmal , unter deſſen Vorausſetzung das Geſetz eine an⸗
dere Strafe dioht , begründet aber eine beſondere Art oder
Unterart des Verbrechens . Dies gilt z. B . bei dem Raube
von jedem der im §. 412 des Strafgeſetzbuches theils vom Er⸗
folge , theils von der Art der Mißhandlung hergenommenen
Merkmale , — beim Diebſtahl von den nach §. 377 in der
Werthsgröße , nach s . 381 in der Art der Ausfüh⸗
rung , oder nach §. 384 in der Rückfälligkeit liegenden
Verſchiedenheiten , — und eben ſo bei der Körperverletzung
in jenen , die das Geſetz z. B. nach §. 225 in dem Erfolge ,
oder verglihen mit §. 232 oder §. 237 in dem Vorbedacht
oder im Vorſatze ꝛc. anerkennt .

Die Frageſtellung ſoll ſich nach §. 96 , Abſatz 3 des vorlie —
genden Geſetzes ferner erſtrecken :

2 ) auf die Erſchwerungs - oder Milderungsgründe —
Dieſe unterſcheiden ſich einerſeits
a. von den ſo eben erwähnten verſchiedenen Arten oder

Unterarten des nämlichen Verbrechens .
Sie ſind nicht , wie dieſe letztern , mit einer beſondern

Strafe bedroht , ſondern es ſind nur Umſtände , welche , ohne
den Thatbeſtand des Verbrechens ſ elbſt zu ändern , und dieſes
in eine höhere oder geringere Art oder Unterart zu verſetzen ,
dennoch die Schuld in dem Maße ſteigern oder ſchwächen, daß
ſie nach beſonderer geſetzlicher Vorſchrift von der ordent —
lichen Strafe des Verbrechens , beziehungsweiſe der vorliegen⸗
den beſondern Art oder Unterart deſſelben ausgehend , ein Hinauf⸗
ſteigen über das ſonſtige höchſte Maß derſelben , oder ein
Herabgehen unter das niederſte Maß rechtfertigen .

Solche Erſchwerungsgründe beſtimmt das Strafge⸗
ſetzbuch z. B . in den § 8 . 227 , Abſatz 2, 235 , 276 , 297—301,385 , 404, 414 , 424, 551 , 571 , 625 ꝛc. Milderungs gründe
ſtellt das Strafgeſetzbuch im allgemeinen Theile in den
$8 . 92 und 153 auf , ſodann bei einzelnen Verbrechen , z. B .
in den § . 210, 214 , 233 , 258 , 395 , 396 , 445 , 470 , 495 ,



496 , 561 , 576 , Abſatz 2, 649 , 692 ꝛc. Cinige Artikel des

Strafgeſetzbuches , z. B . bie § 8 . 234 , 426 , 431 , 490 , 521 und

550 bedienen ſich auch bei Fällen , welche eigentlich geringere

Arten von Vergehen enthalten , des Ausdruckes : „Strafmil⸗

derung “ , oder „Milderungsgrund“, weil das Geſetz für jene

geringeren Arten von Vergehen keine beſondere Strafe

droht , ſondern den Richter nur ermächtigt , von der geſetzlichen

Strafe der Höheren Qur Grundlage angenommenen ) Berz

brechensart herabzugehen .

Auf der andern Seite unterſcheidet das Geſetz von dieſen

Erſchwerungs⸗ und Milderungs gründen auch

b . die Straferhöhungs⸗ * ) oder Minderungs⸗

gründe . Dieſe werden auch blos Strafaus meſſungsgründe

genannt und ſind in den § § . 150 —152 des Strafgeſetzbuches

allgemein , bei wenigen einzelnen Verbrechen 8 . B . im

§. 262 , 296 und §. 520 ) aber noch beſonders aufgeführt .

Sie berechtigen nicht, wie die Erſchwerungs — und Milderungs⸗

gründe, über die geſetzliche Strafe hinauf , oder unter

dieſelbe her a b zugehen , ſondern nur innerhalb des geſetz⸗

lichen Rahmens bei Beſtimmung ber im einzelnen Falle verz

ſchuldeten Strafe mehr hinauf oder herab zu ſteigen .

Kommen nun in einem Straffalle wirkliche Erſchwerungs⸗

oder Milderungs gründe vor , ſo ſind nach §. 96 unſeres

Geſetzes die an die Geſchworenen zu ſtellenden Fragen auf

dieſelben zu erſtrecken . Hinſichtlich der bloſen Straf⸗Er⸗

höhungs⸗ oder Minderungs gründe iſt dies aber nicht

vorgeſchrieben . Die Strafausmeſſung innerhalb des geſetz⸗

lichen Rahmens ſteht ihm zu , er kann ſich daher auch über

die einzelnen Thatumſtände , welche eine Erhöhung oder Min⸗

derung der Strafe innerhalb des geſetzlichen Maßes begründen,

fein Urtheil f elbſt bilden , ohne über das Daſein derſelben

den Ausſpruch der Geſchworenen einzuholen.

. Auch die Straf ſchärfungen , von welchen das Straf⸗

—

45) Die §§. 170 , 171 ꝛc. , welche , ſo wie die Ueberſchriften der SS. 551

572 , 625 ꝛc. Cvielleicht ungenau ) auh von Straferhöhungen ſprechen ,

ſind damit nicht zu verwechſeln . Das , was das Geſetz unter Straf er⸗

höhungsgründen verſteht , iſt nur im §. 151 in Verbindung mit

150 bezeichnet .
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der Erwähnung thut , ſind bei der Frageſtellung nicht zu be⸗

rückſichtigen . Sie ſtützen ſich nicht auf beſondere Er ſchwe⸗

rungsgründe , ſondern ſind eine bei einer Anzahl von Ver⸗

brechen allgemein gedrohte Zugabe zu den vom Geſetze
beſtimmten Freiheitsſtrafen . Es hängt wie bei den Strafer⸗

höhungsgründen vom richterlichen Ermeſſen ab , in welchem

Maße ſie ( zum Theil auch , ob ſie überhaupt ) nach den Um⸗

ſtänden des Falles mit der zu erkennenden ver⸗

bunden werden ſollen .
3) Ferner muß ſich die Frageſtellung auf „ den Antheil

des Angeklagten an der That, “ oder nach dem Ausdrucke des

§. 107 , Ziffer 1 daruf erſtrecken , ob er das Verbrechen „ als

Urheber oder als Gehilfe begangen habe ? “
Von der bloſen Begünſtigung iſt darum keine Erwäh⸗

nung gethan , weil ſie nicht als Theilnahme an dem

Hauptverbrechen , ſondern nach §. 142 des Strafgeſetzbuches als

ein eigenes Vergehen beſtraft wird , der Begünſtigte ſomit

hinſichtlich dieſes beſondern Vergehens als Urheber

erſcheint .
Der Anſtifter eines Verbrechens gilt nach §. 119 gleich

dem , der dasſelbe ſodann aus führte , als Urheber , und

nad §. 125 eben ſo der Theilnehmer an einer verbrecheriſchen

Verbindung , wenn er vor , bei oder nach der That

mitwirkte , oder dabei anweſend ſich zur Mitwirkung bereit

zeigte ) . In andern Fällen kommt ein ſolcher Theilnehmer
an der Verbindung , wie wenn das Verbrechen noch nicht aus⸗

geführt wurde , unter die Strafbeſtimmung des §. 128 .

Die Frage , ob das Verbrechen vollendet , oder nur ver⸗

ſucht ſei , betrifft die That ſelbſt , und es wird nach dem

oben unter Siffer 1 Bemerften von dem Ermeſſen des Schwur⸗

gerichtshofes abhängen , ob er die hierauf bezügliche Frage nur

allgemein ſtellen , oder die Thatumſtände in die Frage

) Liegt die Entſchuldigung des §. 127 vor , welche als Straf milde⸗
rungsgrund wirkt , ſo iſt ſie unter die zu ſtellenden Fragen aufzu⸗
nehmen .

6

gefegbu in den §§. 53 —62 handelt , und bei einzelnen Ver⸗
brechen ( z. B . in den $ S . 231 , 242 , 374 , 480 und 582 ) wies .



aufnehmen will , welche nah dem Geſetze die , alsdann von ihm

ſelbſt zu beurtheilende , Vollendung oder den Verſuch

bedingen .
In Beziehung auf die Frageſtellung überhaupt kommt

übrigens , wie wir oben beim §. 91 geſehen haben , noch in Bez

tracht , daß keine Anſchuldigungsthatſache ) , ob fte nun

die Art des Verbrechens erhöhe , beziehungsweiſe dieſes unter

ein ſchwereres Strafgeſetz ſtelle ( oben Ziffer ) , oDer ob

ſie nur einen Erſchwerungsgrund ausmache Siffer ) ,

unter die Fragen aufgenommen werden kann , wenn ſie nicht in

dem Verweiſungs „ Erkenntniſſe ( § . 80 , Abſatz 2 ) oder

in der Anklageſchrift ( § . 85 ) dem Angeklagten ausdrücklich

zur Laſt gelegt iſt . Was die Bezeichnung des Verbrechens be —

trifft , fo fann die Anklage auch eventuell auf zweierlei Ver⸗

brechen , nämlich für den Fall , daß ein das höhere Verbrechen

begründendes Merkmal nicht erwieſen werde , auf das in Er —

manglung jenes Merkmals noch bleibende geringere Ver⸗

brechen gerichtet ſeyn . Es kann z. B . für den Fall , daß bei

einer Anklage auf Raub die Vorausſetzungen des §. 410 des

Strafgeſetzbuchs nicht als vorhanden angenommen werden , die

Anwendung des . 385 , Ziffer 14 über gewaltſamen Diebſtahl ,

— oder bei der Anklage auf einen gefährlichen Diebſtahl

für den Fall , daß die Vorausſetzung des § 38t , Ziffer 2 nicht

angenommen werde , auf Anwendung deg §. 385 , Ziffer 11 oder

auf Verurtheilung wegen gemeinen Diebſtahls (§S. 377 ) an —

getragen ſein .
In ſolchen Fällen müſſen die beiden Anklagen ebenfalls even -

tuell in die Frageſtellung aufgenommen werden . Iſt aber

die Anklage nur auf das geringere Verbrechen , und weder

im Verweiſungserkenntniß , noch in der Anklageſchrift zunächſt

auch auf das ſchwerere gerichtet , ſo kann das Letztere nicht unter

die Fragen aufgenommen werden . Iſt dagegen die Anklage zwar

nur auf das ſchwerere Verbrechen gerichtet , das geringere
aber in demſelben enthalten , ſo ſind damit immerhin die

beide Verbrechen begründenden Thatſachen behauptet und in die

Frageſtellung aufzunehmen , ſo daß alsdann , je nachdem auch

*) Vergleiche den letzten Abſatz der Anmerkungen zum §. 91.
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das unterſcheidende Merkmal bejaht oder verneint wird, auf das
größer oder kleinere Verbrechen erkannt werden kann .

Tit . IX .

Von der Berathung und dem Wahrſpruch der Geſchwornen.
Zum 5. 97 .

Nach dem Abſatz 3 werden den Geſchwornen nicht alle Akten
mitgegeben , ſondern nur Das , was in der Sitzung vorgeleſen ,
oder als Beweisſtück (z. B . die verfälſchte Urkunde , oder ein
Werkzeug der That u. dergl . ) * ) vorgezeigt wurde . Sie
dürfen nämlich nicht auf die Grundlage der Vorunterſuchung ,
ſondern nur auf jene der mündlichen Verhandlung ur⸗
theilen , weßhalb ihnen nur , was bei der letztern vorkam , zur
Erinnerung an das Angehörte oder Geſehene zugeſtellt werden kann .

Im Abſatz 5 iſt dem Präſidenten das Recht, einem Geſchwornen
das Herausgehen aus dem Berathungszimmer , oder einem Dritten
den Eintritt in daſſelbe zu erlauben , nur wegen möglicher Noth⸗
fälle eingeräumt , wenn z. B . wegen plötzlicher Erkrankung ein
Geſchworner zu Bett gebracht oder ein Arzt zu ihm in das
Berathungszimmer gerufen werden müßte u. dergl .

Zum . 98 .

Dieſer Artikel fordert auch zur Bejahung der Frage : ob der
Angeklagte zurechn ungsfähig ſei ? — zwei Drittel der
Stimmen ( alſo wenigſtens acht gegen vier ) , waͤhrend der §. 247
der Straſprozeßordnung den Mangel der die Regel bil⸗
denden Zurechnungsfähigkeit als eine Entſchuldigungs⸗
thatſache der einfachen Stimmenmehrheit anheim gab .

Der §. 247 der Strafprozeßordnung , der übrigens nicht fuͤr
Geſchworne , ſondern für die Abſtimmungsweiſe bei den

ſtändigen Gerichten gegeben wurde , unterſchied nämlich zwiſchen
den eigentlichen Anſchuldigungs thatſachen : ob die That
verübt wurde , ob ein erſchwerender Umſtand dabei
vorkomme , und ob der Angeſchuldigte als Urheber oder
Gehülfe überwieſen ſei ? einerſeits , — und den entlas

ſtenden , nämlich das Verbrechen mildernden oder völlig
entſchuldigenden , oder die Strafe aufhebenden That⸗

) Vergleiche den §. 228 , Abſatz 3 der Strafprozeßordnung .



umſtänden andererſeits . Ueber die letzteren , ſo wie über die

Rechtsfragen , nämlich über die geſetzliche Eigenſchaft
des Verbrechens , über das anzuwendende Strafgeſetz , und

über das zu erkennende Strafmaß ſollte die einfache Stim⸗

menmehrheit entſcheiden ; dagegen ſollten die erſtern , nämlich
die Anſchuldigungs thatſachen nur mit zwei Drittel der

Stimmen blejaht werden können .

Mit den erwähnten Rechtsfragen haben ſich nun die⸗

Geſchwornen nicht k ) zu befaſſen . Wohl aber haben ſie

nicht nur über die belaſtenden , ſondern auch über die ent⸗

laſtenden Thatfragen zu entſcheiden .

So , wie das Geſetz jetzt lautet , kann auch das Nicht da⸗

ſein der entlaſtenden Thatſachen nur mit zwei Dritteln der

Stimmen von den Geſchwornen ausgeſprochen werden .

Der s . 98 beſtimmt dies zwar nur hinſichtlich der die Zu⸗

rechnungsfähigkeit aufhebenden Thatſachen aus⸗

drücklich . Allein hätte das Geſetz hinſichtlich der übrigen

entlaſtenden Thatſachen etwas Anderes haben wollen , ſo hätte

es auch für dieſe eine beſondere Abſtimmungsweiſe feſt⸗

ſetzen und namentlich beſtimmen müſſen , wie es im Falle der

Stimmengleichheit zu halten ſei .

Die öſtreichiſche Strafprozeßordnung vom 17. Januar 1850

beſtimmt deßhalb, da ſie auch bei den Schwurgerichten von dem

im §. 247 unſerer Strafprozeßordnung von 1845 angenommenen

Grundſatze ausgeht , und nur für die Anſchuldigungsthat —

ſachen zwei Drittel der Stimmen fordert , in ihrem §. 335 aus⸗

drücklich : „ In Betreff der Strafmilderungs gründe unD

der die Strafbarkeit ausſchließenden Umſtände

entſcheidet die einfache Stimmenmehrheit ; bei Stimmen⸗

gleichheit gibt die dem Angeklagten günſtigere Meinung

den Ausſchlag . “ Eine gleiche Beſtimmung enthält der Artikel 192

des baieriſchen Geſetzes vom 10 . November 1848 . — Das han⸗

noverſche Geſetz vom 24 . Dezember 1849 g. 117 , und das

) Nur die Eigenſchaft des Verbrechens fann ihnen je nach der

allgemeinern oder ſpeziellern Faſſung der Hauptfrage ( vergl . die An⸗

merkungen zu §. 96 ) vorkommen , jedoch nicht zur eigenen Ermittlung ,

fondern nur zur Antwort , ob dag in der Frage genannte Ber -

brechen verübt wurde .
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heſſen⸗darmſtädtiſche Geſetz vom 28 . Oktober 1848 , Artikel 180

beſtimmen , wie der Artikel 347 des franzöſiſchen code ' instruc -

tion criminelle von 1810 , daß die Entſcheidungen ſowohl für
als gegen den Angeklagten durch einfache Stimmenmehrheit
gefaßt werden , und daß die Stimmengleichheit zu Gunſten
des Angeklagten gelte . Hier iſt alſo , wenn gleich mit anderer

Verhältnißzahl ( ſieben gegen fünf ſtatt acht gegen vier ) , das in

unſerem Geſetze liegende Prinzip angenommen , daß das Nicht⸗

daſein einer entlaſtenden Thatſache auf dieſelbe Weiſe,
wie das Daſein einer Anſchuldigungsthatſache feſtge⸗
ſtellt werden muß . Es iſt nicht nur , wie in Baiern und

Oeſtreich , zwiſchen den die Strafbarkeit aufhebenden und

den ſie nur mildernden Thatumſtänden kein Unterſchied
gemacht , ſondern auch zwiſchen den Anſchuldigungs - und

den entlaſtenden Umſtänden nicht unterſchieden . Wie für
die Anſchuldigungsthatſachen wenigſtens ſieben gegen fünf
Stimmen vorhanden ſein müſſen , ſo müſſen ſie auch für das

Nichtdaſein von entlaſtenden Unmſtänden vorhanden

ſein ; denn wenn für die entlaſtenden Umſtände mehr als fünf
Stimmen , für das Nichtdaſein derſelben alſo nicht wenig —
ſtens ſieben Stimmen vorliegen , ſo gelten dieſelben zu Gunſten
des Angeklagten als bejaht , ſo wie bei Ermanglung von

ſieben Stimmen für die Anſchuldigungsthatſachen dieſe
als verneint gelten . — Eben dieſe Gleichſtellung des Be —

jahens von Anſchuldigungsthatſachen mit dem Ver —⸗

neinen von entlaſtenden Umſtänden oder mit dem Be⸗

jahen des Nichtdaſeins der Letzteren liegt auch im Artikel 166

des württembergiſchen Geſetzes vom 17 . Auguſt 1849 , und zwar

wie nach dem §. 98 unſeres Geſetzes in der Art , daß für die

Nichtannahme einer zur Entſcheidung kommenden entla —

ſtenden Thatſache eben ſo , wie zur Annahme einer An⸗

ſchuldigungsthatſache zwei Drittel der Stimmen erforderlich
ſind . Jener Artikel 166 ſagt nämlich : „ Die Entſcheidung gegen

den Angeſchuldigten iſt nur alsdann bejaht anzuſehen , wenn

ſich wenigſtens zwei Drittel der Geſchwornen dafür ausgeſprochen
haben . “ Die entlaſtenden Thatſachen ſind nicht beſonders er —

wähnt und bei der Allgemeinheit der Forderung von zwei
Drittel der Stimmen iſt auch über den Fall der Stimmen⸗
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gleichheit nichts Beſonderes geſagt . Ohne Unterſcheidung
zwiſchen Anſchuldigungs - und entlaſtenden Thatſachen kann die

Frage über die eine , wie über die andere , nur mit zwei
Drittelgegen den Angeklagten ( d. h. zu ſeinem Nachtheil )
entſchieden werden . Wenn alſo für das Nichtdaſein einer

entlaſtenden Thatſache nicht wenigſtens zwei Drittel der Stimmen

ſich erklären , ſo wird die Entlaſtung als zu Gunſten des

Angeklagten entſchieden angenommen .

Unſer S. 98 drückt ſich nun zwar nicht in ähnlicher Weiſe ,
wie der Artikel 166 des württembergiſchen Geſetzes aus . Daß er

aber dennoch auf dem gleichen Grundſatze beruhe , ergibt ſich
außer dem Umſtande , daß das Geſetz von verſchiedenen
Mehrheiten nichts erwähnt , und daß es eine ( ſonſt unerläßliche )
Beſtimmung für den Fall der Stimmengleichheit nicht enthält,

insbeſondere daraus , daß auch für vie Annahme der Zurech⸗
nungsfähigkeit , alſo für das Nichdaſein von die Zu⸗
rechnung aufhebenden Thatſachen , die Mehrheit von zwei
Drittel ausdrücklich gefordert wird , in Verbindung mit der Art

und Weiſe , wie unſer Strafgeſetzbuch die Gründe der Zurech —
nungsunfähigkeit und die Milderungs gründe auf⸗
gefaßt und feſtgeſtellt hat .

Der von dem Mangel der Zurechnungsfahigkeit handelnde
§. 71 des Strafgeſetzbuchs findet dieſen Mangel in jedem
„Zuſtande , in welchem das Bewußtſein der Strafbarkeit
der Handlung oder die Willkühr des Handelnden fehlt . “

Dienachfolgenden Artikel behandeln nun die einzelnen Fälle
dieſer Art . Der §. 72 findet den Mangel der Zurechnungs⸗
fähigkeit in demunverſchuldeten Irrthume über That —
ſachen , — der §. 75 in Raſerei , Wahnſinn , Verrückt⸗

heit , völligem Blödſinne oder in vorübergehender
gänzlicher Verwirrung der Sinne oder des Verſtandes ,
—der 8. 77 in der Geiſtesſchwäche der Taubſt ummen ,
wenn fie die Folgen und die Strafbarkeit einer Uebertretung
nicht einſehen , — der §. 78 in dem ju gendlichen Alter

( unter zwölf Jahren ) , — der §. 81 im Nothſtande , —der

§. 82 im Zwange , —der §. 84 in der rechtmäßigen Noth —
wehr , —und der . 93 ff. in der erlaubten Selbſthülfe .
Wenn nun nach dem $- 98 deg vorliegenden Geſetzes die
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Zurechnungsfähigkeit nur mit zwei Drittheilen der
Stimmen angenommen werden kann ,ſo iſt dies daſſelbe , wie

wenn geſagt wäre , daß das Daſein eines der angeführten , die —

ſelbe aufhebenden , Thatumſtände nur mit zwei Drittheilen der

Stimmen verneint werden könne .

Vergleicht man damit die andern im Strafgeſetzbuch erz

wähnten Entſchuldigungsthatſachen , nämlich die Milderungs⸗
gründe , ſo liegt ein ſolcher nach §. 153 Ziffer 2 des Strafe
geſetzbuchs in dem theilweiſen Vorhandenſein ſolcher
Zuſtände , welche , wenn ſie im vollen Maaße vorhanden
ſind , die Zurechnung ganz ausſchließen . Da nun eine Stimme

über ein Drittel , alfo fünf Stimmen gegen fteben genügen ,
um den vollkommenen Grad dieſer Zuſtände anzunehmen
und den Angeklagten dadurch wegen mangelnder Zurechnungs⸗
fähigkeit als völlig ſtraflios zu erklären , ſo muͤſſen Dow diefe
fünf Stimmen gegen ſieben auch genügen , um das theilweiſe
Vorhandenſein jener Zuſtände feſtzuſtellen , und damit die volle

Anwendung der geſetzlichen Strafe auszuſchließen . Eben fo verz

hält es ſich mit dem im §. 92 des Strafgeſetzbuchs erwähnten
Milderungsgrunde , und in ähnlicher Weiſe mit jenen , welche
die § § . 210 , 214 , 233 bei der Tödtung oder Körperverletzung
in Der durch eigenes Unrecht des Verletzten veranlaßten An⸗

reizung finden . War dieſes Unrecht von der Art , daß es den

Angeklagten zur Nothwehr berechtigte , ſo wird er , wenn

fünf Stimmen gegen ſieben dieſe Natur des Unrechts anerkennen

und damit die Zurechnung ausgeſchloſſen erachten , ganz
frei , es muß alſo zu ſeinen Gunſten auch das nur die Straf —⸗
barkeit mildernde geringere Unrecht , wovon die § § . 210 ,
214 und 233 handeln , durch fünf Stimmen gegen ſieben aner —

kannt werden können . Unter dieſen Umſtänden , und da das

Geſetz zwiſchen den verſchiedenen Milderungsgründen dies⸗

falls keine Unterſcheidung macht , wird das Geſagte auch von

jenen Milderungsgründen gelten muſſen , welche die § § 258 ,
395 , 445 , 470 , 495 , 496 , 561 , 576 Ziffer 2 und 692 in
dem Beſtreben finden , den Schaden wieder gut zu machen , oder

nah § 649 durch ſofortige Ergebung die weitere Gefahr abzu⸗
wenden . In den Fällen der § . 234 , 426 , 431 , 490, 521
und 550 , wo der Grund der Milderung in ber geringeren Mrt
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des Vergehens ſelbſt liegt , kann ohnehin eben ſo wenig ,
als da , wo die That wegen ihrer geringeren Beſchaffenheit
unter ein geringeres Strafgeſetz fällt (vergleiche Ziffer 1

der Anmerkung zum §. 96 ) , zur Annahme des geringeren
Vergehens gegenüber dem regelmäßigen oder größeren
eine beſondere Stimmenzahl gefordert werden . Es iſt viel —

mehr über jede der beiden Beſchuldigungen , über die des

größeren und über die des kleineren Vergehens für ſich
abzuſtimmen , und zur Annahme des geringeren ſind eben

ſo , wie zu jener des größeren , zwei Drittheile der Stimmen

erforderlich , indem , wenn es an dieſer Zahl fehlt , nicht einmal
das geringere , viel weniger das größere Vergehen als

bejaht gelten kann .

Aus allem dieſem ergibt ſich , daß das Geſetz , ſo wie für die

Annahme einer Anſchuldigungsthatſache , eben ſo auch
für die Annahme des Nichtdaſeins einer behaupteten Ent⸗

ſchuldigungsthatſache eine Mehrheit von zwei Drittheilen
fordert , — und nur daraus erklärt es ſich , warum es für die

Stimmenzählung hinſichtlich der letzteren keine beſondere Be⸗

ſtimmung gab .
In dem Umſtande , daß der §. 98 des vorliegenden Geſetzes

fuͤr eine Thatſache , „die als ein erſchwerender Umſtand
gilt, “ ausdrücklich eine Mehrheit von zwei Drittheilen fordert ,
ohne dabei auch der mildernden Verhältniſſe zu erwähnen,
liegt fein Gegengrund gegen diefe Anſicht ; denn dieſe letztern
bedürfen allerdings zur Bejahung nicht zwei Drittheile der
Stimmen , wie die erſtern , ſie konnten alſo nicht neben
dieſe geſetzt werden . Da aber , wie aus der Forderung von
zwei Drittheilen für das Nichtdaſein eines die Zurechnung
aufhebenden Grundes hervorgeht , Alles , was der behaupteten
Milderung entgegen ſteht , hier einer Erſchwerung
gleich zu nehmen iſt , ſo kann auch ein Milderungsgrund
nicht als beſeitigt gelten , wenn er nicht von zwei Drittheilen
verneint , und damit die ſchwerere Lage der Sache durch
zwei Drittheile bejaht iſt . Mit andern Worten : es handelt
ſich hiebei eigentlich darum , ob der Angeklagte der That oh ne
den Milderungs umſtand ſchuldig ſei , oder ob er derſelben mit
der Milderung ſchuldig ſei ?

Wenn nicht zwei Drittheile der Stimmen den Angeklagten der
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That ohne die Milderung ſchuldig halten , ſo kann er wegen
der ungemilderten That auch nicht verurtheilt werden .

Geht man in ſolchem Falle zur weiteren Frage über : ob der
Angeklagte der That mit der Milderung , d. h. des gemilderten
Verbrechens ſchuldig ſei ? — ſo ſind hier wieder zwei Drit⸗

theile der Stimmen zur Bejahung erforderlich . Fehlte es

aber auh Hier an dieſer Stimmenzahls ) , ſo würde daraus nicht

folgen , daß nun der Angeklagte des Schwereren , nämlich
der ungemilderten That , ſchuldig , ſondern daß er weder

des Einen , noch des Andern ſchuldig , alſo frei zu ſprechen ſei .
Werden nun , ſtatt auf ſolche Weiſe das Ganze in eine

Frage aufzunehmen , zur Erreichung größerer Klarheit die ver —

ſchiedenen Punkte in der Frageſtellung getrennt , ſo darf dies

doch nicht in der Art geſchehen , daß dadurch je nach der Stim⸗
menzählung das Ergebniß in der Sache ſelbſt geändert wird .

Die Frage , die ſich auf einen Milderungsgrund bezieht, ſoll
ſo lauten , daß durch Bejahung der Frage der Milderungs⸗
grund verneint wird , z. . : ob der Angeklagte ſchuldig ſei ,
in Fällen des §. 92 des Strafgeſetzbuchs ſich gar nicht im

Zuſtande erlaubter Nothwehr befunden zu haben , —ferner , ob

er in Fällen des §. 153 ſchuldig ſei , ohne einen Zuſtand , der

Dem der Unzurechnungsfähigkeit nahe komme , gehandelt zu

haben , — ob er der That in Fällen der § § . 210 , 214 , 233

ohne die dort erwähnten Anreizungen , — in Fällen der § 8 . 258,
395 ꝛc. ohne den Schaden wieder gut zu machen , ſchuldig
fei ꝛc. ? — Würde eine ſolche Frage ohne Verbindung mit der

That ſelbſt allein auf das Daſein des Milderungsgrundes
poſitiv gerichtet , ſo wären die Geſchworenen aufmerkſam zu

machen , daß ſie dieſelbe als bejaht zu notiren haben , wenn

ſich nicht wenigſtens zwei Drittheile für die Verneinung
ausſprechen . a

Zum ş . 99 .

Die ſchriftliche Abſtimmung wurde vorgezogen , Damit jeder

) Hier ſind , wie ſich von ſelbſt verſteht , die Stimmen Derjenigen , welche
die erſte Frage bejahten , wieder als bejahend zu rechnen , da das Kleinere
in dem Größeren begriffen iſt , und Derjenige , welcher den Angeſchuldigten
der ungemilderten That ſchuldig hält , ihn jedenfalls der That überhaupt ,
alſo auch dann noch für ſchuldig hält , wenn die ungemilderte Eigen⸗
ſchaft nicht die erforderlichen zwei Drittel der Stimmen für ſich hat .
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Geſchworene dabei freier ſtimmen könne , und weder durch das

Anſehen , noch durch die etwaige Zudringlichkeit eines anders

Stimmenden geleitet werde . Die Abſtimmung wird aber als —

dann , wenn ſie geſchehen iſt , durch die Vorlage und Controle

der Stimmzettel und Abzählung der Stimmen unter den Ge —

ſchworenen dennoch öffentlich .
Im Abſatz 2 enthielt das frühere Geſetz hinter dem Wort :

„beigefügt “ — die Einſchaltung : „ ( z . B . ja , aber ohne Borz

bedacht ) . “ Bei den Freiburger Geſchworenen ergab ſich nun das

Mißverſtändniß , daß dieſelben bei einer Frage , in welcher von

Vorbedacht gar nicht die Rede war und auf deren Inhalt ein

ſolcher gar nicht paßte , gleichwohl antworteten : „ ja , aber ohne
Vorbedacht . “

Um ſolche Mißverſtändniſſe eher zu vermeiden , wurde das

erwähnte Beiſpiel aus dem neuen Geſetze weggelaſſen .
Es muß Anſtalt getroffen werden , daß die Stimmzettel leicht

verbrannt werden können . Eine andere Vernichtungsart iſt

gewöhnlich nicht ſicher .

Zum F. 100 .

Nach dem Schlußſatze muß auch die verbeſſerte Antwort wieder

durch den Obmann und zwei andere Geſchworene unterſchrieben
werden . Wäre dieſe Beurkundung bei der erſten oder bei der

zweiten Antwort unterblieben , ſo wäre die Nachholung derſelben
vom Präſidenten , dem der Fragebogen mit den darauf geſetzten
Antworten vom Obmann der Geſchworenen eingehändigt wird ,

ſofort zu veranlaſſen .

Zum §. 101 ,

Aus dem Eingange dieſes Artikels , ſo wie aus dem Abſatz 4

des §. 100 , iſt erſichtlich , daß der Angeklagte am Schluſſe der

Verhandlung , wenn ſich die Geſchworenen in das Berathungs —
zimmer begeben , abgeführt wird * ) . Bei dem im F. 96

vorgeſchriebenen Vortrage des Präſidenten muß er , wie aus

dem Schlußſatze des nämlichen §. 96 hervorgeht , vorbehaltlich
der im §. 238 der Strafprozeßordnung erwähnten Ausnahms —
fälle , noch anweſend ſein . Bei der Vorleſung des Wahr —

*) Er wird bis zur Wiedereinführung in Verwahrung genommen , ſelbſt
wenn er niht bis zur Verhandlung verhaftet war . Dieſe einſtweilige Ver —

wahrung erfolgt im letzteren Jalle nicht aus ſonſtigen Verhaftsgründen ,
ſondern um die geſetzliche Ordnung in der Verhandlung zu handhaben .
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ſpruchs durch den Obmann der Geſchworenen , bei der etwaigen
Zurückweiſung und dem Wiedervorleſen der verbeſſerten Antwort

CS. 100 ) ift er niht zugegen , und er wird nach §. 101 erft ,
nachdem alles dieſes geſchehen und der Wahrſpruch feſtge⸗
ſtellt iſt , wieder eingeführt , und ihm ſelbſt nun der letztere
durch den Gerichtsſchreiber vorgeleſen . f

Nach dieſer Vorleſung verkündet der Präſident , wenn der

Wahrſpruch auf „Nichtſchuldig “ lautet , ſofort die Freiſprechung
des Angeklagten ( 8. 105 ) . Andernfalls , der Angeklagte mag
nun in Allem , oder nur in einzelnen Anſchuldigungspunkten
von den Geſchworenen ſchuldig befunden worden ſein , folgt jetzt
der Strafantrag des Staatsanwalts , worüber der Angeklagte |

oder ſein Vertheidiger etwa noch Bemerkungen machen kann .

Der Staatsanwalt hat hiebei jedenfalls das Geſetz zu be —

zeichnen , deſſen Strafandrohung in Anwendung kommen ſoll .
Nebſtdem kann er , wenn er will , entweder nur allgemein
einen Antrag dahin ſtellen , daß und wie in der Ausmeſſung
der Strafe innerhalb des geſetzlichen Rahmens weit hinauf
oder weit herab gegangen werde , oder er kann ein beſtimmtes
Strafmaaß vorſchlagen .

Er iſt hiebei durch den etwa in der Anklageſchrift ſchon
geſtellten dießfallſigen Antrag nicht beſchränkt . Er fann ihn
erhöhen oder herabſetzen . Aber auch der Schwurgerichts —
hof wird , ſo weit es ſich nicht um die der Anklage zu Grund

gelegten Thatſachen ( §. 91 Ziffer 3, verglichen mit §. 246
der Straſprozeßordnung ) , ſondern um die Strafausmeſ⸗
ſung handelt , durch die Anträge des Staatsanwalts in ſeinem
Ermeſſen nicht beſchränkt . Er kann , wie eine geringere ,
ſo auch eine höhere , als die beantragte Strafe erkennen . Nur

für Preßſachen macht das Preßgeſetz in den § § . 41 Ziffer 4
und 54 hievon eine Ausnahme *) .

Zum . 102 .

Der Regierungsentwurf hatte den Eingang : „ wenn das Ge — |
richt einſtimmig der Anſicht iſt , daß die Geſchworenen den

Angeklagten mit Unrecht des Verbrechens für

) Hinſichtlich der Urtheilsfällung des Schwurgerichtshofs , wie der
Hofgerichte überhaupt vergleiche die Anmerkungen zum §. 107 .
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ſchuldig erkannt haben ꝛc. Man fonnte dieg fo deuten ,
daß der Schwurgerichtshof auch dann den Nichtvollzug eintreten

laſſen könne , wenn er ein von den Geſchworenen bejahtes
Merkmal des Verbrechens , welches dieſes unter ein höheres Straf —
geſetz ſtellt , als nicht erwieſen ' betrachte . So weit wollte man

aber nicht gehen , daher änderte die Commiſſion der zweiten
Kammer den Ausdruck dahin : „ daß die Geſchworenen durch die

Schuldigerklärung * ) ſich in der Hauptſache geirtt baben . ”

Wenn alſo der Schwurgerichtshof auch dafür hält , daß vie Ge -

ſchworenen mit Unrecht ein Merkmal , welches das Verbrechen
zu einem höheren macht , bejaht haben , ſo kann er gleichwohl
nur dann den Nichtvollzug mit Verweiſung vor ein neues

Schwurgericht beſchließen , wenn das Verbrechen bei Verneinung
jenes Merkmals ſeinen Hauptcharakter verlöre , wenn z. B .

aus dem Verbrechen des Raubs oder der Erpreſſung eine

bloſe Selbſthilfe ( § . 279 des Strafgeſetzbuchs ) , oder aug

dem Verbrechen der Nothzucht eine etwa nur nach $. 359 ſtraf⸗
bare unſittliche Handlung würde ꝛc.

Da nach Abſatz 3 des §. 102 die bei der erſten Verhandlung
zu Gunſten des Angeklagten beantworteten Fragen als rechts —

kräftig entſchieden gelten , ſo dürfen ſie bei der zweiten

Verhandlung in die Frageſtellung nicht mehr aufgenommen
werden * * ) , ,

DUON .

Bom Beweiſe und von der Urtheilsfällung bei den Straf —

gerichten und von der Vollſtreckung .

Zum ş . 10i .

Der Artikel 22 der peinlichen Halsgerichtsordnung wollte

eine Ueberführung nur durch direkten Beweis zulaſſen .

) Mit dem Worte „ Schuldigerklärung “ iſt ausgedrückt , daß
im Falle der Freiſprechung der §. 102 keine Anwendung findet , und
eben ſo wenig , in ſo weit der Irrthum nur in einzelnen zu Gunſten
des Angeklagten beantworteten Fragen liegen ſollte .

* ) Hinſichtlich der Beſtimmung , daß kein Geſchworener , der an der
erſten Entſcheidung Theil nahm , bei der zweiten Verhandlung wieder mit⸗
wirken dürfe , vergleiche man die Note ( 8) zum F. 60 .
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Nach Abſchaffung der Tortur ergaben ſich hiedurch große Schwie⸗
rigkeiten . Seit einigen Jahrzehnten hat ſich daher die Praris
auf den Grund einiger Beſtimmungen des achten Organiſations⸗
ediktes dahin ausgebildet , daß die Ueberweiſung auch auf alleinige
Inzichten , hinſichtlich deren man aus der Geſetzgebung einige
Regeln entwickelte , gegründet wurde .

Der Tit . XIX . der Strafprozeßordnung regelte die Sache
näher in der Art , daß gewiſſe Erforderniſſe aufgeſtellt wurden ,
ohne deren Vorhandenſein eine Anſchuldigun gsthatſache
nicht als erwieſen angenommen werden durfte , wogegen es
ſelbſt bei dem Daſein dieſer Erforderniſſe nach 8 270 erſt
darauf ankomme , ob der Richter „ nach der Glaubwürdigkeit,
welche den unmittelbaren ( direkten ) Beweiſen nach deu
Umftänden deg einzelnen Falles zukomme , und nach
der Stärke der in einandergreifenden , ſich gegenſeitig
unterſtützenden , auf keine nur irgend wahrſcheinliche Weiſe
anders erklärbaren Anzeigungen die vollkom —
mene Ueberzeugung von der Wahrheit der Thatſache er⸗
langt habe . “

Ehe nun dieſes Geſetz in Wirkſamkeit trat , kam es zur Ein⸗
führung von Schwurgerichten , für welche ſchlechthin keine
Beweisregeln taugen . Aus dieſem Anlaſſe kam man bei dem
ſchon 1848 berathenen Geſetze zur Anſicht , daß auch bei den
andern Strafgerichten die Beweisregeln aufzugeben , und die
Thatfragen lediglich der aus den Beweiſen ſich ergebenden
feſten inneren Ueberzeugung der Richter anheim zu
geben ſeien .

Dies iſt in unſerem S. 104 ausgedrückt , und damit iſt der

ganze Titel XIX . der Strafprozeßordnung beſeitigt . Doch liegt
das , was der §. 270 derſelben vorſchreibt , wenn man von den,
die Zulaſſung jener freien Ueberzeugung bedingenden , beſtimmten
Erforderniſſen abſieht , jedenfalls in der Natur der Sache . Mit
Weglaſſung dieſer Erforderniſſe ( Beweisminima ) drückt der §. 270
der Strafprozeßordnung im Uebrigen eine Wahrheit , einen
in der Natur der Beweisführung liegenden rechtlichen Grund —⸗
ſatz aus , nach dem ſich der Richter bei Feſtſtellung ſeiner innern
Ueberzeugung jeweils prüfen ſollte .

Es iſt ein Redaktionsverſehen , Dafi der S. 104 , ſo wie der

n
rer

nE
ee

E

E

AE



9⁴

§ . 76 , einen andern Ausdruck braucht , als der §. 96 . Dort

it „ innere Ueberzeugung, “ und hier „feſtee Ueberzeugung “
geſagt . Praktiſch iſt dies jedoch ohne Unterſchied , denn eine

feſte Ueberzeugung iſt ſtets auch eine innere , und eine wirk⸗

liche innere Ueberzeugung kann nur eine feſte ſein.
Zu den § § . 105 und 106 .

Hier iſt Das zu vergleichen , was oben zum §. 35 und zum

§. 79 über die Freiſprechungsformen geſagt iſt .

Der g. 106 gibt übrigens für die Amtsgerichte wieder

eine abweichende Vorſchrift . Dieſelben ſollen den Ausſpruch , es

ſei kein Grund zur weiteren gerichtlichen Verfolgung vorhanden ,

außer dem Falle , wo es an einem Strafgeſetze fehlt , auch wegen

Mangels der Beweiſe jedesmal thun , wenn die Beweiſe

zur Ueberführung nicht hinreichen .
Eine Freiſprechung in den Formen des ş . 4105 fann - alfo

bei den Amtsgerichten nur vorkommen , wo der Angeſchuldigte
gegen die Anſchuldigung ( gegen den Thatbeſtand oder gegen
die Betheiligung des Angeſchuldigten ) den Gegenbeweis

geführt , oder wo er Entſchuldigungs thatſachen ( Noth⸗

wehr 10 ) nahgewiefen hat .

Im Uebrigen kann der Amtsrichter als Unterſuchungs⸗
richter in den zu ſeiner Gerichtsbarkeit gehörigen Strafſachen

( § . 16 ) unbedingt , wie in höheren Strafſachen mit Zuz

ſtimmung des Staatsanwalts ( § . 28 ) , noch ehe die Un⸗

terſuchung in der gewöhnlichen Weiſe ( § . 202 der Strafprozeß —⸗
ordnung ) zu Ende geführt iſt , ſobald er ſieht , daß dabei nichts
weiteres Erhebliches herauskommen werde , auch das Verfahren

einſtellen , ohne weder in der Form deg § . 35, Abſatz 1

noch in jener des §. 105 ein förmliches Erkenntniß zu geben .
Der Beſchluß , wodurch das Verfahren eingeſtellt wird ,
iſt indeſſen dem Angeſchuldigten in allen Fällen zu eröffnen , und

der letztere kann eines ſolchen Beſchluſſes ungeachtet immerhin
noch die Erhebung von ihm angezeigter Entſchuldigungs —
beweiſe nach §. 63 der Strafprozeßordnung verlangen .

Was die Wiederaufnahme des Verfahrens betrifft , ſo iſt im

S. 118 des vorliegenden Geſetzes der Fall der Einſtellung
des Verfahrens jenem , wo der im §. 35 , Abſatz 1 erwähnte

Ausſpruch erfolgte , gleichgeſtellt ; eine ſolche Wiederaufnahme
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zum Nachtheil des Angeſchuldigten ( § § . 118 und 122 )
iſt aber nach dem durch §. 124 in das Leben geführten §. 309
der Strafprozeßordnung in den zur amtsrichterlichen Ge —
richtsbarkeit gehörigen Strafſachen ( §. 16 ) weder in dem einen ,
noh in dem andern Fale zuläßig . s

Zum F. 107 .

Die Sö . 241 —247 der Strafprozeßordnung geben Beſtim⸗
mungen über die Berathung und Fällung des Urtheils .

Die § § . 241 und 243 —246 . find für Preßſachen durch das
neue Preßgeſetz für maßgebend erklärt ) . Das vorliegende Ge⸗
ſetz enthält aber eine ſolche Beſtimmung im Allgemeinen nicht .
Doh ift der S 244 durch die §8. 35 , 79 , 105 und 106 unſeres
Geſetzes und der §. 245 der Strafprozeßordnung durch den §.
107 erſetzt , und was der §. 241 der Strafprozeßordnung über
die Ununterbrochenheit der Verhandlung ſagt , liegt
ſchon in dem zur Einführung ( § § . 37 und 91 ) beſtimmten
Titel XVII . der Strafprozeßordnung . Daß , wie der Abſatz 2 des
§. 241 vorſchreibt , nur das in der Schluß verhandlung
Vorgekommene bei der Urtheilsfällung berückſichtigt werden darf ,
ift im $. 97 , Abſatz 3 für die Sh w urgerichte damit aus⸗
gedrückt , daß den Geſchworenen außer den vorgeleſenen
Aktenſtücken keine andern zur Berathung ausgefolgt werden ,
und hinſichtlich der hofgerichtlichen Strafſachen verweist
der §. 37 nicht nur auf den Titel XVII . der Strafprozeßord⸗
nung , fonden überhaupt auf die Vorſchriften der letztern
über die mündliche Schlußverhandlung , wozu der
§. 241 als damit im Zuſammenhange ſtehend und ergänzend
ohne Anſtand ebenfalls gerechnet werden fann . Letzteres gilt

*) Der §. 242 mwar im Regierungsentwurfe ebenfalls zur Aufnahme
vorgeſchlagen , wurde aber von der zweiten Kammer als ungeeignet be⸗
ſeitigt . Er war in die Strafprozeßordnung nur darum aufgenommen ,weil der §. 247 , Abſatz 1 zur Bejahung von Anſchuldigungsthatſachenüberall zwei Drittel der Stimmen forderte , was jetzt mit Ausnahme des
Wahrſpruchs der Geſchworenen nicht eingeführt iſt , weshalb auch die An⸗
gabe der Stimmenzahl , womit ein Urtheil gefaßt wird , entbehrlich und
wegen der darin liegenden Schwächung des Vertrauens auf dag ( nur .
durch geringe Mehrheit ) gefaßte Urtheil zu vermeiden iſt .
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auh von §. 243 über die Mri der Verkündung der Entſchei⸗

dungsgründe *) .

Der . 246 , Abſatz 1 iſt im §. 91 für die Schwurgerichte
maßgebend erklärt . Auf die hofgerichtlichen Strafſachen
konnte er darum nicht ausgedehnt werden , weil zur Zeit nicht
in allen Fällen eine mündliche Verhandlung angeordnet wird ,

und weil , ſelbſt wo eine ſolche ſtatt hat , wegen mangelnder

Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft bei der Vorunterſuchung
doch nicht ganz das Ankla geverfahren , wie es in der Straf⸗

prozeßordnung liegt , zur Anwendung kommt . Indeſſen bedarf
es keiner beſondern Beſtimmung , um anzunehmen , daß im

Falle einer Schlußverhandlung dem Urtheile keine Thatſache zu

Grund gelegt werden kann , die nicht bei der Verhandlung vor⸗

gekommen iſt ( § . 241 , Abſatz ) , wie ja auch da , wo das

Urtheil ohne Verhandlung nach §. 35 , Abſatz 2 auf den

Grund der Akten gefällt wird , keine Anſchuldigungsthatſachen
berückſichtigt werden können , die in den Akten nicht vorkommen .

Wird das Hofgericht im Uebrigen weder durch einen An -

trag des Staatsanwalts , noch durch einen Verweiſungsbeſchluß
beſchränkt , ſo iſt ihm auch der Abſatz 2 des 8. 246 nicht an⸗

wendbar . Für die Schwurgerichte aber iſt dieſer Abſatz 2

darum nicht eingeführt , weil das Verbrechen nach ſeinem
Karakter in allen Fällen nur unter Beachtung von Abſatz 1

durch die Fragen an die Geſchworenen und durch deren Ant —

wort feſtgeſtellt wird , und weil man , wenn der Wahrſpruch
nur über die der Anklage zu Grund gelegten Thatſachen

erginge , den Schwurgerichtshof in der Bezeichnung des darin

liegenden Verbrechens nicht beſchränken wollte .

Was den 6. 247 der Strafprozeßordnung betrifft , ſo gilt , da

der Abſatz 1 für die Hofgerichte nicht eingeführt , und für die

Geſchworenen eine beſondere Beſtimmung gegeben iſt , der Abſatz
2 wegen einfacher Stimmenmehrheit bei dem Hofgerichte ,
wie auch beim Schwurgerichtshofe , hinſichtlich aller

Fragen , und dag , was in dem Abſatz 3 vorgeſchrieben iſt , er —

gibt ſich dabei als in der Natur der Sache liegend von ſelbſt .

Der Abſatz 4 kann keine Anwendung mehr finden. Er war

» Vergleiche auch die Anmerkung zum §. 35 , S . 28 .



wegen des §. 6 der Gerichtsverfaſſung von 1845 , wornach die
Hofgerichte in Verſammlungen von ſechs Mitgliedern urtheilen
ſollten , nöthig . Nach dem neuen Geſetze ſind nun aber die
Richterkollegien ſtets mit einer ungeraden Zahl von Richtern
beſetzt , daher kann der Fall der Stimmengleichheit , wovon
im Abſatz 4 des §. 247 die Rede iſt , nicht vorkommen .

Zum F. 108 .

Das wichtigſte Neue , das im Titel XXIV . der Strafprozeß⸗
ordnung über die Strafprozeßkoſten beſtimmt iſt , beſteht darin ,
daf nah $. 356 fogleih durch das über die Strafſache ergehende
Erkenntniß Derjenige , der das Verfahren durch eine wiſſentlich
falſche Anzeige veranlaßt hat , nicht blos zum Erſatze , ſondern
zur unmittelbaren Bezahlung der Strafprozeßkoſten
verurtheilt werden kann , ſo wie er , wenn der Angeſchuldigte
ihn wegen ſolcher Beſchuldigung belangt hat , nach §. 341 der

Strafprozeßordnung imnämlichen Erkenntniß , das über den

Angeſchuldigten ergeht , auch zur Strafe wegen falſcher
Beſchuldigung und zu diesfallſiger Entſchädigung verurtheilt
werden kann .

Ferner gehören nach S. 352 auch die Koſten der Verthei⸗
digung unter die Straſprozeßkoſten , welche nach §. 355 auf
die Staatskaſſe fallen , wenn der Angeſchuldigte in was immer

für einer Formefreigeſprochen , oder das Verfahren gegen
ihn eingeſtellt wird .

Zum S . 109 .

Man vergleiche das zu den § § . 19 und 20 Bemerkte .

Tit . XI .

Von den Rechtsmitteln .

Zu den 88 . 110 —113 .

Aus den gleichen Gründen , aus welchen das in der Straf —
prozeßordnung vorgeſchriebene Verfahren bei den Hofgerichten in

erſter Inſtanz nicht allgemein eingeführt wurde ) , geſchah
dies auch hinſichtlich des Rekurs verfahrens nicht . Nur fuͤr

) Vergleiche die Anmerkung zum 8. 35.

1
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die Nichtigkeitsbeſchwerden gegen die ſchwurgerichtlichen
Erkenntniſſe find beſondere Vorſchriften gegeben, wogegen

es hinſichtlich der eigentlichen Rekurſe gegen die amtlichen
und gegen die hofgerichtlichen Erkenntniſſe vorerſt im

Allgemeinen noch bei den bisherigen geſetzlichen Dehin-
mungen verbleiben ſoll *) .

Doch iſt
1 ) das Anſchließungsrecht nach §. 110 auch dem Staats⸗

anwalt gegeben , während es nach dem F. 8 des Geſetzes
vom 3. Auguſt 1837 nur dem Angeſchuldigten bei einem

Rekurſe des Staatsanwalts zuſtand .

Sodann ſoll

2 ) bei einem Rekurſe gegen ein hofgerichtliches Er —

kenntniß das Oberhofgericht ( § . 111 ) oder bei einem

Rekurs gegen ein amtsrichterliches Erkenntniß ( 8 . 113 )

das Hofgericht befugt ſein , eine mündliche Verhandlung
anzuordnen , wo ihm dies „ zur gehörigen Aufklärung wichtiger
Anſchuldigungs⸗ oder Entſchuldigungsthatſachen noͤthig erſcheint . “

Dieſe Verhandlung iſt nicht nur , wie jene , welche nach §.
284 ff. der Strafprozeßordnung zwiſchen Dem Angeſchuldigten
und dem Staatsanwalt ſtatt haben ſollte , ſondern wie die im

§ . 288 beſtimmte zweite Tagfahrt abzuhalten , da Zeugen und
Sachverſtändige dazu vorgeladen werden * * ) .

3 ) Das Oberhofgericht ſoll nach §. 112 die Rekurſe , ohne
Unterſchied , ob eine mündliche Verhandlung ſtatt hat , oder

nicht , in Senaten von fünf , ſtatt bisher in ſolchen von ſieben

* ) Auch die Strafprozeßordnung enthält übrigens in dem Titel von
den Rechtsmitteln Beſtimmungen , die dem bisherigen Rechte ent⸗
ſprechen , oder bisherige wiſſenſchaftliche Sätze feſtſtellen , und daher als
Leitpunkte dienen können . Andere hängen mit der etwa eintretenden münd⸗
lichen Verhandlung zuſammen und find theilweiſe anzuwenden . M. ſ.
die §§. 277 , 279 , 280 , 283 , 284 , 290 .

+x ) Darum iſt auch der §. 287 nicht zur Einführung beſtimmt . Die
Ziffer 3 wäre wegen Aufhebung der Beweisregeln (ſ . oben §. 104 ) ohne⸗
hin nicht anwendbar . Was die Vorladung des Angeſchuldigten
betrifft ,ſo iſt ſie im §. 111 ohne Vorbehalt vorgeſchrieben , ſie hat daher
wie in erſter Inſtanz oder wie im Falle des §. 288 , nicht aber blos in
der Form des §. 285 zu geſchehen .
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Mitgliedern erledigen , da auch die Hofgerichte nach §. 34 künftig
nur in kleine ren Verſammlungen von drei Mitgliedern in
erſter wie in zweiter Inſtanz zu Gericht ſitzen.

Zum . 114 .

Die nach §. 16 zur Gerichtsbarkeit der Bezirksämter gehöri⸗
gen Vergehen ſind zum Theile mit Gefängniß bis zu 1 Jahr
und ſelbſt noch mit Arbeitshaus ſtrafe bedroht . Wenn nun
gleich das Amt nach §. 17 teine höhere als achtwöchentliche
Gefängnißſtrafe erkennen kann , und ſofern es im einzelnen
Fale eine höhere Strafe begründet hält , nah §. 18 dem Hof -
gerichte Vorlage zu machen hat , ſo kann es doch , mag der
einzelne Fall noch ſo ſchwer ſein , für ſich rechtsgiltig frei⸗
ſprechen oder auch eine die achtwöchentliche Gefängnißſtrafe
nicht überſteigende Strafe erkennen . Hiebei hat es in der

Regel ſein Bewenden , da dem Staatsanwalt in den Fällen
des §. 16 gegen die Entſcheidungen des Amtsgerichts kein Re⸗
kurs zuſteht . Allein in den Fällen der Privatklage wegen
Ehrenkränkungen , Verläumdungen oder falſchen Beſchuldigun⸗
gen ( § . 315 des Strafgeſetzbuches ) , wegen Selbſthilfe ( 8. 279 )
und wegen der im $. 238 erwähnten Körperverletzungen ſteht
dem Ankläger nach §. 338 , Abſatz 2 der Strafprozeßordnung
der Rekurs gegen das amtsrichterliche Erkenntniß gu ; und eben

ſo gibt der S. 273 der Strafprozeßordnung den Finanzbehörden
und Verwaltungsbehörden , welche ein ihren Wirkungskreis be⸗
rührendes Vergehen dem Amtsgerichte anzeigen , gegen deſſen
Erkenntniß ein Rekursrecht ) .

Es könnte ſich nun ergeben , daß auf einen ſolchen Rekurs
hin das Hofgericht eine hohe Strafe , vielleicht Kreisgefängniß
bis zu einem Jahr oder ſelbſt Arbeitshausſtrafe ausſpräche .
Geſchähe dies , oder würde überhaupt eine höhere Strafe er⸗
fannt , als welche nach §. 17 vom Amt ſelbſt hätte ausge⸗
ſprochen werden können , ſo wäre es gegenüber dem ſo Verur⸗
theilten eine Beeinträchtigung der in den zwei Inſtanzen lie⸗

) Eben dieſes Rekursrecht hatte der Artikel 10 des Geſetzes vom 22 .
Juni 1837 den Finanzbehörden , und ferner , obwohl in beſchränkterem Um⸗
fange , der §. 9 des Geſetzes vom 3. Auguſt 1837 den anzeigenden Ver⸗
waltungsbehörden eingeräumt .

7 .



genden Garantie , wenn nun ein ſolches Urtheil , welches nach

der Strafgröße nicht vom Amt , ſondern nur vom Hofge⸗ —
richte in erſter Inſtanz gegeben werden kann , ſofort rechts⸗

kräftig wäre und ein weiteres Rechtsmittel ausſchloße . Der

§. 274 der Straſprozeßordnung beſtimmt daher , daß in einem
ſolchen Falle das auf den Rekurs der Behörde vom Hofgerichte
zwar in zweiter Inſtanz gefällte , der Strafgröße nach

aber in erſter Inſtanz nur dem Hofgerichte als Erſt⸗
inſtanzgericht zukommende , Urtheil in Beziehung auf den

Angeſchuldigten auch wirklich nur als ein Urtheil erſter
Inſtanz zu behandeln ſei , wogegen dem Angeſchuldigten ,
nicht aber auch der Behörde , nun ein weiterer Rekurs an das

Oberhofgericht zuſtehe .
Der vorliegende §. 114 führt dieſe Beſtimmungen der Straf⸗

prozeßordnung in das Leben , und dehnt ſie , was den weitern

Rekurs des Angeſchuldigten betrifft , bei der Gleichheit des Ber -

haͤltniſſes auch auf die oben erwähnten Fälle der Privatklage
aus , inſofern der Ankläger durch ſeinen Rekurs gegen die

amtliche Entſcheidung ein hofgerichtliches Erkenntniß auf mehr
als acht Wochen Gefaͤngniß erwirkt hat .

Zum F. 115 .

Ein Rekurs in Beziehung auf die materielle Richtigkeit des

Wahrſpruchs der Geſchwornen findet nirgends ſtatt . Die An⸗

wendung des Geſetzes durch den Schwurgerichtshof auf
Den Wahrſpruch der Geſchwornen kann nach I . 3 und II . wegen
materieller Unrichtigkeit , der Wahrſpruch ſelbſt aber nur
aus formellen Gründen und zwar nur von Angeklagten
nach I . 1 und 2 als nichtig angefochten werden .

a . Was die als ein ſolcher Nichtigkeitsgrund geltende Un⸗

zuſtändigkeit des Gerichts betrifft , ſo iſt oben zum
§. 82 unter Ziffer 2 das Erforderliche , das auch hier ſeine An⸗

wendung findet , bemerkt . Es iſt nur noch darauf aufmerkſam
zu machen , daß der Umſtand , daß der Angeklagte gegen das

Verweigerungserkenntniß einer unzuſtändigen Anklagekammer ,
von deren Zuſtändigkeit auch jene des Schwurgerichts des näm⸗

lihen Kreiſes abhängt , feine Beſchwerde geführt hat , das Ge⸗
brechen nicht hebt , weil es in Strafſachen keine Prorogation
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gibt . Nur erſt wenn auch das Schwurgericht das Urtheil
gegeben hat , beſtimmt das Geſetz im Intereſſe einer endlichen

Rechtsſicherheit eine Friſt , innerhalb welcher auch die Beſchwerde

wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts angebracht werden muß , und

nach deren fruchtloſem Ablauf das Urtheil auch in dieſer Be⸗

ziehung feſtſteht .

Uebrigens iſt hier nur von der Zuſtändigkeit des urthei⸗
lenden Gerichts , vor dem das Hauptverfahren erſt ſtatt

hat , und nicht auch von jener des Amts , das die Vorunter⸗

ſuchung führte , die Rede .

b. Ein weiterer Nichtigkeitsgrund iſt vorhanden , wenn das

urtheilende Gericht nicht in geſetzlicher Weiſe beſetzt war .

Der Mangel kann die Bildung des Schwurgerichtshofs ,
wenn die Vorſchriften der § § . 45 —48 verletzt ſind , oder die

Geſchwornenbank betreffen . Hinſichtlich der letztern könnte
jedoch die Aufſtellung der Urliſte , da diesfalls eigene Bes

ſchwerdewege eröffnet find ( S. 53 ) , nicht mehr hieher gezogen

werden , und eben ſo wenig die Bildung der Bezirksliſte oder

der engeren Kreisliſte , inſofern die in den §H. 55 —57 und in

den § § . 60 , 61 und 63 beſtimmte Auswahl nur überhaupt ,
und zwar durch die dort bezeichnete Verſammlung ( 8. 55 ) ,

beziehungsweiſe Kreisminderungsbehörde ( §. 60 ) , ſtatt hatte .

Würde es hieran fehlen , oder würden bei dem, mit der Loos⸗

ziehung ( §S. 62 ) beginnenden , gerichtlichen Verfahren zur

Bildung der Geſchwornenbank die geſetzlichen Vorſchriften verletzt ,
ſo könnte damit die Nichtigkeitsbeſchwerde begründet werden .

Es verſteht ſich indeſſen von ſelbſt , daß , da das Hofgericht
über die im §. 64 erwähnten Befreiungen zu erkennen hat , die

Behauptung einer in ſolchen Erkenntniſſen liegenden Unrich —

richtigkeit nicht zur Anfechtung der geſetzlichen Beſetzung der

Geſchwornenbank benützt werden könnte , und daß dies eben ſo

wenig ſtattfände , wenn die im §. 71 , Abſatz 1 genannten be —

fangenen Perſonen Cmit Ausnahme der nah g. 20 Der Straf -

prozeßordnung Unfähigen ) ihre Befreiung nicht geſucht haben

und darum zugelaſſen wurden * ) . Nur wenn ein nach 8. 20

der Straſprozeßordnung Unfähiger zugelaſſen worden wäre ,

) Vergleiche auch die Anmerkungen zu den §§. 50 und 51 und zum §. 71.
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würde dadurch , ſofern ihn nach den § 8 . 73 und 74 auch die

Betheiligten nicht abgelehnt hätten , er alſo wirklich zu

Gericht geſeſſen wäre , eine Nichtigkeit begründet , ohne
Unterſchied , ob der Unfähigkeitsgrund dem Gerichte und dem

Betheiligten bekannt geweſen wäre , oder nicht.
c. Die Berlegung der Vorſchriften des Verfahrens iſt als

Nichtigkeitsgrund nur in ſo weit aufgenommen , als ſie bei

der Schlußverhandlung und nicht ſchon vorher ( in der

Vorunterſuchung , oder bei der Anklagekammer ꝛc. ) ſtatt hatte ,
und auch hier iſt Vieles dem richterlichen Ermeſſen anheim
gegeben , weil das Geſetz die Verletzung „ weſentlicher Vor —⸗

ſchriften “ fordert .

Obgleich das Geſetz hiebei nicht eben ſo , wie es im §. 291
der Strafprozeßordnung geſchah , auf den Landrechtsſatz 6 Kk hin⸗
weist , ſo wird dieſe landrechtliche Beſtimmung dennoch zum An⸗

haltspunkt dienen , und es wird darnach , wo die Verletzung einer

Vorſchrift nicht ausdrücklich mit der Nichtigkeit bedroht iſt ,
darauf ankommen , ob und wie weit mit Dem , was geſchah ,
dennoch die Abſicht des Geſetzes erreichbar war *) .

Es iſt bekannt , daß der franzöſiſche Caſſationshof ſchon den
nämlichen Formfehler , je nach dem im einzelnen Falle ſich
zeigenden Zuſammenhange deſſelben mit der Entſcheidung in der

Hauptſache , das eine Mal zur Caſſation benützte und das
andere Mal darüber hinwegging , — und daß er in Fallen ,
wo ein auffallendes materielles Unrecht vorzuliegen ſchien ,
es mit den Formen überhaupt genauer nahm , als wo das Ge⸗

gentheil vorlag .
d. Wenn der §. 115 ferner von Verletzung weſentlicher Formen

bei der Urtheilsfällung ſpricht , ſo bezieht ſich dies ſowohl

Nach Umſtänden ermächtigt das Geſetz auch ſelbſt , von ſonſt we⸗
ſentlichen Formen abzugehen . Unter die letzteren gehört z. B. das
rechtliche Gehör des Angeklagten und ſeines Vertheidigers unzweifelhaft ,
und doch kann der Angeklagte nach §. 238 unter gewiſſen Vorausſetzungen
aus der Sitzung entfernt werden . Auch würde , wenn der Vertheidiger
rechtswidrige Vorträge hält , und der Präſident ipm , weil er der Abmah⸗
nung nicht folgt , kraft des Polizeirechts in der Sitzung das Wort ent⸗
zieht ( vergl . den letzten Abſatz der Anmerkungen zum §. 93) , deßhalb von
keiner Nichtigkeit die Rede ſein können .
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auf den Wahrſpruch der Geſchwornen , als auf das Gr -

kenntniß des Schwurgerichtshofes .
Ob die Geſchwornen bei ihrer Berathung und bei Findung

des Wahrſpruchs die § § . 97 —99 verletzten , kann nie hieher

gezogen werden , da darüber in rechtlicher Weiſe nach §. 96 ,

Abſatz 2, Ziffer 3 nichts an den Tag kommen kann . Sollte im

Berathungszimmer etwas Rechtswidriges Zwang , Täuſchung ,
falſche Stimmenzählung ꝛc ) vorfallen und darum ein Geſchwo⸗
rener den Wahrſpruch nicht als giltig anerkennen wollen , ſo
hätte er dort ſogleich zu verlangen , daß das Rechtswidrige
verbeſſert oder das ungeſetzlich Geſchehene in geſetzlicher Weiſe
wiederholt werde . Sollten ſich die Geſchwornen darüber ſchlechthin
nicht vereinigen , ſo bliebe nichts übrig , als daß ſie nach Ana —

logie des §. 97, Abſatz 4 die Streitpunkte in allgemeinen
Fragen , ohne der gefallenen Abſtimmungen zu erwähnen , dem

Schwurgerichtshof zur Entſcheidung vortrügen . Laſſen ſie es

andernfalls dahin kommen , daß der Wahrſpruch als ein ſolcher
nach §. 100 vom Obmann vorgeleſen werde , ſo iſt damit rechtlich

anerkannt , daß er in geſetzlicher Weiſe gefunden worden ſei .
Anders verhält es ſich , wenn etwas Geſetzwidriges geſchieht ,

was nicht die geheim zu haltende Verhandlung der Ge⸗

ſchwornen unter ſich betrifft , wenn z. B . der §. 97 , Abſatz 5

verletzt wurde , und ohne Erlaubniß des Präſidenten ein Ver⸗

kehr mit Dritten ſtattfand , — oder wenn der vom Obmann

vorgeleſene Wahrſpruch nicht in geſetzlicher Weiſe ( § . 99 , Mb -

ſatz 2 ) beurkundet , dieſe Beurkundung auch nicht ſofort nach —

geholt wird ꝛc.

Für die Urtheilsfällung des Schwurgerichtshofs gibt
das Geſetz keine andere Vorſchrift , als daß der Präſident vor

Der Verkündung des Urtheils , ſofern überhaupt eine Shuls

digkeits - Erklärung erfolgte , mit den Richtern darüber

berathe &) . Es iſt aber nicht vorgeſchrieben , daß die Richter

zu dieſem Zwecke ſich in ein anderes Zimmer begeben , ſon⸗
dern nur , daß ſie überhaupt in Berathung treten .

) Hinſichtlich der Abſtimmung enthalten die Abſätze 2 und 3
des §. 247 ſachgemäße Beſtimmungen . Vergleiche den letzten Abſatz ver

Anmerkung zum §. 107 .
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Alle diefe Nichtigkeitsbeſchwerden aus formellen Gründen

gibt nun aber der §. 115 I . 4 und 2 nur dem Angeklagten
und nicht auch dem Staasanwalte .

Nur die Nichtigkeit , welche $

` e . in der unridtigen Auslegung dder Anwendung des Ge

ſetzes durch den Schwurgerichtshof liegt , iſt unter I . 3 dem

Angeklagten und unter II . zugleich dem Staats anwalte ein⸗

geraͤumt . Jedoch iſt auh hier da: Rechtsmittel des An geklagten
umfaſſender , als jenes des ta Ssanwaltes . Dem Erſtern
ſteht es außer den unter II . etwähnten Fällen auch alsdann zu ,
wenn der Schwurgerichtshof dem Verbrechen eine unrichtige
Eigenſchaft beilegt , oder ein unrichtiges Strafgeſetz , das

für eine höhere Art des nämlichen Verbrechens beſtimmt iſt ,
darauf anwendet . Sind Fehler ſolcher Art umgekehrt zu

Gunſten des Angeklagten eingetreten , ſo ſteht dem Staats⸗
anwalte keine Beſchwerde zu , ſondern nur dann , wenn eine

völlige Freiſprechung des Angeklagten darum erfolgte ,
weil der Schwurgerichtshof der (nach Anſicht des Staatsanwalts

irrigen ) Anſicht war , daß die den Grund der Anklage bil⸗
dende Handlung , über welche allein der Wahrſpruch ſich er⸗
ſtrecken konnte ( §. 91 , Ziffer ) , durch kein Geſetz mit

Strafe bedroht ſei * ) .

) Alles zum §. 115 Ausgeführte gilt nur von der Anfechtung der
yunter Mitwirkung von Geſchwornen ergangenen Straferkenntniſſe, “
und nicht auh von den Rechtsmitteln gegen die dem S chwurgerichts⸗
hof zuſtehende Entſcheidung über die Ent ſchädigung des Bethei⸗

ligten , der fih dem Strafverfahren angeſchloſſen hat . In dieſer
Beziehung find nach §. 27 nur die §§. 338 —340 der Strafprozeßordnung

maßgebend , wornach bei einer Beſchwerdeſumme von 250 fl. ſowohl dem
Beſchädigten als dem Angeklagten der Rekurs an das Oberhofgericht zu⸗
ſteht, der jedoch auf den blos nach §. 115 des vorliegenden Geſetzes zu
behandelnden Straf punkt ohne Einfluß iſt . Was den 8. 338 , Ziffer 2
der Strafprozeßordnung überhaupt betrifft , ſo iſt nicht zu überſehen , daßan die Stelle des dort erwähnten Hofgerichts in Folge des neuen
Geſetzes der Schwurgerichtshof undan die Stelle des Bezirks⸗
ſtrafgerichts , das Hofgericht getreten iſt , daß alſo jetzt bei dem
hofgerichtli chen Erkenntniſſe über die Entſchädigung eine Beſchwerde⸗ſumme von 150 fl. und bei jenem des Schwurgerichtshofs eine
ſolche von 250 fl . gefordert wird .
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Zum . 116 .

Fuͤr die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen die ſchwurgericht⸗
lichen Urtheile ſoll nicht , wie nach § 110 hinſichtlich der Re⸗

kurſe gegen die amtlichen und hofgerichtlichen Erkennt⸗

niſſe im Allgemeinen das bisherige Verfahren , ſondern jenes

der Strafprozeßordnung zur Anwendung kommen .

Von den angerufenen § 8 . 277 —286 und 290 fällt der §. 282

als auf das Vorbringen neuer Thatſachen bezüglich ganz

und von den § 5 . 283 und 284 der hierauf ſich beziehende

Theil hinweg .
Wenn übrigens der 8. %46 „die Befugniß , neue Thatſachen

und Beweiſe vorzubringen, “ ausſchließt , ſo ſind damit nur

ſolche gemeint , welche die Sache ſelbſt betreffen , neue Anz

ſchuldigungs - oder entlaſtende Thatſachen oder neue

Beweiſe für Thatſachen dieſer Art . Sollten aber z. B . zum

Beweiſe einer im Protokolle nicht erwähnten Verletzung der

Vorſchriften des Verfahrens ( § . 115 I 2 ) ꝛc. , worauf die

Nichtigkeits - Beſchwerde gebaut iſt , noch Erhebungen

nöthig werden , ſo wären dieſelben durch den §. 116 keineswegs

unterſagt .
Die Vorladung des Angeklagten zur Verhandlung geſchieht

nach §. 285 und die Nichtigkeitsbeſchwerde wird in einer Tag⸗
fahrt erledigt ; Daher find die SS . 287 und 288 der Strafpro -

zeßordnung nicht aufgenommen . Wären aber z. B . über einen,
im Protokolle des Schwurgerichts nicht erwähnten Vorgang ,

welcher nur die formelle Nichtigkeit ( S. 115 J. 1 und 2 ) begrün⸗

den ſoll , Beweiſe vorgeſchlagen , und ſolche nicht ſchon vor der

Tagfahrt erhoben worden , und würden dieſelben alsdann vom

Oberhofgericht bei der Verhandlung nun doch als erheblich und

zuläſſig erachtet , ſo könnte es ſich ergeben , daß das Oberhof —

gericht , indem es die nachträgliche Erhebung anordnete , auf den

Grund derſelben hernach eine nochmalige Tagfahrt abzu⸗

halten und dazu die Zeugen , die über den fraglichen Vorgang
ausſagten , vorzuladen hätte .

Der 8. 280 , Abſatz 2, ſo weit er von der aufſchiebenden Wir —

kung des Rekurſes des Staatsanwalts handelt , könnte
nur im Falle des §. 115 II . , wenn die Geſchwornen den AMn-

geklagten für ſchuldig erklärten , Anwendung finden , nicht
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aber auh wenn dieſelben das Nichtſchuldig ausſprachen ( S. 10ʃ,
Abſatz ) .

Die Anſchließung , deren der §. 281 erwaͤhnt , iſt für den

Angeklagten gar nie anwendbar , da dem Staatsanwalte

nur in einem Falle der Freiſprechung durch den Schwur⸗

gerichtshof nach 8. 115 U. eine Nichtigkeitsbeſchwerde zukommen

kann, und in einem ſolchen Falle der Angeklagte keinen Anlaß
zu einer Anſchließung an dieſe Beſchwerde gegen den Ausſpruch
des Schwurgerichtshofs hat , eine Beſchwerde gegen den

vom Staatsanwalte nicht angefochtenen Wahrſpruch der Ge —⸗

ſchwornen aber im Wege der o ſab nach Abſatz 1

des 6. 281 nicht zuläſſig wäre .

Zum F. 117 .

Für die Fälle unter Ziffer 2 iſt nicht , wie im Falle des

§. 102 , geſagt , daß bei der neuen Verhandlung Keiner , der

an der früheren als Geſchworner oder Richter Theil nahm , mit —

wirken dürfe . Es ergibt ſich dies aber von ſelbſt , da die neue

Verhandlung nicht an das nämliche Schwurgericht zurück —
gegeben , ſondern an ein anderes Schwurgericht ver —

wieſen wird . Ein ſolches iſt aber nur das Schwurgericht eines

andern Kreiſes , beziehungsweiſe eines andern Hofge —
richts , denn das Schwurgericht eines und deſſelben Kreiſes ,

beziehungsweiſe Hofgerichts , iſt rechtlich immer das näm —

liche Schwurgericht , wenn es thatſächlich auch aus andern

Perſonen beſteht.
Zu den § 8 . 119 —121 .

Während die § § . 118 und 122 von den Fällen ſprechen , wo

gegen den , in wag immer fúr einer Form , einmal Freier —
klärten wegen Neuheiten ein abermaliges Verfahren eingeleitet
werden fann , handeln die 88 . 119 —121 von den Fällen , wo

der Angeſchuldigte verurtheilt worden iſt und nun nochmals
ſeine Unſchuld oder ſeine geringere Strafbarkeit
darthun will , alſo um Wiederherſtellung bittet .

In den ſeltenen Fällen des §. 119 findet dieſe Wiederauf⸗
nahme des Verfahrens zu Gunſten des Verurtheilten gegen die

Erkenntniſſe aller Strafgerichte , auch gegen die ſchwurge —
richtlichen Verurtheilungen ſtatt . Es wird vorausgeſetzt ,
daß der Verurtheilte nach Ziffer 1 ein gegen ihn ſtattgehabtes



f
j
ì

i

107

Verbrechen der Urkundenfälſchung , des falſchen Zeugniſſes
oder der Beſtechung nachweiſe , oder daß eines der in Ziffer 2

genannten ſonſtigen augenfälligen Zeichen eines ſtattgefundenen
Irrthums zu Tage komme .

Wurde dagegen das verurtheilende Erkenntniß nicht von einem
Schwurgericht , ſondern vom Amt oder Hofgerichts )
oder im Rekurswege vom Oberhofgericht erlaſſen , ſo findet
die Wiederherſtellung außer den Fällen des §. 119 nach §. 120

jedesmal ſtatt , wenn der Verurtheilte überhaupt neue

Beweiſe beibringt , bei deren früherem Vorbringen ſeine
Freiſprechung zu erwarten geweſen wäre . Stellen dieſe
neuen Beweiſe das Verbrechen nur als minder ſtrafbar
dar , ſo werden ſie , in ſo fern darin blos ein Strafmin⸗
derungs - oder auch ein Straf milderungs grund ( An⸗
merkung Ziffer 2 zum . 96 ) läge , nicht berückſichtigt , und

ſelbſt wenn dadurch das Verbrechen von geringerer Art

würde , d. h. unter ein geringeres Strafgeſetz fiele,
( Anmerkung Ziffer 1 zum . 96 ) , ſo könnte die Neuheit die

Wiederherſtellung doch nicht begründen , wenn ſie in Beziehung
auf die Strafbarkeit der That nicht von der Bedeutung wäre ,
daß das geringere Verbrechen , zu dem die That in Folge
der Neuheit herabſänke , nicht auch mit einer geringeren Straf —
art bedroht iſt , als das im Urtheil bezeichnete .

Iſt jedes der beiderlei Verbrechen , oder wenigſtens eines

derſelben nach den Umſtänden des Falles ( alternativ ) mit ver⸗

ſchiedenen Strafarten bedroht , ſo kommt es nicht darauf
an , ob auch beide etwa in einer Strafart zuſammentreffen ,
wenn nur das Verbrechen , wie es ſich nach den Neuheiten
herausſtellen würde , zugleich ( alternativ ) noch mit einer gez
ringeren Strafart , d. h. mit einer ſolchen , auf welche bei

dem im Urtheil angenommenen Verbrechen nicht hätte herab⸗
gegangen werden können , bedroht iſt .

) Auch ein nach 8. 135 Abſatz 4 gegen Abweſende vom Schwur⸗
gerichtshofe ohne Geſchworene gefälltes Erkenntniß würde hieher
gehören , denn ein ſolches iſt nicht vom Schwurgericht , wie dieſes
im H. 44 bezeichnet iſt , gegeben , fällt alſo nicht unter die im Eingange
des §. 120 erwähnte Ausnahme von der Anwendbarkeit eben dieſes §. 120.
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Die geſetzlichen Erben oder der Ehegatte des Verurtheilten
können nach deſſen Tod ( 8. 121 Abſatz 1 ) nicht nur wegen

etwa mit der Verurtheilung verbundenen bürgerlichen Folgen ,
ſondern auch im Intereſſe der Ehre des Geſtorbenen , und

darum unbedingt die Wiederherſtellung eben ſonachſuchen ,
wie dies vom Verurtheilten ſelbſt hätte geſchehen können .
Uebrigens ſtimmt dieſe Beſtimmung hinſichtlich der Frage ,

welchen Angehörigen dieſes Rechtsmittel zukomme , nicht

überein mit der Beſtimmung deg ç . 133 und mit jener des

‘ S . 277 der Gtrafprozefordnung hinfihtlih . des Rehts der An -

gehörigen zu einem Rekurſe Namens des noch lebenden

Verurtheilten .
Zum ş . 122 .

Was die Wiederaufnahme der Unterſuchung gegen den früher
freigegebenen Angeſchuldigten wegen Neuheiten betrifft , ſo
unterſcheidet das Geſetz zwiſchen den Fällen , wo das Verfahren
eingeſtellt CS. 28 ) , oder ausgeſprochen wurde , daß kein Grund

zur weiteren gerichtlichen Verfolgung vorhanden
ſei ( §. 35 Abſatz 1 und 79 ) einerſeits , und den Faällen der

Freiſprechung in der Form des . 105 andererſeits .
In den erſtern Fällen findet die Wiederaufnahme nad S. 118 * )

iedesmal ſtatt , wenn neue erhebliche Beweiſe vorge⸗
funden werden . Ausgenommen hievon iſt nur der Fall , wo
der Ausſpruch , daß kein Grund zur weiteren gerichtlichen Ver⸗

folgung vorhanden ſei , auf dem ( nach §. 35 jeweils anzu⸗

*) Dieſer §. 118 hätte , wie es in der Strafprozeßordnung geſchah ,
füglicher dem §. 122 unmittelbar vorangeſtellt , und hinter die
§ 8 . 119 —121 , welche von den Wiederaufnahmsgeſuchen des Verur⸗
theilten handeln , geſetzt werden ſollen .

Der §. 118 vertritt die Stelle des §. 301 der Strafprozeßordnung . In
ſo weit er von der Einſtellung des Verfahrens ſpricht , ſetzt er , wie
der §. 63 der Strafprozeßordnung , voraus , daß ſchon eine beſtimmte
Perſon als Angeſchuldigter behandelt worden ſei . Geſchah nur

eine Erhebung des Thatbeſtandes und allgemeine Erkundigung nach dem
Thäter , blieb aber die Unterſuchung alsdann , weil es an Kenntnißquellen
hinſichtlich des Letzteren fehlte , beruhen , ſo kann ſie , ſobald ſich überhaupt
Spuren gegen einen Thäter zeigen , fortgeſetzt werden , ohne daß dies

eine Wiederaufnahme im Sinne des §. 118
E
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gebenden ) Grunde beruht , weil die That durch kein

Strafgeſetz bedroht ſei , indem in dieſem Falle das Geſetz
gar keine Wiederaufnahme geſtattet .

Geſchah die Freiſprechung in der Form des 5. 105 , ſo iſt
die Wiederaufnahme gegen den einmal Freigeſprochenen im § . 122
ſchon erſchwert . Neu aufgefundene Beweiſe reichen hier nicht
eben ſo , wie im 8. 118 , an und für ſich ſchon hin . Es iſt
vielmehr , wenn nicht der Freigeſprochene etwa ſpaͤter freiwillig
noch ein gerichtliches Geſtändniß des Verbrechens ab⸗

legt , eben ſo , wie es der §. 119 Ziffer 1 zu der vom Ver⸗

urtheilten geſuchten Wiederaufnahme gegen ein ſchwur —
gerichtliches Erkenntniß vorſchreibt , der Nachweis eines ( hier
zum Vortheil des Angeklagten ſtattgehabten ) Verbrechens
( 3. B . des Verbrechens der Urkundenfälſchung , des falſchen
Zeugniſſes , der Beſtechung ꝛc. ) erforderlich , und dieſer Nach —
weis kann im Falle des §. 122 nicht etwa , wie im Falle des
§. 119 , zur Begründung der Wiederaufnahme erft gez
liefert werben , ſondern es wird vorausgeſetzt , daß wegen
des bei dem früheren Verfahren vorgekommenen Verbrechens
ſchon zum Voraus ſelbſtſtändig ein gerichtliches Straf⸗
urtheil erfolgt ſei , auf deſſen Grund alsdann die

Wiederaufnahme erſt beantragt werden kann , und zwar nur
in ſo fern , als den Umſtänden nach anzunehmen iſt , daß die

Handlung , über welche ein ſolches Strafurtheil ergieng , auf
die frühere Freiſprechung des Angeklagten von weſentlichem
Einfluſſe geweſen ſei .

Es iſt dabei auch kein Unterſchied gemacht , ob die frühere
Freiſprechung von einem Schwurgericht oder vom Hofgericht
ausgieng . Nur in ſo fern dag Vergehen , hinſichtlich deſſen die
Freiſprechung in was immer für einer Jorm ergangen
war , zur amtsrichterlichen Gerichtsbarkeit ( § . 16 ) gehört ,
findet Die Wiederaufnahme nah dem im $. 124 eingeführten
§. 309 der Strafprozeß ordnung überhaupt nicht ſtatt , ohne
Unterſchied , ob nach §. 17 des vorliegenden Geſetzes das
Amtsgericht ſelbſt , oder im Falle des §. 18 auch das
Hofgericht das frühere Erkenntniß gegeben habe .

Zur Wiederaufnahme in Fällen des 8. 122 bedarf es , wo
ſie im Allgemeinen zuläſſig iſt , ſtets eines Antrags des Staatse
anwalts .
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Der $. 122 ift , was den Eingang und die Ziffer 1 betrifft ,
wörtlich dem §H. 302 der Strafprozeßordnung entnommen , Daher
erklärt ſich die Faſſung : nift der Angeſchuldigte auf gepflo⸗
gene Verhandlung freigeſprochen ꝛc. “ Nach der Straf —
prozeßordnung ſollte nämlich bei dem Hofgericht und Bezirks⸗
ſtrafgericht ſtets eine ſolche mündliche Verhandlung eintreten .

Da nun aber der 8. 35 des vorliegenden Geſetzes zur Zeit
auch noch Aburtheilungen ohne eine ſolche Verhandlung ge⸗
ſtattet , ſo wird nichts deſto weniger auh in ſolchen Faͤllen
die im §. 122 vorgeſehene Wiederaufnahme ſtattfinden .

Der 6. 302 der Strafprozeßordnunggeſtattete auf Antrag des
Staatsanwalts die Wiederaufnahme gegen den Ange⸗
ſchuldigten noch in dem weitern Falle , wo der Letztere durch
das erſte Urtheil zwar nicht freigeſprochen , aber doch nur

wegen eines geringeren Verbrechens verurtheilt wurde , als

wegen desjenigen , deſſen er nach den erſt ſpäter zu Tag
gekommenen Neuheiten ſich wirklich ſchuldig machte . Es

war dieſe Beſtimmung ähnlich jener deg S. 120 des vorliegenden
Geſetzes , wornach auch umgekehrt der Angeſchuldigte , wenn

er eines ſchwereren , als des wirklich verübten Verbrechens
ſchuldig erflårt wurde , unter gewiſſen Vorausſetzungen die Wie —

deraufnahme verlangen fann . Der Se 302 der Strafprozef -
ordnung wurde aber in dag vorliegende Gefeg niht aufges
nommen , Daher fann jegt der Staasanwalt nach §. 122 nur

gegen den Freigeſprochenen , nie aber gegen den Ver⸗

urtheilten die Wiederaufnahme fordern , wenn ſich gleich
ſpäter herausſtellte , daß das von ihm verübte Verbrechen eine

ſchwerere , als die im Urtheile angenommene , Eigenſchaft habe .
Zum §. 123 .

In den Fällen der 5S . 119 —121 ift die Wiederaufnahme deg

Verfahrens durch einen Antrag des Angeklagten , beziehungs⸗
weife feines Ehegatten oder feiner Erben , und in den Fällen
des §. 122 durch einen Antrag des Staatsanwalts be⸗

dingt . Aber auch bei dem Vorhandenſein eines ſolchen Antrags
( oder in Fallen des §. 118 ohne ſolchen ) darf der Unters

ſuchungsrichter das Verfahren nicht ſofort wieder ein⸗

leiten . Er kann zwar nach 8. 123 , Abſatz 1 unter ſolchen Bors

ausſetzungen alsbald vorläufige Erhebungen machen , um das
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Erkenntniß über die Zulaſſung der eigentlichen Wiederauf⸗
nahme vorzubereiten ;aber erſt wenn dieſe Zulaſſung
nach geſchehenen vorläufigen Erhebungen , wo ſolche nöthig
ſind , ausgeſprochen iſt , wird der früher Freigeſprochene
in den Fällen der 88 . 118 und 122 wieder von neuem als

Angeſchuldigter behandelt , und es tritt ſowohl in

dieſen Fällen , als in jenen der § § . 119 —121 überhaupt
erſt jetzt wieder das nämliche Verfahren ein , wie vor dem

frühern Urtheile . Nur iſt hier alsdann nach §. 123 , Abſatz 2,
( in den hofgerichtlichen Strafſachen ) jedesmal eine münd⸗

liche Verhandlung vorzunehmen , und es findet weder der
im § . 35 , Abſatz ! und im §. 79 erwähnte Ausſpruch , noch
eine Erledigung auf die Grundlage der Mften ( S. 35 , Ziffer
2 ) ſtatt . Das Erkenntniß , welches in Faͤllen des §. 118 und
des §. 122 die Wiederaufnahme zuläßt , enthält eben damit

ſchon den Ausſpruch , daß Grund zu weiterer gericht —
lichen Verfolgung vorhanden ſei , und in den Faͤllen
der 88 . 119 —121 , wo der Angeſchuldigte ja ſchon verurtheilt
iſt , kann dieſe Frage ohnehin nicht erſt erhoben werden .

Zum . 124 .

Der hier eingeführte §. 306 der Strafprozeßordnung handelt
von der aufſchiebenden Wirkung des Wiederaufnahmsgeſuches
eines Verurtheilten , die § 8 . 307 und 308 geben dem

Angeſchuldigten , ob er durch das frühere Erkenntniß
frei erklärt oder verurtheilt ſei , und eben ſo wenn das
im erſtern Falle vom Staatsanwalt geſtellte Wiederaufnahms⸗
begehren verworfen wurde , auch dieſem die Beſchwerdeführung ,
deren Friſt ſtatt drei Tage nach dem vorliegenden Geſetz §. 125

nun acht Tage beträgt . Der S. 309 der Strafprozeßordnung
ſetzt der Wiederaufnahme für die Fälle der § § . 118 und 122
eine Verjährungs friſt und ſchließt zugleich die Wiederauf⸗
nahme gegen den Angeſchuldigten in den Strafſachen des 8 .
16, der an die Stelle des §. 56 der Gerichtsverfaſſung von 1845

getreten iſt , aus , während er dieſelbe dem verurtheilten
Angeſchuldigten auch in dieſen Strafſachen beläͤßt.
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Tit . XII .

Von dem Verfahren gegen Abweſende und Flüchtige .

Das proviſoriſche Geſetz vom 1. Auguſt 1849 ( Regierungs⸗

blatt Nr . 46 ) wurde 1850 Den Ständen zur Genehmigung

vorgelegt . Der ſpäter übergebene Entwurf eines Schwurge⸗

richtsgeſetzes enthielt aber einige ändernde und einige wegen

der ſchwurgerichtlichen Fälle weiter nöthig gewordene Beſtim⸗

mungen . Daher hat die zweite Kammer das Proviſorium von

1849 und die diesfallſigen Beſtimmungen des Entwurfes des

Schwurgerichtsgeſetzes mit einander verbunden , wie jetzt beide

als Titel XII . des gegenwärtigen Geſetzes vor uns liegen .

Zu den ss . 126 und 127.

Als Flüchtige gelten nur Diejenigen , von welchen den

obwaltenden Umſtänden nach anzunehmen iſt , daß ſie wegen

des Verbrechens , deſſen ſie verdächtig ſind , geflohen

ſeien . Wer nur ſonſt in ſeinem Wohnſitze oder gewöhnlichen

Aufenthaltsorte nicht aufgefunden werden kann , wird im Sinne

der § § . 126 und 127 als ein einfach ( nicht flüchtiger ) Ab⸗

weſen der betrachtet .

1 ) Was nun die Flüchtigen betrifft , ſo tritt gegen ſie in

allen Fällen alsbald die im $. 126 bezeichnete Fahndung ein .

Iſt nach den Spuren , wo der Flüchtige ſich aufhalten möge,

oder wohin oder in welcher Richtung er geflohen ſei , Ausſicht

vorhanden , daß er durch Nacheile oder durch ſchleuniges Er⸗

ſuchſchreiben an eine andere Behörde des Jn - oder Auslandes
beigebracht werden könne ,

dungsausſchreiben , durch deren Verbreitung er etwa zu ſchnel⸗

lerer weiterer Flucht veranlaßt werden möchte , vorerſt zurückge⸗

halten werden , und es ſind dieſelben erſt nachzuholen , wenn

jene zuerſt verſuchten Schritte nicht alsbald einen Erfolg haben .

Außerdem iſt der Flüchtige , vorbehaltlich der erwähnten nach

Umſtänden voraus zu verſuchenden andern Schritte , öffentlich

vorzuladen * ) und nur bei den im §. 46. genannten gur amts

+) Die öfentlihe Vorladung iſt an den Angeſchuldigten ſelbſt

gerichtet , und es iſt darin demſelben zum Erſcheinen eine Friſt geſetzt

( S. 128 ) während die Fahndungsausſchreiben , auh wenn ſie in öffent⸗

ſo kann mit den allgemeinen Fahn⸗

METOE
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lihen Gerichtsbarkeit gehörigen Vergehen kann nach Ş. 132

Abſatz 2 dieſe öffentliche Vorladung unterbleiben .

2 ) Bei den Abweſenden , die nicht als flüchtig erſchei -
nen , unterſcheidet das Geſetz , ob bei ihnen die Vorausſetzun —
gen der Verhaftung vorhanden ſind , oder nicht .

Die Fälle des §. 174 der Strafprozeßordnung gehören nicht

hieher , da dort nur von Flüchtigen oder der Flucht beſon⸗
ders verdächtigen Anweſenden die Rede iſt , und auch die

Vorausſetzungen der Ziffer 2 deg g . 174 nur bei Anweſen⸗
den eintreten können .

Die vorliegende Beſtimmung bezieht ſich daher nur auf die

Fälle des §. 176 der Straſprozeßordnung , wo die Voraus⸗

ſetzung der Verhaftung darin beſteht , daß der Abweſende des

Verbrechens dringend verdächtig , und daß den Um⸗

ſtänden nach wahrſcheinlich fei , er würde im Fale
einer Verurtheilung von einer peinlichen oder zwei Jahre
Arbeitshaus überſteigenden bürgerlichen Strafe ge —

troffen werden .

Die beſondere Beſtimmung der Ziffer 2 des §. 176 F ) bez

ruht auf der ſittlichen Anſtößigkeit , die darin liegt , daß der

eines Vebrechens , welches öffentliches Aergerniß erregte ,
dringend Verdächtige unter ſeinen Mitbürgern noch frei herum —
gehe , wird daher auf Abweſende nicht leicht Anwendung finden .

Sind nun bei einem Abweſenden die Vorausſetzungen der

Verhaftung vorhanden , iſt namentlich bei ſeiner dringenden
Verdächtigkeit zugleich die Wahrſcheinlichkeit vorhanden , daß er

im Falle der Verurtheilung von einer höhern Strafe als

von zwei Jahren Arbeitshaus getroffen werde , ſo werden gegen

ihn alsbald die nämlichen Maßregeln ergriffen , wie ſie oben

unter Ziffer 1 ) als gegen die Flüchtigen eintretend darge —
fellt find .

lichen Blättern erſcheinen , nuran die öffentlichen Behörden und deren
Diener gerichtet ſind , und das Erſuchen um Feſtnehmung und
Einlieferung des abweſenden oder flüchtigen Verdächtigen enthalten .

) Es ſind hier namentlich die Fälle der ŞS. 360 —362 , 371 , 583 , 584 ,
des Strafgeſetzbuches und ähnliche gemeint . Größere Verbrechen ,
durch die etwa noch öffentliches Aergerniß ertegt ſein könnte , fallen ſchon
unter Ziffer 1.

8



Fehlt es aber an dieſen Vorausſetzungen , ſo iſt der Aufent —

halt des Abweſenden , wo derſelbe nicht ſonſt ſchon bekannt iſt ,

zu erkundigen , und an ihn eine perſönliche Vorladung

( Strafprozeßordnung §. 169 ) zu erlaffen , und nur wenn

er auf eine ſolche perſönliche Vorladung nicht

erſcheint , ſo treten alsdann gegen ihn die nämlichen Maß⸗

regeln , wie gegen Flüchtige ein . Wird der Aufenthalt nicht

ermittelt , und fann daher die im §. 127 geforderte perfónz

liche Vorladung nicht bewerkſtelligt werden , ſo

können jene Maßregeln nicht ergriffen werden , da das Geſetz

Denjenigen , der möglicherweiſe immer noch unſchuldig etwa

auf einer Reiſe oder ſonſt arglos ſich auswärts befindet , durch

öffentliche Ausſchreibungen oder Vorladungen nicht verletzen

will , ſofern es ſich nicht um ein ſo ſchweres Verbrechen

handelt , daß alsbald der Verhaft gegen ihn erkannt werden

könnte *) .

Im Uebrigen nimmt die Unterſuchung nach § 132 auch ohne

jene Maßregeln vorläufig ihren Gang , um für den Fall der

Rückkunft des Angeſchuldigten das , was inzwiſchen ohne ſeine

Vernehmung erhoben werden kann , feſtzuſtellen .

Zum 6. 129 .

If das Verbrechen , deſſen der Flüchtige oder Abweſende

verdächtig iſt , mit Arbeitshaus - oder mit höherer Strafe be —

droht , ſo iſt nach §. 126 , Abſatz 2 gleichzeitig mit den im Ab —

fag 1 erwähnten Fahndungsmaßregeln ꝛc. das Vermögen des

Verdaͤchtigen in Beſchlag zu nehmen , um ihm die Mittel zu

ſeinem auswärtigen Fortkommen zu entziehen und ihn dadurch

zur Rückkehr zu vermögen .
Da aber die Vermögensbeſchlagnahme nur gleichzeitig

mit jenen Maßregeln des §. 126 Abſatz 1 eintreten ſoll , ſo

folgt daraus in Beziehung auf die Verſchiedenheit der Ver —

brechen , daß die Beſchlagnahme

* ) Der Abſatz 2 des §. 126 kommt beim § . 129 zur Sprache . Die

im C. 128 angerufenen §§. 313 und 314 der Strafprozeßordnung handeln
von dem ſichern Geleite , welches das Juſtizminiſterium ein em

abweſenden oder flüchtigen Tas Ruiten behufs feiner Stellung vor

Gericht ertheilen kann .
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1) bei den Flüchtigen jedesmal erfolgt , ſofern nur

überhaupt das Verbrechen mit Arbeitshaus ( ob auch alter⸗
nativ mit geringerer Strafe ) bedroht iſt , — daß ſie aber

2 ) bei den ſonſt Abweſenden nur erfolgt , wenn die

Vorausſetzungen der Verhaftung vorhanden ſind , wenn

alſo nach dem oben Zu den gS . 126 und 127 unter Ziffer 2 )

Dargeſtellten im einzelnen Falle wahrſcheinlich iſt , daß
der Abweſende im Falle der Verurtheilung von einer höhern
Strafe , als von zwei Jahren Arbeitshaus getroffen würde .

Bei Berathung des Abſatzes 3Z vom §. 129 in der zweiten
Kammer wurde die Frage aufgeworfen , ob auch durch Begna⸗

digung die Beſchlagnahme wieder aufgehoben werden könne ?

— Dieſe Frage wurde bejaht , aber , da ſich die Sache von ſelbſt

verſtehe , nicht nöthig gefunden , darüber eine beſondere Beſtim —
mung aufzunehmen .

Zu den 88 . 130 und 131 . a

Nach dem $. 337 der Strafprozeforonung fann der Befa -

digte , der ſich dem Straſverfahren angeſchloſſen hat , ſtatt ſich in

den Formen der bürgerlichen Prozeßordnung an den Civil —

richter zu wenden , auch bei dem Unterſuchungs richter , der

von dem Stande der Dinge ohnehin Kenntniß hat , und die

Thatſachen und Beweiſe von Amtswegen erforſcht , auf Be⸗

ſchlagnahmen oder einſtweilige Verfügungen antragen ,
Dies gilt auch da , wo der Angeſchuldigte anweſend iſt .
Gegenüber von Abweſenden oder Flüchtigen aber gibt

das vorliegende Geſetz noch die beſonderen Beſtimmungen , daß

I. der nad 8. 126 , Abſatz 2 im ſtrafrechtlichen Intereſſe
angelegte Beſchlag fürſorglich auch als zu Gunſten des

Beſchädigten angelegt gilt , und dieſe Wirkung behält ,
wenn der Beſchädigte nur nachträglich vor Erlaſſung des Er —⸗

kenntniſſes ſich noch anſchließt ? ) , — ſodann daß

) Tritt Einer der im §. 129 , Abſatz 3 erwähnten Befreiungsgründe
ein , fo wird wem Beſchädigten nach Y. 130 , Abſatz 2 noch eine Friſt ane
beraumt , um den Beſchlag imbürgerlichen Rechtswege zu erwirken ,
indem bis zum Ablauf dieſer Friſt der vom Strafeichter angelegte
Beſchlag für den Beſchädigten noch ſeine Wirkung behält .

Die von der zweiten Kammer im Abſatz 2 des §. 130 eingeſchalteken

8 .
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Hl . in Fällen , in welchen nach §. 126 , Abſatz 2 die Beſchlag⸗

nahme im ſtrafrechtlichen Intereſſe nicht ſtatt hat , dieſelbe

gleichwohl gleichzeitig mit den im 8. 126 , Abſatz 1 bezeich⸗

neten Maßregeln für den Betrag des muthmaßlichen
Schadens ( wie der Strafprozeß - und Vollſtreckungskoſten )

von Amtswegen verfügt wird .

Dieſe letztere Beſtimmung ( . ) kommt zur Anwendung

1 ) bei den Flüchtigen , wenn das Verbrechen nicht mit
Arbeitshaus oder höherer Strafe bedroht iſt , denn in dieſem

Falle , und nur in dieſem Falle iſt bei Flüchtigen die

Beſchlagnahme nach §. 126 , Abſatz 2 nicht ſchon ſtrafrechtlich
begründet . Was aber

2 die ſonſt Abwefenden betrifft , fo finden gegen fie ,

wie wir oben bei den SS . 126 und 127 gefehen haben , die im

§. 126 , Abfag 1 bezeichneten Mağregeln , deren Ergreifung nach

§. 131 die von Amtswegen eintretende Beſchlagnahme zu Gunſten

des Beſchädigten bedingt , überhaupt nur

` a . in den Fällen des g. 176 der Strafprozeßordnung Cna -

mentlich bei einer gu erwartenden trafe von mehr als zwei
Jahren Arbeitshaus ) ſtatt , oder

b. wenn der Abweſende einer ihm zugegangenen perſön —⸗

lichen Vorladung keine Folge geleiſtet hat ( § . 127 ) .

Zu a. In den erſteren Fällen iſt der Beſchlag nad §. 126 ,

Abſatz 2 auch ſtets ſtrafrechtlich begründet ; der nach §. 131

zuläſſige beſchränktere Beſchlag kann alſo

zu b. nur in den andern Fällen am Platze ſein , wenn es

ſich um ein nur mit geringerer Strafe als mit Arbeitshaus
bedrohtes Verbrechen handelt , und der Abweſende auf die ſtatt

gehabte perſönliche Vorladung nicht erſchienen iſt .

3u den § § . 132 —134 .

Das Gefeg nimmt an , daf überhaupt gegen einen Abwe⸗

jenden fein Urtheil erfolgen tönne , e8 fei denn , daf er öffentlich
vorgeladen wurde und innerhalb der anberaumten Friſt
dennoch nicht erſchien .

Worte : „ oder geeigneten Falles im Wege der Anſchließung “

find ohne praktiſchen Werth , denn dieſer „ geeignete Fall “ tritt nie

ein , da ja in den Fällen des §. 129 , Abfag 3 dag Strafverfahren

wegfällt , eine Anſchließung an daſſelbe alſo nicht mehr möglich iſt .
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1 ) Die öffentliche Vorladung unterbleibt nun

a. nach 8. 127 bei Abweſenden , welchen keine vorherige
perſönliche Vorladung eingehändigt werden kann , und die doch

weder flüchtig ſind , noch in Gemäßheit des §.176 der Straf⸗
prozeßordnung im Falle der Anweſenheit verhaftet würden ,
ſodann

b. auch bei Flüchtigen in den zur amtsrichterlichen
Gerichtsbarkeit gehörigen Strafſachen ( §. 16 ) nach §. 132 des

vorliegenden Geſetzes , inſofern nicht beſondere Gründe die

alsbaldige Erledigung der Sache erheiſchen ) .

In dieſen beiderlei Fällen wird die Unterſuchung , ſo weit

es ohne Vernehmung des Angeſchuldigten geſchehen kann , für
den Fall der Rückkunft deſſelben fürſorglich gepflogen ; ſie
wird aber niht geſchloſſen und es wird kein Urtheil gefällt .

2 ) In allen andern Faͤllen wird die Unterſuchung bis an ' s

Ende geführt , und wenn ſie geſchloſſen und zugleich die in der

öffentlichen Vorladung beſtimmte Friſt abgelaufen iſt , nach §. 133

Dag Urtheil gefällt .

Zeigen ſich jedoch hiebei die Anſchuldigungsbeweiſe
als unzulänglich , ſo beſchließt das urtheilende Gericht ( das

Amt , beziehungsweiſe das Hofgericht , oder in den ſchwur —

gerichtlichen Fällen die Anklagekammer ) nach §. 134 oder

135 , Abſatz 1 nur , daß die Unterſuchung bis auf Wieder⸗

betreten auf ſich zu beruhen habe , weil das Geſetz
annimmt , daß bei Anweſenheit des Angeſchuldigten durch die

an ihn zu richtenden Fragen und durch ſeine Confrontation mit

den Zeugen ꝛc. möglicherweiſe mehr Gewißheit zu Tag kommen

könnte und eine Ueberfuͤhrung immerhin noch in Ausſicht

*) Solche Gründe ſind auch jedesmal vorhanden , wenn ein Ankläger
( vergl . die Anmerkungen zu den §§. 7 und 8) aufgetreten iſt und dieſer
die Aburtheilung verlangt . Derſelbe würde ſonſt gar nicht zu ſeinem
Rechte gelangen können . Daher hat ſchon die Strafprozeßordnung ,
welche ſonſt mehr als das neue Geſetz die öffentlichen Vorladungen be⸗

ſchränkte , indem ſie dieſelben im Allgemeinen erſt am Schluſſe der Unter⸗

ſuchung , auf das Erkenntniß , daß Grund zur weitern gerichlichen Verfolgung
vorhanden ſei , eintreten ließ ( §. 316 ) , im §. 327 dennoch verordnet , daß
da , wo ein Ankläger auftrat , dieſer ſtets im End erkenntniß und zu
dieſem Behufe die öffentliche Vorladung des Angeklagten ver⸗
langen könne .



ſtünde . Eine Freiſprechung des Abweſenden ( in ver —

ſchiedenen Formen ) erfolgt nur in drei Fällen :
a. Wenn die Beweiſe des Thatbeſtands oder gegen die Perſon

des Angeſchuldigten ſo mangelhaft find , daf felbft die Behand -

lung deſſelben als Angeſchuldigter nicht begründet erſcheint

( §. 193 der Strafprozeßordnung ) , ſo wird das Verfahren vom

urtheilenden Gerichte eingeſtellt , wie dies nach den § § . 62

und 63 der Strafprozeßordnung ( verglichen mit §. 28 des vor —

liegenden Geſetzes ) ſchon der Unterſuchungsrichter in

Fällen des §. 16 für ſich allein und in höhern Straf —

ſachen mit Zuſtimmung des Staatsanwalts hätte ver —

fügen können .
Dieſe Art von Freiſprechung , bei welcher nach §. 118 auf

erhebliche neue Beweiſe die Wiederaufnahme ſtattfindet , läßt der

S. 134 auh gegen Abweſende und Flüchtige eintreten , und die

Wirkung des §. 129 , Abſatz 3 , wornach der erkannte Vermö —

gensbeſchlag wieder aufhört , tritt hier eben ſo ein , wie bei jeder
andern Art von Freiſprechung .

5 Eine Freiſprechung des Abweſenden oder Flüchtigen tritt

ferner ein, wenn gegen die Anſchuldigung der Gegenbeweis
( z B . das alibi oder ein anderer Thäter ꝛc. ) , oder wenn

der Beweis einer Entſchuldigungs - Thatſache G. B .

der Nothwehr ꝛc ) geführt iſt , denn hier handelt es ſich nicht

nur , wie der §, 134 vorausſetzt , um eine „ Unzulänglichkeit
der Beweiſe der Anſchuldigungs - Thatſachen . “

Die Freiſprechung erfolgt hier bei den Amtsgerichten

nach §. 106 in der Form des §. 105 , bei den Hofgerichten
nach Vorſchrift des §. 35 , Abſatz 2, und in den Schwurgerichts —
fällen von der Anklagekammer in der Form des §. 79 .

0. Endlich erfolgt eine Freiſprechung , wenn ſich herausſtellt ,
daß die That unter kein Strafgeſetz falle . Hier wird ſo —

wohl von Amtsgerichten , als von Hofgerichten und

yon der Anklagekammer nach den §§. 35 , Abſatz 1, 79

und 106 ausgeſprochen , daß kein Grund zur weitern gericht —
lichen Verfolgung vorhanden ſei .

Gegen dieſe Freiſprechungen jeder Art ſtehen dem Staats —

anwalt die nämlichen Rechtsmittel zu , wie wenn ein Anwe —

ſender freigeſprochen wurde , und gegen das Erkenntniß , daß
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die Unterſuchung bis auf das Betreten des Angeſchuldigten auf
ſich zu beruhen habe , hat er nach §. 134 die Beſchwerde —
führung . Dem Angeſchuldigten ſteht dieſe letztere nicht
zu , in ſo weit es ſich um Thatfragen handelt , ſondern nur alg -

dann , wenn und ſo weit er behauptet , daß die That durch
fein Strafgeſetz bedroht ſei , alſo das unter c. erwähnte
Erkenntniß hätte gegeben werden ſollen .

Zum . 135 .

Der Abſatz 1 ſpricht nur von dem Falle , wo die Beweiſe
zur Verſetzung in den Anklageſtand nicht hinreichen . Damit

ſind die in den Anmerkungen zu den § § . 132 —134 unter a. b .

und C. erwähnten drei Freiſprechungs fälle nicht aus⸗

geſchloſſen .
Im Uebrigen erfolgt , wenn die Verſetzung in den Anklage —

ſtand ausgeſprochen wird , mit deren Bekanntmachung nun eine

nochmalige öffentliche Vorladung Zur Schwurgerichtsſitzung ) ,
und erſt wenn der Angeklagte wieder nicht erſcheint , wird er

von dem Schwurgerichtshof ohne Beizug von Geſchwornen
in den Formen , welche der §. 35 für die Hofgerichte vor —

ſchreibt , abgeurtheilt . Hält der Schwurgerichtshof die Ver —

urtheilung nicht für begründet , ſo treten wieder die oben dar —

geſtellten Vorſchriften des §. 134 ein .

Bei der Bekanntmachung der Verſetzung in den Anklageſtand
und der Ladung zur Schwurgerichtsſitzung unterbleibt einſtweilen
die Vorladung der Zeugen und Sachverſtändigen , weil nach

Abſatz 3 des §. 135 im Falle des Erſcheinens des Angeklagten

deſſen Vernehmung durch den Unterſuchungsrichter mit etwaiger
Ergänzung der Unterſuchung noch ſtatt hat , ehe die Sache zur

Aburtheilung kommt . Hält aber der Schwurgerichtshof im Falle
des Ausbleibens des Angeklagten nach §. 35 , Abſatz 2 eine

Schlußverhandlung nöthig , und kann er ſelbſt dieſe Verhand⸗

lung wegen inzwiſchen beendigter Schwurgerichtsſitzung nicht

mehr vornehmen , ſo wird dieſelbe nach §. 103 nachträglich von

einem hofgerichtlichen Senate von fünf Mitgliedern abgehalten .
Der Rekurs gegen die Erkenntniſſe , welche der Schwurge —

richtshof ( oder an ſeiner Stelle ein hofgerichtlicher Senat von

fünf Mitgliedern ) ohne Beizug von Geſchwornen erlaſſen

hat , geht an einen oberhofgerichtlichen Senat von ſieben Mit —
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gliedern ( 8S. 116 und 145 ) , und zwar unbeſchränkt , wie

gegen die ſonſtigen hofgerichtlichen Erkenntniſſe , da der

§. 115 nur von dem Falle gilt , wo ein Urtheil punter Mit -

wirkung von Geſchworenen ergangen iſt . “

Zum 6. 137 .

Nach dem proviſoriſchen Geſetz vom 1. Auguſt 1819 konnte

auch der Vertheidiger als ſolcher , ſelbſt wenn er nur von

Amtswegen aufgeſtellt war , den Rekurs ergreifen . Die zweite
Kammer fand dies unnatürlich und geſtattete außer dem Ange —

ſchuldigten , wie der §. 277 der Strafprozeßordnung , nur

ſeinen Angehörigen ꝛc. , noch ein Rekursrecht .
Nur in fo weit er von dieſen oder vom Angeſchuldig —

ten ſelbſt mit dem Rekurs beauftragt wird , kann alſo auch

der frühere Vertheidiger , wie jeder andere Anwalt den Rekurs

Aleife
Zum 6. 140 .

Während die § § . 119 und 120 von der Wiederaufnahme des
Verfahrens ſprechen , welche dem anweſend oder abweſend

Verurtheilten wegen Neuheiten zuſteht , bezieht ſich der §.

140 nur auf die verurtheilten Abweſenden , welche ihre

Abweſenheit oder ihr Nichterſcheinen zu entſchuldigen vermögen ,
und darum verlangen können , daß das Verfahren in ihrer Ab —

weſenheit wieder aufgenommen und auf Anhórung ihrer eigenen
Vertheidigung ein neues Urtheil gefällt werde . Sie haben

hiebei nicht , wie in Fällen der § § . 119 und 120 , zum Voraus

neue Beweiſe vorzubringen , und es können ſich dieſe während
der Unterſuchung durch die Angaben der nun Erſchienenen oder

auf andere Weiſe ergeben , und die Grundlage zu einem andern

Urtheile liefern .

Hinſichtlich der Frage , welches Gericht über die Zulaſ —

ſung der Wiederaufnahme zu erkennen habe , iſt der §. 123

auch für die Fälle des §. 140 maßgebend .

Zum F. 141 .

In den amtsgerichtlichen Strafſachen erfolgt nach §.
132 gegen den Abweſenden in der Regel kein Urtheil . Wo dies

ausnahmsweiſe dennoch geſchieht , alſo auch das Erkenntniß
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über das Wiederaufnahmsgeſuch deg 8. 140 wieder vom Amts —

geridte erlaffen wirds verfteht fih von felbft , Dap die Be -

ſchwerdeführung hiegegen nicht an dag O berhofgericht , ſon⸗
dern an das Hofgericht geht , da der §. 141 nur die regel⸗

mäßigen , vom Hofgericht oder Schwurgerichtshof in erſter In —

ſtanz erledigten , Fälle im Auge hat

Uebrigens ſteht , wie aus §. 141 erhet , dem Staatsanwalt

gegen die Zulaſſung der vom Verurtheilten geſuchten Wie —

deraufnahme hier eben fo wenig , als in den Fällen Der $ S.

119 und 120 eine Beſchwerdeführung zu . Erfolgt auf den

Grund des neuen Verfahrens ein dem Angeſchuldigten günſtigeres
Urtheil als das frühere , ſo hat alsdann auch der Staats - ⸗

anwalt hiegegen die nämlichen Rechtsmittel , wie ſie ihm

gegen die Erlaſſung dieſes Erkenntniſſes , wenn es ſchon das

erſte Mal ergangen wäre , zugeſtanden hätten .

Zum 8. 142 .

Für mehrere Theilnehmer an einem Verbrechen iſt nach §.

16 der Strafprozeßordnung nur ein und dasſelbe Gericht

zuſtändig , wenn gleich die mehreren Theilnehmer ihre die

Theilnahme begründenden Handlungen in verſchiedenen

Gerichtsbezirken verübten . Der Fall wird für den Richter klarer ,
wenn ihm die Erklärungen der verſchiedenen Betheiligten und

die Beweiſe gegen den Einen und Andern gleichzeitig vorliegen ,
und die Theilnehmer werden mit mehr Rechtsgleichheit behandelt
und ihre Schuld wird in einem gerechteren Verhältniſſe gegen
einander abgewogen , wenn über Alle vom nämlichen Richter

und wo möglich gleichzeitig erkannt wird .

Aus eben dieſem Grunde iſt , wie die Zuſtändigkeit , ſo
auch die Gerichtsbarkeit für alle Theilnehmer ſtets die⸗

ſelbe , wenn gleich ſonſt bei verſchiedenen Betheiligungen , ſei
es nach der dadurch verſchuldeten verſchiedenen Strafe ( 8 .
18 und §. 41 , Ziffer 41 oder Ziffer 43 ) , oder ſei es , weil

Einzelne bei den nach den ŞS . 16 und 41 die höhere Gerichts⸗
barkeit bedingenden Umſtänden nicht betheiligt ſind , nach
der allgemeinen Regel der Eine von einem höhern Gerichte
abzuurtheilen wäre , als der Andere .

Hält das Amtsgericht in Fällen des §. 16 auch nur bei

einem Theilnehmer eine das amtliche Strafmaß überſteigende
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Strafe für begründet ( 8S . 17 und 18 ) , oder ift nur bei Ginem

derſelben ein Thatumſtand vorhanden , welcher die Sahe fo

vereigenſchaftet , daß ſie hinſichtlich dieſes Theilnehmers die

Vorausſetzungen des §. 16 überſteigt , ſo hat das Hofgericht
über alle Theilnehmer zu erkennen . Eben dieſes gilt , wenn

die That hinſichtlich einzelner Theilnehmer an und fúr fih
nicht unter die Fälle des §. 41 gehört , während ſie hinſichtlich
Anderer die Dort geforderten Cigenſchaften hat , indem hier
nah §. 43 das Schwurgericht ebenfalls über alle Theil —
nehmer urtheilt .

Auf dem nämlichen Geſichtspunkte beruht der Grundſatz ,
daß über die verſchiedenen Theilnehmer , ſo weit ſie bekannt ſind ,
von einem und demſelben Gerichte auch gleichzeitig erkannt

werde . Dieſer Grundſatz iſt im Eingange des §. 142 ſogar für
Den Fall , daß der eine Theilnehmer anweſend und der an⸗

dere abweſend ſei , als Regel vorgeſchrieben , und es ſind

nur Ausnahmen geſtattet , zur Vermeidung unbilliger Härte
gegen Anweſende , namentlich gegen Verhaftete , deren

Rechtsunſicherheit und Haft durch das Verfahren gegen Abwe —

ſende etwa ungebührlich verlängert würde .

Vorübergehende Beſtimmungen .

Zum 5. 143 .

Da mit Vorbehalt Der Beſtimmugen der GE. 145 und 147

Der Theil H. úber die Strafgerichte und das Verfahren derſelben
hinſichtlich aller Strafſachen , die am 1. März 1851 noch

nicht in erſter Inſtanz abgeurtheilt ſind , in Wirkſamkeit tritt ,

ſo ſind nun alle an dieſem Tage bei den Hofgerichten zur Ent —

ſcheidung vorliegenden , aber noch nicht entſchiedenen Strafſachen ,

fo wéit fte unter jene des §. 16 gehören , an die Bezirksämter

zur Erledigung zurückzugeben , und dieſe haben ſodann erſt

diejenigen derſelben , in welchen ſie eine das amtliche Straf —

maß (§. 17 ) überſteigende Strafe begründet halten , nach 8.

18 dem Hofgerichte mit Begründung ihrer Anſicht nochmals

vorzulegen .
Das Geſetz ſetzt voraus , daß das Urtheil erſter Inſtanz „ noch

nicht gefällt “ ſei . Die Verkündigung desſelben vor

dem 1. März iſt alſo nicht erforderlich .
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Vom 1. März an urtheilen die Hofgerichte in allen nach

dieſem Geſetze in erſter oder zweiter Inſtanz zu ihrer Gerichts —

barkeit gehörigen Strafſachen in Verſammlungen von drei

Mitgliedern , und ſie verfahren dabei namentlich nach ten $ S.

35 und 113 .

Zum § 115

Da die Vorarbeiten zur Bildung der Schwurgerichte noch

eine längere Zeit fordern , ſo werden vor dem 1. Juli 1851

keine Schwurgerichtsſitzungen gehalten , und die Hofcgerichte
können bis dahin die Schwurgerichtsfälle in Sitzungen von fünf

Mitgliedern in den gleichen Formen wie die hofgerichtlichen

Strafſachen ( §88. 35 —38 ) aburtheilen ) .

Dieſe Beſtimmung ſpricht übrigens nur von denjenigen

Schwurgerichtsſachen , die vom 1. März bis 1. Juli 1854 noch

zur Aburtheilung kommen . Inſofern die Hofgerichte

bei den etwa im Mai oder Juni 1851 einkommenden vor die

Schwurgerichte geeigneten Sachen nach dem Stande der Geſchäfte

vorausſehen , daß ſie bis zum 1. Juli nicht zur Aburtheilung

kommen werden , werden ſie dieſelben , um keine Zögerung ein —

treten zu laſſen , alsbald an den Staatsanwalt zur Mittheilung

an die Anklagekammer abgeben , ſo daß dieſe ſchon vor dem

1. Juli über die Verſetzung in Anklageſtand erkenne ( § . 79

und 80 ) , etwaige Beſchwerden hiegegen erledigt werden ( § . 82 ) ,

der Staatsanwalt die Anklageſchriſt übergebe ( §. 84 ) ꝛc. Es

könnten ſonſt in dem dritten (jetzt erſten ) Vierteljahr , welches mit

dem 1. Juli beginnt , kaum rechtzeitig Schwurgerichtsſitzungen ge —

halten werden , und ein größerer Nachtheil beſtände noch darin ,
daß bei Nichtbefolgung dieſes Weges die Rechtspflege über —

haupt verzögert würde , indem die im Mai und Juni

eingekommenen Schwurgerichtsſachen , wenn ſie vor dem 1. Juli

beim Hofgerichte nicht mehr zur Erledigung kämen , nun erſt

doh noh an den Staatsanwalt zur Mittheilung an die An —

klagekammer abgegeben würden und von da bis zur Anordnung

der Sitzung noch einen weiten Weg durchlaufen müßten .

*) Der Rekurs hiegegen an das Oberhefgericht iſt unbeſchränkt ,

wie in den zur Gerichtsbarkeit der Hofgerichte gehörigen Strafſachen

( §. 34 Ziffer ) . Vergleiche den letzten Abſatz der Anmerkungen zum §. 435 .
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Der Abſatz 2 des 8. 145 hat , wie dies auch beabſichtigt
wurde , die Folge , daß alle etwa erſt noch zur Aburtheilung
kommenden Theilnehmer an der Revolution von 18419 nicht
nach dem neuen Geſetze , ſondern in der bisherigen Weiſe
von den Hofgerichten mit Vorbehalt des Rekurſes an das

Oberhofgericht abgeurtheilt werden .

Zum §. 146 .

Dieſer Artikel ergänzt oder erläutert ſich durch den §. 143

dahin , daß es nicht darauf ankomme , ob am 1. März 1851

der Rekurs ſchon angemeldet ſei . Auch wenn dies nicht

der Fall iſt , ja ſelbſt wenn in einer Strafſache das in erſter
Inſtanz vor dem 1. März gefällte Urtheil an dieſem Tage
noch nicht einmal verkündet iſt , ſo findet auf dieſe
Strafſache das neue Geſetz nach §. 143 dennoch überhaupt
keine Anwendung , kann alſo auch in der darauf folgenden

Rekurs inſtanz nur nach den bisherigen Geſetzen behan —
delt werden .

Für ſolche Rekurſe kommt båbet auch das nach §. 144 , Ab -

ſatz 2 ſonſt am 1. März 1851 außer Wirkſamkeit tretende proz

viſoriſche Geſetz vom 1. Auguſt 1849 noch zur Anwendung .
Namentlich kann , wenn das hofgerichtliche Urtheil vor dem 1.

März gefällt wurde , nach §. 10 des Proviſoriums auch
der Vertheidiger den Rekurs ergreifen , wogegen ihm , wenn

das hofgerichtliche Urtheil ſpäter ergieng , dieſer Rekurs nach

dem . 137 des gegenwärtigen Geſetzes nicht zukommt .

Zum ş . 147 .

Da diefe Beftimmung algemein von der Wiederaufnahme
Deg Berfahreng fpriht , fo gehören niht nur die auf Neuz

heiten gegründeten Wiederaufnahmen ( SS . 118 —122 ) hieher ,
ſondern auch jene des §. 140 , wo ein in ſeiner Abweſenheit
Verurtheilter auf den Grund einer Entſchuldigung der

Abweſenheit die Wiederaufnahme ſucht .
Da übrigens Der §. 147 nur für den Fall , wo die Wie⸗

deraufnahme zugelaſſen iſt , für die neuerliche Abur -

theilung das bisherige Verfahren vor den bishe —
rigen Gerichten vorſchreibt , ſo findet für das Vorverfahren ,
wo über die Zulaſſung der geſuchten Wiederaufnahme er —
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kannt wird , nach §. 143 das neue Geſetz Anwendung . In
dieſer Beziehung ſind alſo ſowohl hinſichtlich des Gerichts CS.
123 ) und der Zahl der Richter ( 88 . 34 , 45 , [ verglihen
mit 103] , 112 und 116 ) , wornach beim Hofgerichte drei , oder
in Schwurgerichtsfällen fünf , und beim Oberhofgerichte fünf,
beziehungsweiſe ſieben Richter mitwirken , als auch hinſichtlich
der gegen die Zulaſſung oder Zurückweiſung der Wiederauf⸗
nahme zuläſſigen Beſchwerden ( § 8 . 141 und 124 , verglichen
mit den § § . 306 —308 der Strafprozefordnung ) und der auf⸗
ſchiebenden Wirkung derſelben die Beſtimmung des neuen

Geſetzes maßgebend .
Eben ſo ſind , da der §. 147 hierin nichts Abweichendes be —

ſtimmt , für die materiellen Fragen , ob die Wiederauf⸗
nahme geſetzlich begründet ( §Ss. 118 —122 und 140 ) und
nicht verjährt ( §. 124 , verglichen mit §. 309 der Strafpro⸗
zeßordnung ) , alſo überhaupt zuzulaſſen ſei ? — nur die

Vorſchriften des neuen Geſetzes entſcheidend .
Iſt aber auf ſolche Weiſe nach den Gründen und in den

Formen des neuen Geſetzes die Wiederaufnahme einmal

zugelaſſen , oder nach dem Ausdrucke des §. 147 „ dem
Geſuche um Wiederaufnahme ſtatt gegeben “ , ſo wird nun , ſofern
die Sache das erſte Mal ſchon vor dem 1. Marz 1851 , oder
in Fallen des §. 145 , Abſatz 2 auch ſpäter noch in den
alten Formen abgeurtheilt wurde , die neuerliche Abur —

theilung nach der beſondern Beſtimmung des §. 147 ebenfalls
wieder „ nach der bisherigen Verfahrungsart und von dem

nämlichen Gerichte vorgenommen , welches das erſte
Urtheil gegeben hat, “ d. h. ein ſolcher früherer Straffall wird ,
ſobald überhaupt die Wiederaufnahme zugelaſſen iſt , vom

Hofgerichte und im Rekurswege vom Oberhofgerichte in den

bisherigen Senaten in geheimer Sitzung ohne Geſchwo —
rene und ohne mündliche Verhandlung in der bisherigen Weiſe
von Neuem abgeurtheilt .

Zum Schluſſe noch eine kurze Betrachtung : —

Gewiſſenhaftigkeit , Gründlichkeit und ſtrenge Geſetzlichkeit ſind
Vorzüge deutſcher Juriſten . Oft aber artet eine vermeintliche
Gründlichkeit , die über lauter kleinen Einzelnheiten den
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Kern der Sache überſieht , in eigene Unſicherheit und

Hilfloſigkeit aus , und die vermeintliche ſtrenge Geſetzlich —
keit wird durch Wortklauberei , die den Geiſt und Zweck des

Geſetzes aus dem Auge verliert , zur Unwahrheit , zur

Pedanterei und zu materiellem U nrecht .

Wegnn auch bei der Anwendung der Strafgeſetze zum

Schutze der perſönlichen Freiheit die Fernehaltung jeder aus —

dehnenden Auslegung nöthig iſt , damit der dem Strafgeſetzbuche
im §. 1 an die Spitze geſtellte oberſte Grundſatz des Rechts :

nulla pæna sine lege — nie verlegt werde , — fo muf

doch überall , insbeſondere in der Strafausmeſſung , zu⸗

gleich ein praktiſcher Geſichtspunkt feſtgehalten und frei von

wandelbaren Anſichten des Tages , und wie von unnatürlicher

Härte , ſo auch von phantaſtiſchen Humanitätstheorien , der Zweck

des Strafrechts überhaupt in das Auge gefaßt werden , daß die

Gerechtigkeitspflege ibre hohe Achtung bewahre und in dem

veränderlichen öffentlichen Leben eine feſte Säule bilde , an der

die beleidigte Geſellſchaft , wie der Einzelne , Schutz und Recht finde .

Namentlich aber hinſichtlich des Verfahrens ſoll die Stel —

lung des Richters eine thunlich freie ſein . Zwar darf er die

vom Geſetze der richterlichen Gewalt geſetzten Schranken nicht

überſchreiten und die den Betheiligten geſetzlich zugeſicherten Rechte

nicht beeinträchtigen . Was aber die Behandlung Der Sache im

Uebrigen und namentlich die vom Geſetze nicht ausdrücklich
entſchiedenen Fragen beſrifft , ſo wird vorzugsweiſe der Geſichts —

punkt der Zweckmäßigkeit leitend ſein . Der Richter wird

ſtets im Auge haben , daß das Verfahren nicht Selbſt⸗

zweck , ſondern nur Mittel zur Anwendung des Strafge⸗
ſetzes iſt , und daß es die Aufgabe hat , die Wahrheit auf

dem einfachſten und kürzeſten Wege , der mit den gegebenen

geſetzlichen Garantien vereinbarlich iſt , zu ermitteln . Von dieſem

Standpunkte aus wird der Richter nicht für alle bei dem Berz

fahren vorkommenden Einzelnheiten eine beſondere geſetz —

liche Beſtimmung nöthig halten , oder im Geſetze , wo es

dem geſunden Menſchenverſtande und einer darnach ſich bildenden

Praxis etwas überlaſſen hat , überall uur Lücken finden . Er

wird das Geſetz , wo er nicht durch beſondere Vorſchriften be⸗

ſchränkt iſt , nach dem Zwecke und Geiſte des Ganzen und
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nah den Bedürfniſſen des Falles für ſich ſelbſt er —⸗

gänzen . Damit wird er die Zwecke der Rechtspflege fördern
und ſchneller zum Ziele kommen , als wenn er pedantiſch überall

beſondere Beſtimmungen vermißt und ſich dann nur etwa durch
Wortklaubereien zu helfen ſucht und auf dieſem Wege etwas

Zweckwidriges oder Zweckloſes herausdeutelt .

Im Allgemeinen iſt zu erwarten , daß die Uebung in der

Strafausmeſſung den Richter geiſtig höher ſtellen und ſeinen
Sinn für die Würdigung der Strafbarkeit jeder Handlung nach

allgemeinenGeſichtspunkten ſchärfen wird , und daß unſere Richter

hiedurch , ſo wie durch das öffentlich - mündliche Verfahren in

Strafſachen , bei welchem ſie nicht mehr wie bisher blos mit

Akten , ſondern auch mit lebenden Weſen in Berührung
kommen , neben Bewahrung ihres Sinnes für Recht und Geſetz
zugleich zu jener praktiſchen Gewandtheit , Sicherheit und Kürze
im Verfahren geführt werden , welche in Ländern , wo dieſe Ein —

richtungen ſchon lange beſtehen , die Gerichte ſo auszeichnen .

Diejenigen , die ſich eine übertriebene Vorſtellung von der

Arbeitserſchwerung machen , die in den mündlichen Verhand —
lungen der Strafſachen liegen ſoll , darf man nur auf das

Beiſpiel der baieriſchen Rheinpfalz hinweiſen , wo für etwa
600,000 Einwohner ( ſechs Vierzehntel oder drei Siebtel des

Großherzogthums ) ein Appellationsgericht und vier ſehr ſpärlich
( mit kaum drei Siebtel des Perſonals unſerer Hofgerichte ) be —

ſetzte Bezirksgerichte beſtehen . Die Letztern entſcheiden in erſter
Inſtanz über alle mit mehr als fünf Tagen Gefängniß bedrohten
Strafſachen , die niht vor die Schwurgerichte gehören , alſo über
eine vielfach größere Anzahl , als unſere Hofgerichte , indem bei⸗
ung der Zahl nach weithin die meiſten Fälle in erſter In —
kang von den Aemtern erledigt werden und von dieſen nut
eine verhältnißmäßig geringe Anzahl noch im Rekurs wege
an die Hofgerichte kommen . Auch in Beziehung auf die
letztern haben aber in der Rheinpfalz die Bezirksgerichte nicht
nur die Rekurſe in denjenigen Straffachen zu erledigen , die
bei uns als gerichtlich gelten , ſondern zugleich in jenen
ſehr zahlreichen Fällen , welche bei uns von den Polizeibe —
hörden und von den Forſtfrevelgerichten entſchieden
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werden und im Rekurswege gar nicht an die Hofgerichte ,

ſondern an die Kreisregierungen gelangen .

Im Jahr 1818 wurden in der Rheinpfalz von den vier Be —

zirksgerichten 3128 ( von einem alſo durchſchnittlich 782 ) cor —

rectionelle Strafſachen , wobei 4092 Perſonen angeſchuldigt

waren , in erſter Inſtanz erledigt &) . Unſere Hofgerichte Hatten

dagegen , obſchon die Bevölkerung des Großherzogthums zu jener

der Rheinpfalz wie vierzehn zu ſechs , oder wie ſieben zu drei

ſich verhält , in den gewöhnlichen Jahrgängen nur 1800 bis

2000 Strafſachen in erſter Inſtauz abzuurtheilen , welche Zahl

nun , abgeſehen davon , daß ein Theil derſelben an die Schwur —

gerichte übergeht &* ) , insbeſondere durch die bedeutende Er —

weiterung der amtlichen Gerichtsbarkeit vielleicht unter die

Hälfte von jener der rheinpfaͤlziſchen Bezirksgerichte herab —

finken wird . Und doch haben dieſe letztern in allen Sachen eine

mündliche Verhandlung mit Vorladung der Zeugen vorzunehmen .

Von den 3128 durch die Bezirksgerichte abgeurtheilten Straf —

ſachen kamen 149 Fälle im Rekurswege an das Appellationsgericht .

Die Anklagekammer behandelte 56 Fälle und das Schwurge —
richt hatte deren 40 abzuurtheilen .

+) Gewer fann fih die Rechnung ſelbſt machen , wie viele dieſer Fälle

ein Bezirksgericht jeweils in einer Sitzung zu erledigen hatte . Die

nämlichen Bezirksgerichte hatten auch noch 4306 bürgerliche Proz

zeſſe in erſter Inſtanz zu erledigen und ſich außerdem vielfach mit Sachen

der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu befaſſen . Daß überdies die Ver⸗

handlung und Erledigung eines bürgerlichen Prozeſſes in erſter Inſtanz

weit mehr Geſchäfte macht , als die Appellationen , wie ſie bei unſern

Hofgerichten vorkommen , wird Niemand beſtreiten .

Bei allen unſern Hofgerichten mit einander ſind aber , weil da immer

nur ein Theil der in erſter Inſtanz entſchiedenen Rechtsſtreite auch in die

Appellations inſtanz kommt , nach der Statiſtik von 1840 —1844 jährlich

im Durchſchnitt nur 1306 Appellationen und 72 Erſtinſtanzſachen der Pri⸗

vilegirten , ſomit im Ganzen 1378 Civilprozeſſe vorgekommen .

a ) In den ſchwurgerichtlichen Fällen haben einzelne Mitglieder deg

Hofgerichts bei der Anklagekammer und beim Schwurgerichtshofe ebenfalls

mitzuwirken . Doch waren bei den großen Verbrechen , welche an das

Plenum kamen , bisher noch mehr Mitglieder beſchäftigt . Bei den die

große Mehrzahl ausmachenden hofgerichtlichen Strafſachen beſteht
aber künftig eine große Erleichterung darin , daß dabei nur noh drei

Mitglieder zu Gericht zu ſitzen haben .
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